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Gesetz erlaubt „verdeckte Ermittler“
Rasterfahndung, heimliche Wohnungsdurchsuchung, internationale Polizeitätigkeit leichter

Die Bundesregierung versucht, dem Gesetzentwurf zur Be­
kämpfung des Rauschgifthandels und anderer Formen or- 
canisierter Kriminalität Popularität zu verschaffen, indem 
sie die „Drogenbekämpfung“ als Hauptabsicht heraus­
stellt. Damit verdeckt sie, daß mit dem Gesetz polizeiliche

Der Gesetzentwurf war zu Anfang der 
Legislaturperiode von Bayern und Ba­
den-Württemberg über den Bundesrat 
cingebracht worden. Bereits vor mehr 
als drei Jahren hatte sich die Innenmini­
sterkonferenz der'Länder auf eine ge­
meinsame Richtlinie an die Länderpoli­
zeien geeinigt, die den Einsatz von ver­
deckten Ermittlern gegen die sogenannte 
„organisierte Kriminalität“ empfahl, 
Ende 1989 einigten sich die Innenmini­
ster darauf, an „verdeckte Ermittler“ 
eine „Erschwerniszulage“ zu zahlen — 
ein deutlicher Hinweis darauf, daß die 
Polizei nicht nur die Möglichkeit für den 
Einsatz erhielt, sondern längst Polizei­
beamte in Gruppen einschleust, die nicht 
legaler Handlungen verdächtigt werden. 
Die Reaktionen aus den Reihen der Poli­
zei auf den jetzt beschlossenen Gesetz­
entwurf weisen zudem daraufhin, daß 
inzwischen einiges übliche Praxis war, 
was jetzt nicht mehr erlaubt sein soll.

/Xnders als im Gesetzentwurf des Bun­
desrates vorgesehen, sollen „verdeckte 
Ermittler“ nicht als „verdeckte Zeu­
gen“ auftreten können. D.h., wenn auf­
grund der Beweise, die die „verdeck­
ten“ Polizeibeamten gesammelt haben, 
ein Verfahren eröffnet wird, müssen 
diese Polizeibeamten auch offen als Zeu­
gen Stellung nehmen. Seit Mitte der 
achtziger Jahre hatte es mehrfach Versu­
che von Polizei und Staatsanwaltschaf-

ten gegeben, dies zu vermeiden, mit dem 
Hinweis, die Polizeizeugen seien ge­
fährdet, wenn sie offen im Prozeß auf­
träten. Außerdem soll den beamteten 
Spitzeln nicht erlaubt sein, Straftaten zu 
begehen, damit sie als Mitglieder der 
verfolgten Gruppen akzeptiert werden. 
Und anders als der Bundesrats-Entwurf 
sieht der jetzige Entwurf nicht vor, daß 
Abhörgeräte ohne richterliche Anord­
nung in Wohnungen angebracht werden 
dürfen. Bundesinnenminister Schäuble 
hat jedoch angekündigt, daß er diese Re­
gelungen im Laufe der nächsten Jahre 
noch ändern wolle, er nimmt die „euro­
päische Vereinheitlichung“ als Begrün­
dung.

Erlaubt sein soll den Polizeibeamten 
aber, als „verdeckte“ Beamte interna­
tional tätig zu sein, nämlich je nach Tä­
tigkeitsradius der Gruppe, der sie sich 
angeschlossen haben. Als kriminelle 
Organisation darf die Polizei auch ein­
zelne Leute verfolgen, wenn sie den Ein­
druck hat, daß diese Leute einer im Aus­
land bestehenden Organisation angehö­
ren. Zudem soll die heimliche Durchsu­
chung von Wohnungen ohne richterli­
chen Beschluß und ohne Mitteilung an 
die Betroffenen möglich werden. Er­
leichtert wird mit dem Gesetz außerdem 
die Durchführung von Groß- und Ra­
sterfahndungen.

Getroffen werden von diesen gesetzli-

Ermittlungsmethoden legal werden sollen, die staatlicher 
Willkür Raum verschaffen. Das Gesetz bezieht sich auf al­
les, was als „organisierte Kriminalität“ bezeichnet wird. 
Ob mit diesem Weg, Polizeizeugen zu schaffen, die Drogen­
abhängigkeit verringert wird, kann bezweifelt werden.

chen Regelungen so unterschiedliche 
Gruppen wie Befreiungsbewegungen, 
Gruppen, die sich mit Glückspiel oder 
Autodiebstahl oder anderen illegalen 
Tätigkeiten befassen, aber auch Drogen­
händler.

Daß mit den geplanten Maßnahmen 
die Drogenabhängigkeit gemindert, die 
Zahl der schweren Erkrankungen und 
Todesfälle unter den Drogenabhängigen 
verringert werden könnten oder die Aus­
breitung der Drogenabhängigkeit ge­
dämpft werden könne, ist zu bezweifeln. 
Die bundesdeutschen Behörden verfol­
gen seit Ende der sechziger Jahre das 
Konzept, Drogenabhängigkeit durch 
Kriminalisierung des Drogenhandels 
und Drogenbesitzes zu verhindern. Von 
irgendeinem Erfolg mit diesem Verfah­
ren ist nichts zu sehen.

Die Gefahren, die von einer Gesetzge­
bung ausgehen, die die Möglichkeiten 
polizeilicher Willkür ausweitet, sind er­
heblich. Die Hälfte des Drogenumsatzes 
werden nach Angaben von Interpol für 
den Drogentransport und für Beste­
chungsgelder aufgewandt. Je verdeckter 
und illegaler Ermittlungsbeamte arbei­
ten, desto erpreß- und bestechbarer sind 
sie, denn ihr Einsatz entzieht sich der öf­
fentlichen Kontrolle.
Quelle: Bundesratsdrucksache 74/90; Frankfur­
ter Allgemeine Zeitung, Kölnische Rundschau, 
Frankfurter Rundschau vom 25.7.91 — (uld)
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Nachdem auch die bürgerliche Öffentlichkeit kritisch bewertet hatte, daß die neue 
Rechtslage Massenabschiebungen von bisher geduldeten Flüchtlingen erlaubt, hat 
Innenminister Schäuble reagiert. Für bestimmte Gruppen soll ein „vorübergehen­
der“ Abschiebestopp gelten, u.a. für Afghanen, Tamilen und irakische Kurden bis 
Dezember. „Massenabschiebungen ohne Einzelfallprüfung“ werde es auch künftig 
nicht geben — deutsche Behörden waren schon immer gründlich. — (aik, Bild: af/mz)

Streiks im öffentlichen Dienst
Tarifverhandiungen über Nachbesserung erzwungen

So wütet der Terror türkischer Polizei und Truppen 1

Ein besonders makabres Mitbringsel aus Diyarbakir präsen­
tierte die Abgeordnete Ulla Jelpke, PDS, Teilnehmerin einer 
Delegation, die sich über die Umstände der Ermordung des 
kurdischen Politikers Vedat Aydin und des von Sondereinhei­

ten verübten Massakers während der Beerdigung informierte: 
ein zerfetztes, blutgetränktes Hemd, das einem Journalisten 
gehört hatte. Ihr überreicht mit den Worten: „An diesem Hemd 
klebt auch deutsches Blut.“ — (mz, Bild: af/mz)

Seit dem 1.7. gilt für die Beschäftigten 
des öffentlichen Dienstes der ehemali­
gen DDR das im Westen gültige Ein­
gruppierungssystem, beruhend auf den 
mit den Gewerkschaften im März abge­
schlossenen Tarifverträgen. Von An­
fang an hat der öffentliche Dienstherr es 
abgelehnt, Beschäftigungszeiten im öf­
fentlichen Dienst der ehemaligen DDR 
anzuerkennen. Beschäftigungszeiten 
spielen für die Höhe der Einkommen im 
öffentlichen Dienst eine entscheidende 
Rolle. Trotz der im Urteil des Bundes­
verfassungsgerichts zur Warteschleifen­
regelung getroffenen Feststellung, daß 
die Bundesrepublik Deutschland 
Rechtsnachfolgerin der ehemaligen 
DDR ist und somit in die existierenden 
Arbeitsverträge eintritt (vgl. auch Pol. 
Berichte 12 und 13/91), lehnte es Bun­
desinnenminister Schäuble noch am 
29.5. erneut ab, die abgeschlossenen 
Tarifverträge nachzubessern.

Inzwischen wurden die ersten Löhne 
und Gehälter, die 60 % der Westeinkom­
men betragen sollten, ausbezahlt. Auf­
grund der Nichtanerkennung der Be­
schäftigungszeiten und absichtlich nied­
rigeren Eingruppierungen (Nichtaner­
kennung von Ausbildungsabschlüssen) 
liegen die Einkommen unter 50% des 
vergleichbaren Westniveaus. Als Folge 
dieser Diskriminierung wechseln viele 
Beschäftigte den Arbeitsplatz, insbeson­
dere in den „grenznahen“ Gebieten und 
Ostberlin. Hinzu kommen gezielte Ab­
werbekampagnen. Bei bestimmten Be­
schäftigtengruppen wie z.B. dem Pfle­
gepersonal führt dies bereits zu extre­

mem Personalmangel, aber auch im 
Nahverkehr oder Technikerbereich exi­
stieren dieselben Probleme.

Nach wochenlanger Diskussion und 
leeren Versprechungen der Politiker war 
die Geduld der Beschäftigten im Ge­
sundheitswesen deshalb als erstes am 
Ende. Spontan legten 800 Pflegekräfte 
zweier Ostberliner Kliniken in der ver­
gangenen Woche die Arbeit nieder; 
Streikaktionen von Krankenhausbe­
schäftigten in anderen Städten der ehe­
maligen DDR folgten. Die Beschäftig­
ten fordern nicht nur die Anerkennung 
ihrer Berufsjahre als Beschäftigungs­
zeit, sondern auch die Angleichung der 
Einkommen. Mit dieser Forderung brin­
gen sie die ÖTV in Verlegenheit, da der 
abgeschlossene Tarifvertrag noch eine 
Laufzeit bis zum 31.3.92 hat. So ver­
liert die ÖTV denn auch in ihrer Tarifin­
formation Nr. 4/91 kein Wort zu dieser 
Forderung.

Begleitet von erneuten Arbeitsnieder­
legungen fand am 26.7. ein „Spitzenge­
spräch“ zwischen Gewerkschaften und 
öffentlichem Dienstherrn statt. Verein­
bart wurde die Aufnahme von Tarifver­
handlungen am 11.9. über die Anrech­
nung von Beschäftigungszeiten. Wäh­
rend die ÖTV jedoch Regelungen für al­
le Beschäftigten im öffentlichen Dienst 
fordert, will Bundesgesundheitsministe­
rin Hasselfeldt dies nur für das Pflege­
personal. Sollte die ÖTV sich wiederum 
für einen schnellen Abschluß auf „Teil­
erfolge“ einlassen, wird mit neuen Ak­
tionen in anderen Beschäftigungsberei­
chen zu rechnen sein. — (har)
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Einige SPD-Länder auch 
für höhere Mehrwertsteuer

Während die Bundestagsfraktion der 
SPD entsprechend einem Parteitags­
beschluß gegen eine Erhöhung der 
Mehrwertsteuer auftritt, gibt es inzwi­
schen einige Länderfinanzminister mit 
SPD-Parteibuch, die sich dagegen aus­
sprechen, im Bundesrat etwa gegen 
einen entsprechenden Antrag der Regie­
rung zu stimmen. NRW-Finanzminister 
Schleußer meint, er werde nicht an der 
Front der Mehrwertsteuergegner kämp­
fen; NRW — die Länder sind anteilig an 
der Umsatzsteuer beteiligt — brauche 
mehr Einnahmen. Auch der niedersäch­
sische Finanzminister Swieter hält eine 
Erhöhung für unvermeidlich. — (alk)

BVG-Urteil verleiht Aussperrung 
die Weihe des Grundgesetzes

Mit seinem Urteil zur Aussperrung 1984 
in der Druckindustrie hat das Bundes­
verfassungsgericht (BVG) festgestellt, 
daß die Aussperrung ein vom Grundge­
setz geschütztes Mittel des Arbeits­
kampfes sei. Streik und Aussperrung 
seien „altüberkommene Kampfinittel“. 
Den Streik hat das Bundesarbeitsgericht 
1955 in einer Grundsatzentscheidung als

legitimes Arbeitskampfmittel aner­
kannt. Den Schutz der Verfassung für 
Aussperrungen hat das BVG zwar auf 
solche begrenzt, „die mit suspendieren­
der Wirkung in Abwehr von Teil- und 
Schwerpunktstreiks zur Herstellung der 
Handlungsparität eingesetzt werden“, 
was heißen soll, sie müssen „verhältnis­
mäßig“ sein. Aber die Forderung des 
DGB nach gesetzlichem Verbot der Aus­
sperrung ist damit von den Verfassungs­
richtern erledigt. — (1 BvR 799/85, ulk)

Türkische Behörden verhafteten 
deutsche Journalistin

Die Journalistin Elisabeth Schmidt war 
am 26.7. in Diyarbakir von der türki­
schen Polizei festgenommen und dann in 
das berüchtigte Militärgefangnis von 
Diyarbakir gebracht worden. Die Ver­
haftung fand in einem Anwaltsbüro statt, 
vier weitere Deutsche wurde ebenfalls 
für kurze Zeit festgenommen. Frau 
Schmidt wurde am 28.7. dem Haftrich- 
ter vorgeführt, der dann ihre Freilassung 
„unter Hinweis auf das Fehlen von 
Gründen für einen Haftbefehl“ anordne­
te. Frau Schmidt hatte u.a. für die 
Frankfurter Rundschau über den Volks­
aufstand in Kurdistan, die Ermordung 
Vedat Aydins und das Massaker der tür­

kischen Militärs während der Beerdi­
gung Aydins berichtet. An diesem Tag 
war sie im Bus der HEP-Abgeordneten 
gewesen und wurde von türkischer Spe­
zialeinheiten mißhandelt. Diese bedroh­
ten sie für ihre Berichterstattung mit dem 
Tod. — (rub)

DGB fordert 
Doppelstaatsbürgerschaft

Seit Inkrafttreten des neuen Ausländer­
gesetzes führt der DGB eine Kampagne 
durch, die insbesondere unter Auslän­
dern für die Einbürgerung in die BRD 
wirbt. In einer Pressekonferenz zu die­
ser Kampagne forderte Jochen Richert, 
Mitglied im DGB-Bundesvorstand, von 
der Bundesregierung, auch eine doppel­
te Staatsbürgerschaft anzuerkennen: 
„Die Weigerung der Bundesregierung, 
bilaterale Abkommen über Doppel­
staatsbürgerschaften zumindest mit den 
Hauptanwerbeländern abzuschließen, 
wird auch zukünftig ein wesentliches 
Hemmnis für die . . . Annahme der deut­
schen Staatsbürgerschaft bedeuten.“ So 
könne auch vermieden werden, daß die 
Annahme der Staatsbürgerschaft der 
BRD mit der erzwungenen Aufgabe der 
kulturellen Identität verbunden sei. 
Zwang müsse vermieden werden. — (uld)

PDS protestiert gegen die 
Verfolgung der Kurden in der TR 
Die Arbeitsgemeinschaft Antirassis­
mus, Immigrantinnen- und Flüchtlings­
politik beim Parteivorstand der PDS 
richtete folgende Protesterklärung u.a. 
an die türkische Botschaft in der BRD 
und an die deutsche Bundesregierung:

„Mit aller Entschiedenheit protestie­
ren wir gegen die seit Jahren andauern­
den und ständig zunehmenden Repressa­
lien gegen das kurdische Volk in der 
Türkei. Die Regierung der Türkei 
drangsaliert und unterdrückt das kurdi­
sche Volk mit allen zur Verfügung ste­
henden Mitteln .. .

Wir fordern die Regierung der Türkei 
auf, unverzüglich alle Gewaltakte gegen 
das kurdische Volk einzustellen und die 
Verfolgung der Kurden zu beenden. Als 
Unterzeichner der Charta von Paris vom 
November 1990 ist sie völkerrechtlich 
verpflichtet, die dort enthaltenen Be­
stimmungen über Demokratie, Freihei­
ten und Rechte der Menschen in die Pra­
xis umzusetzen!

Wir erwarten von der Bundesregie­
rung den sofortigen Stopp der Waffen­
lieferungen und jeglicher anderer Unter­
stützung für das türkische Regime! 
18.7.1991“
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Aktuell in Bonn

Überregionale Luftwaffe
Die Süddeutsche Zeitung berichtet, die 
Luftwaffe bereite sich auf zukünftige 
Aufgaben außerhalb des Nato-Gebiets 
vor. Der Einzelplan 60 „Allgemeine 
Finanzverwaltung“ des Bundeshaushal­
tes 1992 sieht 310,6 Millionen Mark für 
die Ausrüstung von 86 Transportflug­
zeugen C-160 Transall mit einer von 
Bodenstationen weitgehend unabhängi­
gen Navigations- und Flugregelanlage 
vor. Das Verteidigungsministerium be­
gründet das damit, das Aufkommen an 
Transall-Flügen sei „erheblich ange­
stiegen und verlangt zunehmend Flüge 
über große Entfernungen“. Gerade die 
„Kurdenhilfe“ habe die Notwendigkeit 
von Lufttransporten über große Entfer­
nungen bewiesen.

Klage gegen Stromvertrag
123 ostdeutsche Städte und Gemeinden 
erheben eine sog. Kommunalverfas­
sungsbeschwerde gegen den im letzten 
Jahr ausgehandelten Stromvertrag und 
fordern mit Hilfe einer einstweiligen 
Anordnung seine sofortige Aufhebung. 
Damals hatten sich acht westdeutsche 
Energiekonzeme die Kapitalmehrheit 
von 15 ehemaligen Bezirksenergiekom­
binaten unter den Nagel gerissen. Die 
Kommunen sehen durch den Stromver­
trag das' Recht auf kommunale Selbst­
verwaltung beschnitten, weil die Grün­
dung kommunaler Energieversorgungs­
unternehmen stark erschwert ist.

Zinsbesteuerung
Das Bundesverfassungsgericht hat vor 
kurzem die Besteuerung von Zinserträ­
gen als ungerecht beurteilt, weil die Art 
der Besteuerung kaum Steuerehrlichkeit 
nahelege. Die Banken und Sparkassen 
drohten daraufhin mit einer neuen gro­
ßen Kapitalflucht ins Ausland, falls die 
Finanzbehörden mittels Kontrollmittei­
lungen o.ä. Einsicht in Sparguthaben 
und Verzinsung nehmen wollten. Fi­
nanzminister Waigel reagierte: Bei 
einem Treffen von Vertretern der Kre­
ditwirtschaft und des Ministeriums soll 
man sich zwar noch nicht auf konkrete 
Beträge auf eine „deutliche Anhebung“ 
der Sparerfreibeträge geeinigt haben. 
Die Banken hatten gefordert, statt bisher 
600 DM/1200 DM für Ledige/Verheira- 
tete sollen künftig 5000 DM/10000 DM 
Zinseinkünfte steuerfrei bleiben.

EG-Agrarreform
Der Staatssekretär im Bundeslandwirt­
schaftsministerium, Walter Kittel, stell­
te die Forderungen der Bundesregierung 
an die vorgesehene EG-Agrarreform 
vor. Beginnend mit dem Wirtschaftsjahr 
1992/93 bis Ende 1997 soll eine Umstel­
lung von Marktstützung auf direkte Ein­
kommenshilfen durchgeführt werden. 
Die Produktionsüberschüsse sollen da­
mit gesenkt werden, eine umwelt­
freundliche Landwirtschaft“ gefordert 
werden, wie im einzelnen steht noch 
nicht fest. Nicht allzuviel Gutes für die 
kleineren Bauern läßt sich aus der Äuße­

rung Kittels schließen, dabei müsse dar­
auf geachtet werden, daß „leistungsfähi­
ge Betriebe nicht in ihrer Wettbewerbs­
fähigkeit eingeschränkt werden“.

490 Millionen für die Allianz
Laut Handelsblatt hat der Versiche- 
rungskonzem Allianz AG insgesamt 1,5 
Milliarden Forderungen an den Bund 
aus Obligationen für den Wohnungsbau 
für russische Soldaten. Dabei stammten 
1 Milliarde Mark aus Altbeständen, die 
die Allianz beim Kauf der ehemaligen 
staatlichen Versicherung der DDR über­
nommen hatte. Bezahlt hatte die Allianz 
für die DDR-Versicherung 270 Millio­
nen Mark. Inzwischen ermittelt die 
Staatsanwaltschaft.

Abschreibung beim Hausbau
Die Bundesbauministerin Adam- 
Schwätzer (FDP) will mit neuen Ab­
schreibungssätzen' den privaten Woh­
nungsbau fördern. Die bisher geltenden 
Sätze über acht Jahre jeweils fünf Pro­
zent der Bausumme sollen künftig in den 
ersten vier Jahren sieben und in den 
nächsten vier Jahren drei Prozent betra­
gen. Damit sollen vor allem junge Fami­
lien zum Hausbau animiert werden, die 
bisher vor den hohen Anfangsbelastun­
gen zurückscheuten. Die Steuerminder­
einnahmen würden etwa 250 bis 300 
Millionen Mark jährlich betragen.

Privatisierung im Osten
Finanzminister Waigel hat in der letzten 
Kabinettssitzung vor den Sommerferien 
einen Bericht zur Privatisierung öffent­
licher Aufgaben in den neuen Bundes­
länder vorgelegt. Die einzelnen Ressorts 
sollen bis Herbst auf dieser Grundlage 
detaillierte Projektvorschläge machen. 
Neben den schon länger im Gespräch 
privat betriebenen Autobahnen sollen 
künftig Krankenhäuser, Hochschulen 
und Umweltschutzanlagen von Kapita­
listen finanziert und betrieben werden. 
Neben Konzessionsmodellen, also zeit­
weiliger Überlassung an Unternehmer, 
kämen auch langfristig und durch Ge­
bühren zu finanzierende Projekte in 
Frage. Auch im Bildungsbereich könn­
ten Möglichkeiten privater Finanzierung 
ausgeschöpft werden. Schließlich sei 
auch denkbar, die Endlagerung von 
Kernbrennstoffen auf private Betreiber­
gesellschaften zu verlagern. Nebenbei 
beabsichtigt der Bund, dabei auch wei­
tere Kompetenzen der Länder an sich zu 
ziehen: So heißt es, da der Bau von Bun­
desfernstraßen eigentlich Aufgabe der 
Länder sei, könne der Bund nur dann 
Auftragspartner privater Firmen wer­
den, wenn die Länder die ihnen verfas­
sungsmäßigen Rechte zuvor auf den 
Bund übertragen.

Was kommt demnächst?
Trotz Protesten will Bundeskanzler 
Kohl am 18. August an der’Umbettung 
der Leiche Friedrichs des Großen in 
Potsdam teilnehmen, auch die Bundes­
wehr will mit Musikzug und Ehren­
wache aus Offizieren dabei sein.

Isolation soll perfektioniert werden
Zwangsverlegung von politischen Gefangenen

Die Hinweise mehren sich, daß die aus 
der Bundesanwaltschaft gespeiste und 
von der Presse veranstaltete Hetze gegen 
die politischen Gefangenen aus der RAF 
und aus dem Widerstand vor allem eine 
Begründung dafür schaffen sollte, die 
Gefangenen zu verlegen, ihre Isolation 
zu perfektionieren und die geringen 
Möglichkeiten der Gefangenen zu ver­
nichten, kontinuierliche Verbindungen / 
Diskussionsmöglichkeiten aufzubauen. 
Wir dokumentieren im folgenden aus 
dem Angehörigen-Info Nr. 71 aus Be­
richten und Stellungnahmen von Rechts­
anwälten. — (uld)

Am 12.7.91 wurden Christa Eckes, 
Heidi Schulz, Ingrid Jakobsmeier und 
Sieglinde Hofmann gegen ihren Willen 
von Köln-Ossendorf nach Bielefeld- 
Brackwede verlegt — aus angeblichen 
„Sicherheitsgründen“ (siehe dazu nach­
folgende Presseerklärung der Rechts­
anwältinnen). Gleichzeitig wurde 
Andrea Sievering von Bielefeld nach 
Köln verlegt.

Am 5.7. wurde Christian Kluth eben­
falls überraschend gegen seinen Willen 
und ohne Begründung von Bochum nach 
Werl verlegt, zeitgleich Thomas Thoene 
nach Bochum.

In der Woche vor der Verlegung wur­
den außerdem Chris Kluth und Rico 
Prauss offiziell vom Justizministerium 
benachrichtigt, daß die bis in die letzte 
Zeit geäußerte Zusage, beide nach Celle 
zu den drei Gefangenen aus der RAF — 
Karl-Heinz Dellwo, Knut Folkerts und 
Lutz Täufer — zu verlegen, endgültig 
vom Tisch ist.

Bei seiner Ankunft in Werl erfuhr 
Chris gleich in einem Gespräch mit der 
Knastleitung, daß er mit dem anderen 
politischen Gefangenen, der dort ist — 
es handelt sich um Klaus Viehmann, Ge­
fangener aus der Bewegung 2. Juni , 
auf gar keinen Fall Zusammentreffen 
werde.

Aus der Presseerklärung der 
Rechtsanwältinnen und -anwälte
Zu der jüngsten Meldung der Bundesan­
waltschaft, eine Beffeiungsaktion in 
Köln-Ossendorf sei vereitelt worden, 
stellen wir Anwälte der politischen Ge­

Demonstration in Aichach/Bayern am 7. Juli (Bild: Angehörigen-Info Nr. 71)

fangenen fest:
Es sind keine Fluchtpläne bei den Ge­

fangenen und der Verteidigung gefun­
den worden.

Es wurden bei der Zellendurchsu­
chung vom 10.7.91 bei Adelheid Schulz 
Unterlagen beschlagnahmt, ebenso zwei 
Tage später bei ihrem Verteidiger. Es 
wurde allerdings keine „detaillierte 
Skizze der JVA Ossendorf“ gefunden, 
sondern lediglich bei der Mandantin eine 
Zeichnung mit einem einfachen Recht­
eck, an dessen unterer Linie das Wort 
„Eingang“, an dessen Seitenlinie das 
Wort „Schornstein“ steht, mit einem 
Kringel innerhalb des Rechtecks.

Wir verstehen es nicht als unsere Auf­
gabe, absurde Behauptungen der Straf­
verfolgungsbehörden zu dementieren.

Grundsätzlich halten wir es für nicht 
vertretbar, Inhalte von Mandatsverhält­
nissen offenzulegen.

Wir tun es in diesem Fall dennoch, 
weil wir dadurch der unkontrollierten 
Verschärfung und Kriminalisierung 
durch die BAW den Boden entziehen 
können:

Seit Wochen wird durch einen öffent­
lichen Aufruf (liegt der Presseerklärung 
bei) eine Kundgebung an der JVA Os­
sendorf zur Zusammenlegung und gegen 
die speziellen Angriffe auf die Ossen- 
dorfer Kleingruppe vorbereitet. Beim 
Gespräch mit der Mandantin über der­
zeitige Verschärfungen der Haftbedin­
gungen der Kleingruppe tauchte auch die 
Frage auf, ob die Gefangenen überhaupt 
von Kundgebungen etwas hören kön­
nen. Dazu erklärte Adelheid Schulz an­
hand des Rechtecks grob die Lage ihrer 
Zellen, von wo aus es schwierig ist, aku­
stisch von Kundgebungen etwas mitzu­
bekommen.

Diese einfache Tatsache lanciert die 
BAW sofort in alle Medien als „Befrei­
ungsversuch“, „Freipressung“ und hat 
die sofortige Verlegung der Frauen nach 
Bielefeld zur Folge; außerdem die Ein­
leitung eines Ermittlungsverfahrens ge­
gen den Verteidiger wegen Verdachts 
der Unterstützung nach § 129 a StGB 
mit sofortiger Durchsuchung seiner 
Wohnung und Kanzleiräume, ein­
schließlich einer körperlichen Durchsu­

chung mit völligem Entkleiden. (...)
Im Medienklima von „Zellensteue­

rung“, „Aktionen der RAF“, „Befrei­
ungsaktionen“, „Anwaltskuriere“ und 
„Hungerstreik“ wird zunehmend un­
verblümt in rechtswidriger Weise Zu­
griff auf den Kembereich von Verteidi­
gung — nämlich das vertrauliche und 
unkontrollierte Mandatsverhältnis - 
genommen:

Seit Anfang Juli werden die Gefange­
nen gezielt nach Verteidigerbesuchen 
bei völligem Entkleiden körperlich 
durchsucht und ihre Verteidigungsun­
terlagen eingesehen und teilweise an die 
BAW weitergegeben. Das heißt kon­
kret:
— Die BAW, als Anklagebehörde, liest 
jedes Wort der Verteidigungsstrategie 
für die laufenden Strafverfahren auf­
grund der Kronzeugenaussagen gegen 
fiinf unserer Mandanten mit;
— die BAW, als Anklagebehörde, liest 
jedes Wort der Verteidigungsstrategie 
für das laufende Ermittlungsverfahren 
wegen eines angeblichen illegalen Info- 
Systems mit;
— gleichzeitig wird bis heute in beiden 
Komplexen jegliche /Akteneinsicht ver­
wehrt.

Schließlich ist in dieser Kampagne die 
materielle Zerschlagung der Verteidi­
gung und die völlige Isolierung der Ge­
fangenen angelegt:
— die Verteidigung kann gern. § 138a 
StPO bei nichtigsten Verdachtsgraden 
aus allen politischen Mandaten ausge­
schlossen werden;
— die Behauptung eines Entführungs­
oder Erpressungsversuchs durch die 
RAF läßt die Anwendung des Kontakt­
sperregesetzes zu.

Inzwischen hat sich eine „Koordinie­
rungsgruppe Terrorismusbekämpfung“ 
eingerichtet, in der sich in enger Zusam­
menarbeit Verfassungsschutz, BKA und 
BAW unter anderem die völlige Kon­
trolle der Gefangenen zum Ziel gesetzt 
haben: „vollständige Erfassung, zügige
— ggf. koordinierte — Auswertung und 
schnelle Weiterleitung an alle zuständi­
gen Sicherheitsbehörden sämtlicher in 
Verbindung mit den inhaftierten terrori­
stischen Häftlingen anfallender, zur Be­
kämpfung des Terrorismus relevanter 
Informationen.“

Eine politische Lösung für die Gefan­
genen wird dadurch verhindert, daß der 
Staatsschutzapparat die Politik be­
stimmt.
RA Dieter Adler, Hannover; RA P.H. Bakker 
Schut, Amsterdam; RAin Ute Brandt, Ham­
burg; RAin Anke Brenneke-Eggers, Hamburg; 
RA Andreas Groß, Wiesbaden; RA Manin Hei- 
ming, Hirschhorn; RA Thomas Herzog, Berlin; 
RA Gerd Klusmeyer, Hannover; RA Rainer 
Koch, Frankfurt; RAin Heike Krause, Köln; 
RAin Adele v.d. Pias, Amsterdam; RA Johan­
nes Plausch, Düsseldorf; RA Johannes Santen, 
Hamburg; RAin Regina Schulze, Freiburg; RA 
Wolfgang Schwab, Duisburg; RAin Renale 
Trobitzsch, Hannover 
durch Rechtsanwältin Trobitzsch

Treuhand: Beschäftigungsgesellschaft vereinbart
Die IG Metall hat einer Rahmenvereinbarung mit Bedenken zugestimmt

G7 diktieren Bedingungen für SU
Gipfelstaaten streben weltweite Waffenkontrolle an

Angesichts der drohenden Entlassungswelle in der 
Ex-DDR verhandelte die IG Metall seit Wochen mit der 
Treuhand über die Einrichtung von Beschäftigungsgesell­

schaften. Nun wurde am 17.7. eine Rahmenvereinbarung 
zur Bildung von „Gesellschaften zur Arbeitsförderung, Be­
schäftigung und Strukturentwicklung (ABS)“ getroffen.

Im Mai waren in der ehemaligen DDR 
842300 Beschäftigte arbeitslos. Durch 
das Auslaufen des tarifvertraglich ver­
einbarten Kündigungsschutzes zum 
1.7.91 wird die Zahl der Arbeitslosen 
nach vorsichtigen Schätzungen auf 1,2 
Millionen anwachsen. Um die Gefahr 
sozialer Unruhen zu vermeiden und den 
sozial verträglichen Übergang der 
Ex-DDR in die Marktwirtschaft zu er­
möglichen, setzen die Gewerkschaften 
auf Beschäftigungsgesellschaften. Sie 
sollen Massenarbeitslosigkeit verhin­
dern, Qualifizierungsmaßnahmen er­
möglichen und Strukturpolitik durch­
führen.

Nach der Rahmenvereinbarung vom 
17.7. soll jetzt in allen neuen Bundeslän­
dern jeweils eine Trägergesellschaft ge­
gründet werden, an der sich auch die 
Treuhandanstalt direkt mit 10 Prozent 
beteiligen wird. Neben Treuhand und 
Gewerkschaften beteiligen sich Arbeit­
geberverbände, die Länder und die 
Kommunen. Unterhalb der Trägerge­
sellschaft sollen sich verschiedene „Ge­
sellschaften zur Arbeitsförderung, Be­
schäftigung und Strukturentwicklung 

(ABS)“ bilden, möglichst in räumlicher 
und organisatorischer Nähe zu betroffe­
nen Betrieben. Die Unternehmen der 
Treuhand sollen bei der Gründung die­
ser lokalen Gesellschaften Hilfe durch 
Sachmittel, Räumlichkeiten und durch 
Zwischenfinanzierung leisten. Außer­
dem wird die Treuhand den Gesellschaf­
ten für sechs Monate einen Geschäfts­
führer zur Verfügung stellen und ihnen 
in den ersten drei Monaten bei Lohnab­
rechnungen und Sozialfragen behilflich 
sein. Soweit dem Arbeitnehmer aus An­
laß einer Kündigung Abfindungen oder 
andere Ansprüche zustehen, können die­
se mit Einwilligung des Betroffenen im 
Rahmen seiner Aufnahme in die ABS in 
diese Gesellschaft investiert werden. Es 
handelt sich dabei um einen Betrag von 
in der Regel 5000 DM.

Voraussetzung zur Bildung einer Be­
schäftigungsgesellschaft ist, daß ein kla­
rer Auftrag vorliegt, die Finanzierung 
durch die öffentliche Hand gesichert ist, 
ein festes Konzept erarbeitet worden ist 
und keine Beeinträchtigungen der Be­
triebe, entstehen. „Die Fördermaßnah­
men aufgrund dieser Vereinbarung ver­

festigen nicht bestehende Beschäfti­
gungsstrukturen, sondern tragen zum 
Gelingen der Umstrukturierung bei.“ 
(Präambel)

Die IG Metall hat dieser Vereinbarung 
„zähneknirschend“ zugestimmt. Das 
Geschäftsführende Vorstandsmitglied 
der IG Metall, Horst Klaus, Teilnehmer 
an den Verhandlungen, äußerte sich ge­
genüber dem Handelsblatt, die Gewerk­
schaften hätten sich nicht durchgesetzt 
mit ihrer Forderung, die überschüssigen 
Belegschaften ohne arbeitsrechtliche 
Kündigung durch die Stammbetriebe in 
die ABS zu übernehmen. Auch sei es 
nicht gelungen, eine Beteiligung der 
Treuhand an den lokalen ABS-Gesell- 
schaften zu erreichen. Andererseits be­
tonte Klaus, daß bei den Arbeitnehmern 
in den Beschäftigungsgesellschaften 
zumindest die Tarifbindung an die alte 
Gewerkschaft bestehen bliebe.

Für die weitere Zukunft dieser Be­
schäftigungsgesellschaften wird die Fra­
ge wichtig sein, ob die Menschen darin 
nicht einfach nur vom Arbeitsamt be­
zahlte Arbeitsbrigaden für Demontage 
und Altlastensanierung sind. — (hek) 

Das Gespräch der Regierungschefs der 
führenden imperialistischen Staaten 
(BRD, Frankreich, Großbritannien, Ita­
lien, Japan, Kanada und die USA) mit 
dem sowjetischen Präsidenten Gorba­
tschow auf dem Weltwirtschaftsgipfel in 
London war ein Teil der von den Staaten 
gemeinsam beschlossenen Maßnahmen. 
Mit seiner Teilnahme hat Gorbatschow 
dokumentiert, daß er sich den bereits auf 
dem letzten Gipfel beschlossenen Forde­
rungen weitgehend unterwirft. Der letz­
te Gipfel hatte den IWF, die Weltbank, 
die OECD und die Europäische Bank für 
Wiederaufbau und Entwicklung beauf­
tragt, in enger Zusammenarbeit mit der 
EG-Kommission eine Studie über den 
Umbau der sowjetischen Wirtschaft an­
zufertigen. Der jetzige Gipfel stellte 
hinsichtlich der Sowjetunion fest:

„Wir unterstützen die in der Sowjet­
union unternommenen Schritte in Rich­
tung auf eine politische und wirtschaftli­
che Umgestaltung ... Reformen zur 
Entwicklung einer Marktwirtschaft sind 
erforderlich ... Wir sprechen dem IWF 
... für die ... Studie über die Reform 
der Sowjetunion unsere Anerkennung 
aus. Diese Studie legt viele für eine er­
folgreiche wirtschaftliche Reform erfor-* 
derlichen Elemente dar, wozu auch ... 
die Schaffung der Rahmenbedingungen 

für eine Marktwirtschaft gehören ... 
Außerdem sind wir uns der Bedeutung 
bewußt, die der Umschichtung von Res­
sourcen aus dem militärischen in den zi­
vilen Bereich zukommt.“ (1)

Ohne gnadenlose Ausbreitung von 
Marktwirtschaft kein Kredit — das ist 
das eindeutige Signal an die Sowjet­
union. Aber noch eine weitere Forde­
rung stellen die Gipfelstaaten auf: Nicht 
nur Abrüstung ist gefordert, sondern 
auch die Stillegung bzw. Umwandlung 
militärischer Produktionskapazitäten in 
•der SU. Damit bekräftigen die Gipfel­
staaten auch gegenüber der SU eine For­
derung, die sie in zwei weiteren Erklä­
rungen erheben: Sie wünschen die Kon­
trolle über die Warenproduktion und 
den Waffenhandel weltweit. Mit deal 
Hinweis auf die Kriege im Nahen und 
Mittleren Osten und in Afrika verlangen 
sie, daß die Verbreitung von ABC-W- 
fen, die ja zumindest einige Gipfelstaa­
ten besitzen und produzieren, gestoppt 
werden müsse und fordern eine weltwei­
te Kontrolle der konventionellen Waf­
fen. Die imperialistischen Länder stre­
ben das internationale Gewaltmonop-1 
an.
(1) Wirtschaftserklärung der Sieben, deiüxr> 
tiert in: Frankfurter Rundschau, 20.7., 22."; 
weitere Erklärungen: FR, 18.7. — (uld)
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CSU setzt auf Konfliktverschärfung
Ansbacher Erklärung zu §218: Kind gegen Frau, Frau gegen Mann, gegen Umfeld und Arzt

Man muß die Ansbacher Erklärung wohl 
lesen als Grundsatzposition der CSU, in 
der bestimmte Angebote an Frauen in 
der CSU und an die CDU (die sich der­
zeit nicht auf eine gemeinsame Position 
verständigen kann, zumal sie auch die 
DDR-Erfahrungen in sich aufzunehmen 
hat) ebenso enthalten sein mußten wie an 
SPD und FDP, ohne daß von Kemstand- 
punkten der katholischen Kirche und des 
deutschen Konservatismus abgerückt 
werden durfte, , um die Einheit der CSU 
nicht zu gefährden.

Als Angebot an die CDU ist zu wer­
ten, daß soziale Hilfen als vorrangig ge­
genüber der Kriminalstrafe dargestellt 
werden; als Angebot an Klerus und Kon­
servatismus ist ein weiter Spielraum für 
die verschärfte Anwendung des Straf­
rechts gegen Frauen, Männer, „soziales 
Umfeld“ und Ärzte zu bewerten.

Der Argumentationsgang der Ansba­
cher Erklärung ist eher schlicht: 1. Die 
Eizelle, sobald befruchtet, steht unter 
dem Schutz des Grundgesetzes.und da­
mit des Staatsanwalts; 2. die Fristenlö­
sung ist verfassungswidrig, was sich 
schon daraus ergibt, daß das Gesetz über 
die Fristenlösung der DDR von Walter 
Ulbricht unterzeichnet wurde; jeder, der 
dafür eintritt, ist damit sein Anhänger; 
3. um die Schwangere zur Austragung 
verpflichten zu können, braucht man 
gewisse soziale Absicherungen; 4. wer 
ihr zum Abbruch einer Schwangerschaft 
rät, muß in die Karteien der Beratungs­
stellen und Staatsanwaltschaften aufge­
nommen und Zielpunkt für beider Tätig­
keit werden; 5. um Prozesse wegen 
Schwangerschaftsabbruch fuhren zu 
können, wird es notwendig sein, schrift­
liche Zeugnisse der Schwangeren und 
des Indikationsstellers vorliegen zu ha­
ben, zwecks gerichtlicher Überprüfung.

Verfaßt wurde die Erklärung unter 
Federführung von Prof. Ursula Männle, 
die aber kurz zuvor erklärt hatte, die 
Leitung der Frauenunion abgeben zu

SPD zeigt Kompromißbereitschaft, FDP unnachgiebig
Voreilige Pressemeldungen, SPD und 
FDP hätten sich in der Frage der Abtrei­
bungsregelung geeinigt {Bild am Sonn­
tag, 21.7.91), wurden von der zuständi­
gen SPD-Abgeordneten Renate Schmidt 
dementiert. Sie forderte jedoch die FDP 
auf, sich in dieser Frage auf die SPD zu­
zubewegen, um gleich darauf ihre Kom­
promißbereitschaft bei der von der FDP 
geforderten. Zwangsberatung anzubie­
ten: Ein Kompromiß sei „vorstellbar bei 
der verpflichtenden Information über 
vorhandene Hilfen.“ {Stuttgarter Zei­
tung, 22.7.91)

(Derzeit noch?) „nicht hinnehmbar“ 
sei für die SPD allerdings die Strafbar-, 
keit der Frau. Hier sehe der FDP-Ent­
wurf sogar gegenüber der heutigen 
Rechtslage eine Verschärfung vor. Wei­
terhin reiche der Katalog an Hilfen für 
die Frauen nicht aus.

Für die FDP ihrerseits erklärte Graf 
Lambsdorff, es werde keinen gemeinsa­
men Gesetzentwurf von SPD und FDP 
geben, die FDP werde sich vielmehr im 
Bundestag um eine Mehrheit für ihren 
eigenen Entwurf bemühen, der bereits 
im September in eigener Lesung behan­
delt werden könne. Zur Zeit würden dar­
über Informationsgespräche sowohl mit 
der Unionsfraktion als auch mit der SPD 
geführt. Die FDP sei aber nicht bereit, 
inhaltlich von der eigenen Position abzu­
rücken. Verfassungsrechtliche Beden­
ken machte Lambsdorff, gegen die For­
derung der SPD geltend, die Strafandro­
hung gegen Frauen völlig zu streichen. 
(Stuttgarter Zeitung, 23.7.91) *

Es ist also nicht auszuschließen, daß 
die SPD, z.B. um ihre Regierungsfähig­
keit unter Beweis zu stellen, „konstruk­
tiv“ die FDP-Positionen zu übernehmen 
bereit ist, zumal die Unterschiede so 
groß nicht sind. Eine solch schnelle 
Preisgabe von Hoffnungen und Zielen 
der Frauenbewegung würde aber sicher 
die Erfolgsaussichten der CDU/CSU, 
mit einer Verfassungsklage die Fristen­
regelung erneut zu Fall zu bringen, ver­
größern. Darauf zu vertrauen, daß die 
SPD vielleicht zusammen mit der FDP 
irgendeine Fristenregelung durchbringt, 
notfalls eben auch mit einer Zwangsbe-
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ratung, wäre daher sicherlich ein Fehler.

Der SPD-Entwurf
Genaugenommen handelt es sich ur­
sprünglich nicht um einen Entwurf der 
SPD, sondern des „Runden Tisches der 
Frauen“, in dem die FDP vor ihrem end­
gültigen Ausstieg im November 1990 
bereits einige ihrer Positionen unterbrin­
gen konnte. Ausgangspunkt und Kem 
des Entwurfs ist, wie bei den konservati­
ven Parteien'auch, der „Schutz des wer­
denden Lebens“. Die Straffreiheit der 
Frau bei einem Schwangerschaftsab­
bruch wird nicht mit dem Selbstbestim­
mungsrecht der Frau begründet, son­
dern damit, daß „das werdende Leben 
... erst dann lebensfähig werden 
(kann), wenn es von der Frau angenom­
men und akzeptiert wird. Die Gesell­
schaft kann zwar ein solches Ja helfend 
unterstützen, es aber durch keine wie 
immer gearteten Maßnahmen erzwin­
gen.“ (1) Deshalb also kein Entwurf für 
ein Abtreibungsgesetz, sondern ein 
„Schwangerenhilfegesetz — (SchHG)“.

Nach dem Prinzip „Hilfe statt Strafe“ 
sei der Schutz des „werdenden Lebens“ 
mit Regelungen außerhalb des Straf­
rechts besser gewährleistet. Demzufol­
ge werden an einer ganzen Reihe von 
Gesetzen Nachbesserungen vorgenom­
men, werden soziale Hilfen vorgesehen, 
„die auf typische Schwangerschaftskon­
fl iktsituätionen zugeschnitten sind oder 
aber einer Mutter das Leben mit einem 
Kleinstkind erleichtern“.

Diese Hilfen, die auf ca. 4,5 Mrd. DM 
veranschlagt werden, mögen teilweise 
direkte Verbesserungen bringen, z.B. 
Erhöhung der Sozialhilfe und des Unter­
haltsgeldes bei Weiterbildung, längeres 
Krankengeld bei Erkrankung des Kin­
des, zinsbegünstigte öffentliche Darle­
hen, vorrangige Berücksichtung bei der 
Wohnungsvergabe usw. Beim Bundes­
erziehungsgeld allerdings wird weder 
die Benachteiligung der berufstätigen 
Frauen angetastet, noch die einkom­
mensunabhängige Vergabe (also auch 
für die Reichen) in den ersten sechs Mo­
naten. Lediglich für alleinstehende El- 
temteile soll der Betrag auf 1000 statt

600 DM angehoben werden.
Zu Recht kritisiert die IG Metall bei 

den Gesetzesänderungen, daß nur an 
Symptomen kuriert und damit z.B. das 
Ausländergesetz scheinbar ausreichend 
nachgebessert würde.

Erst nach Darlegung der sozialen Hil­
fen kommt der §218:. „Schließlich wird 
auch das Recht der Schwangerschaftsab­
brüche neu geordnet, weil trotz aller 
Prävention und Hilfsangebote realisti­
scherweise nicht davon ausgegangen 
werden kann, daß Schwangerschaftsab­
brüche jemals gänzlich zu vermeiden 
sein werden.“

Vorgesehen ist die Straffreiheit der 
Frau. Voraussetzung für einen Abbruch 
innerhalb der ersten zwölf Wochen ist 
eine Beratung durch den die Schwanger­
schaft feststellenden Arzt, die er bei al­
len Schwangeren durchführen muß. 
Darüber hinaus kann die Schwangere 
sich freiwillig in einer Beratungsstelle 
beraten lassen. Wer_ eine fremde 
Schwangerschaft nach Ablauf von zwölf 
Wochen abbricht, macht sich strafbar.

Der FDP-Entwurf
Auch der FDP-Entwurf sieht eine Reihe 
von sozialen Hilfen vor, die wie bei der 
SPD vorrangig auf die Bewältigung der 
Schwangerschaft und die ersten Lebens­
jahre eines Kindes zielen. Ein Schwan­
gerschaftsabbruch soll innerhalb der er­
sten zwölf Wochen nur dann legal sein, 
wenn die Frau mindestens drei Tage vor­
her eine Beratungsstelle aufgesucht hat. 
„Die Beratung soll die Frau über die 
physischen und psychischen Folgen des 
Eingriffs sowie über die möglichen 
praktischen Hilfen informieren und sie 
in die Lage versetzen, eine verantwor­
tungsbewußte eigene Gewissensent­
scheidung zu treffen. Die Beratung muß 
sowohl den Belangen des Lebensschut­
zes als auch dem Wunsch der betroffe­
nen Frau nach Hilfe in einer Konfliktla­
ge genügen.“
(1) auszugsweise Veröffentlichung des SPD- 
wie auch des FDP-Entwurfs in: §218 — Staats­
ziel: bevormunden, beaufsichtigen, bestrafen. 
Hrsg. Arbeitsgemeinschaft gegen reaktionäre 
Gesundheitspolitik, GNN-Verlag, Januar 1991.

Bilder: af/mz .

Zeugnis wider den Zeitgeist
Leitlinien der CSU auf ihrem Kleinen Parteitag (Auszüge)

Rechtsbewußtsein stützender sozialer 
Maßnahmen. Die Leistungen für Fami­
lien und Alleinerziehende sind erheblich 
zu verbessern und über den Tag der Ge­
burt hinaus auszubauen. Vorrangig ge­
hören hierzu:
— ein Steuerrecht, das das Existenzmi­
nimum für Kinder voll von der Besteue­
rung freistellt;
— ein weiterentwickeltes Kindergeld, 
das die besondere Belastung einkom­
mensschwächerer oder kinderreicher 
Familien besonders berücksichtigt;

-... (usw., es folgen weitere 19 Punkte) 
Erstes Ziel muß es sein, ungewollte 

Schwangerschaften zu verhindern. Dazu 
ist eine massive Verbesserung der Auf­
klärungsarbeit notwendig ...

Beratung ist konkrete Hilfe mit dem 
Ziel, im Konflikt zwischen dringlichen 
Eigeninteressen einerseits und einer 
Gewissensforderung andererseits die 
richtige sittliche Entscheidung für das 
Leben treffen zu können ... Ermuti­
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gung zur Lebensbejahung bevormundet * 
niemals und niemanden.
— Die Beratung kann auf Wunsch der 
Schwangeren auch ihr Umfeld und ins­
besondere den Kindesvater auf die Ver­
antwortung gegenüber der Mutter ver­
weisen.
— Kompetent ausgestattete Beratungs­
stellen müssen selbst finanzielle, soziale 
und familiäre Hilfen leisten oder vermit­
teln.
— Beratung und Indikationsstellung
bleiben strikt voneinander getrennt 
(räumlich, zeitlich, personell), und es 
muß eine hinreichende Bedenkzeit ein­
gehalten werden. '

Würde und Leben des Menschen stel­
len innerhalb der Wertordnung des 
Grundgesetzes Höchstwerte dar. Des­
halb bleibt der Gesetzgeber verpflichtet, 
auch das Strafrecht als letztes flankie­
rendes Mittel einzusetzen, weil der von 
der Verfassung gebotene Lebensschutz 
auf andere Weise allein nicht sicherge­
stellt werden kann. In allen Fällen des 
Schutzes höchster Rechtsgüter ist die 
Signalwirkung des Strafrechts für Recht 
und Unrecht allgemein anerkannt ...

Abtreibungen bleiben grundsätzlich 
Unrecht. Der Staat und die Sozialversi­
cherung dürfen nicht durch Kostenüber­
nahme zu rechtswidrigen Abtreibungen 
beitragen, auch wenn das Gesetz auf Be­
strafung verzichtet.

Lebensschutz ohne der Ethik ihres Be­
rufsstandes verpflichtete Ärzte ist nicht 
möglich. Das Vertrauen in die besonde­
re Stellung des Arztes gründet in der 
Achtung des menschlichen Lebens. Die 
Erfassung und Bewertung schwerwie­
gender Notlagen verlangt ärztliche Er- - 
kenntnis und Erfahrung. Daraus erge­
ben sich Umfang und strafrechtliche 
Grenzen der eigenständigen Verantwor­
tung des Arztes. Die Zusammenfassung 
von indikationsfeststellendem und ab­
treibendem Arzt ist nur deshalb akzepta­
bel, weil die ärztliche Verantwortung 
damit eindeutig feststellbar ist ... Die 
Entscheidung des Arztes muß jedenfalls 
daraufhin überprüfbar sein, ob die Vor­
aussetzungen einer Indikation offenkun­
dig nicht vorgelegen haben, die Bewer­
tung des Arztes also eindeutig nicht ver­
tretbar war.

Die CSU fordert den Gesetzgeber auf, 
durch einen eigenständigen Straftatbe­
stand Signale zu setzen, die es dem Kin­
desvater und dem Umfeld der Schwan­
geren wirksamer als bisher erschweren, 
sich ihrer Verantwortung zu entziehen. 
Eine schwangere Frau in ihrer Notlage 
allein zu lassen und sie zur Abtreibung 
zu drängen ist eine schwerwiegende Ge­
fährdung menschlichen Lebens und da­
mit strafwürdig. _ . .

Außerdem muß die öffentliche Erklä­
rung, einen Arzt zwecks Erreichung der 
Indikationsstellung getäuscht zu haben, 
selbständig unter Strafe gestellt werden. *

Staat und Gesellschaft sind aufgeru­
fen, umfangreiche Maßnahmen zum 
Schutz der uhgeborenen Kinder zu er­
greifen. Diese müssen von uns allen mit­
getragen . werden. Jeder einzelne — 
Nachbar, Vermieter, Arbeitgeber — ist 
verpflichtet, seinen Beitrag für eine kin­
derfreundliche Gesellschaft zu leisten. 
Mehr als bisher muß im Bewußtsein ver­
ankert werden, daß Kinder Glück und 
Zukunft für Familien und uns alle be­
deuten, . - . - ’ - ...
zitiert nach: Bayernkurier v. 20.7.91

Mit ihrer Ansbacher Erklärung unternimmt die CSU den 
Versuch, die CDU-Mehrheit hinter sich zu versammeln 
und auf die SPD und FDP so einzuwirken, daß die noch in 
diesem Jahr zu erwartende Abstimmung im Bundestag ein

papstwohlgefälliges Ergebnis haben könnte. Verliert die 
CSU die Abstimmung, geht sie erneut vor das Bundesver­
fassungsgericht, wie schon 1974 gegen die Fristenlösung 
und 1990 gegen die Indikationenregelung.

wollen. Das macht deutlich: Auch in der 
CSU gibt es mittlerweile eine Bandbreite 
von’ Auffassungen zur Frauenfrage. 
Darum finden sich zahlreiche Bera­
tungsergebnisse über notwendige sozia­
le Hilfen in der Erklärung. Vermutlich 
ist auch die erklärte Absicht, bei Bera­
tung und'Strafverfolgung stärker den 
männlichen Partner einzubeziehen, in 
gewisser Weise Ergebnis des Einwir­
kens des Feminismus auf die CSU.

„Strafrechtsschutz für das Leben, 
nicht gegen die Frau“, heißt eine Zwi­
schenüberschrift. Was aber die zweifels­
frei anerkannte Notlage sein soll, für die 
eine Ausnahme von der allgemeinen 
Strafdrohung gemacht wird, bleibt völ­
lig offen. Damit erhalten die rührigen 
bayerischen Staatsanwälte freie Hand. 
Auch der öffentlich propagierte Hin­
weis, wenn sie eine Beratung hat über 
sich ergehen lassen, solle die Frau nun 
auch nach CSU-Willen straffrei bleiben, 
ist allenfalls die halbe Wahrheit: Wenn 
ihre schriftlich abgegebene Erklärung 
ihrer Notlage gerichtlich für unwahr be­
funden wird, ist die Frau ebenfalls dran.

Die Reduzierung der zugelassenen 
Arten von Indikation auf zwei hat viel 
öffentliche Kritik gefunden — bemer­
kenswerterweise mehr als die angekün­
digte Verschärfung und Erweiterung der 
Strafverfolgung. Die CSU will nur noch 
die medizinische und die schwere Notla­
genindikation anerkennen. Die eugeni­
sche soll ausdrücklich gekappt werden: 
Dadurch werde „das Mißverständnis 
beseitigt, allein die Schädigung des un­
geborenen Kindes indiziere schon die 
Abtreibung“. Über die Streichung der 
kriminologischen Indikation (Schwan­
gerschaft nach Vergewaltigung) verliert 
die CSU in ihrer Erklärung kein.Wort. 
In seinem Itayernfa/rfer-Leitartikel zur 
Ansbacher Erklärung führt Wolfgang 
Scharnagl flankierend aus, die „schwere 
psychosoziale Notlage“ könne „selbst-

Indikation umfassen. Könne. Also 
immer Einzelfallprüfung, immer selbst­
entblößende Bußgänge, immer Angst 
und Gefahren — das ist die Würde des 
Menschen, wie sie die CSU schwange­
ren Frauen zuteilt, wenn sie sich mit die­
sem Umstand nicht abfinden können.

Als „eigenständigen Straftatbestand“ 
will es die CSU „dem Kindesvater und 
dem Umfeld der Schwangeren wirksa­
mer als bisher erschweren, sich ihrer 
Verantwortung zu entziehen“. Wer eine 
Schwangere zur Abtreibung „drängt“, 
soll strafbar sein. Freund, Freundin, 
Kollegin und Nachbarin — alle können 
dann unter Heranziehung vielleicht un­
bedachter Äußerungen der Frau mit Er­
mittlungsverfahren überzogen werden.

Die Arzte sollen strengere Vorschrif­
ten darüber erfüllen, was alles Gegen­
stand der Beratung zu sein hat, und sie 
müssen ihre ärztliche Erkenntnis über 
das Vorliegen einer Indikation „hinrei­
chend (schriftlich) dokumentiert“ ha­
ben. Was da wem hinreicht, ist demnach 
wiederum Gegenstand von Prozessen.

Die Erklärung ist noch kein Gesetz­
entwurf; die Union tut sich in dieser Fra­
ge schwer. Daß das Bundesverfassungs­
gericht noch nicht die bayerisch-baden- 
württembergische Klage gegen die Pra­
xis der Indikationenregelung befaßt hat, 
macht die Situation auch für Reaktionäre 
kompliziert. Indem sich die CSU als 
Verdienst anrechnet, Grundsatzpositio­
nen ohne Schielen auf mögliche Mehr­
heiten zu beziehen, bereitet sie gleich­
zeitig ihre Mitglieder darauf vor, daß 
möglicherweise die Abstimmung im 
Bundestag nicht von ihr gewonnen wird.

Das ist wahrhaftig kein Grund zur Eu­
phorie. Das Bundesverfassungsgerichl 
ist von Bundestagsmehrheiten unabhän­
gig, und die CSU hat es in der Vergan­
genheit sehr gut verstanden, dieses Ver­
fassungsorgan politisch richtig zu beur­
teilen und für ihre Zwecke einzusetzen.
— (elf, mif)

Der Einigungsvertrag verpflichtet die 
gesetzgebenden Körperschaften, den 
Schutz des Lebens im vereinten 
Deutschland besser zu gewährleisten, 
als dies derzeit der Fall ist. Die CSU 
steht zu dieser politischen und gesell­
schaftlichen Verantwortung.

Die CSU appelliert an die Abgeordne­
ten des Deutschen Bundestages, den 
Grundrechten auf Leben und Menschen­
würde, wie sie das Grundgesetz auch 
den ungeborenen Kindern verbürgt, und 
der besonderen Betroffenheit von 
Schwangeren in schweren Konfliktsitua­
tionen mit einem umfassenden Gesamt­
konzept in Achtung der Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichts Rech­
nung zu tragen.

Die CSU, die sich als Partei in der 
Verantwortung - gegenüber der ganzen 
Schöpfung versteht, orientiert sich am 
Mertschen und an seiner vorgegebenen 
Würde und damit auch an seinem Le­
bensrecht ... Die hunderttausendfache 
Tötung ungeborener Kinder in unserem 
Lande sowie die Möglichkeiten, die 
Fortpflanzungsmedizin und Gentechnik 
(z. B. durch frühzeitige Geschlechtsfest- 
stellung, Erkennung von Erbkrankhei­
ten) eröffnen, sind Hinweise dafür, daß 
menschliches Leben immer mehr zur 
Disposition gestellt wird. Für die CSU 
steht dagegen fest: Jedes Leben genießt 
den uneingeschränkten Schutz des Staa­
tes. Menschliches Leben darf weder 
dem Forschungsstreben noch einem un­
eingeschränkten Liberalismus geopfert 
werden ... _ ..

Eine Fristenregelung, die die Tötung 
ungeborener Kinder bis zum dritten 
Monat straffrei stellt, wie sie von SPD 
und FDP gefordert wird, kommt für die 
CSU nicht in Frage. Für die Mehrheit 
von SPD, FDP, Grüne und PDS stellt 
der Auftrag des Einigungsvertrages die 
willkommene Gelegenheit dar, die vom 
Bundesverfassungsgericht bereits für 
verfassungswidrig erklärte Fristenrege­
lung einzuführen. Die CSU hat klarge­
stellt, daß sie der Übernahme der Fri­
stenregelung der DDR, die die Unter­
schrift von Walter Ulbricht trägt, für 
Gesamtdeutschland niemals zustimmen 
kann ...”

Wer hilfloses menschliches Leben vor 
der Geburt zur Tötung freigibt, stellt 
letztlich auch den Schutzanspruch be­
hinderten und erlöschenden Lebens in 
Frage. Als Leitgedanke gilt für uns der 
Vnrrnno hplfpndpr nriivpntivpr linH dnc
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Großbritannien. Die konservative Regierung hat einen weiteren Gesetzentwurf zur 
Beschränkung der Rechte der Gewerkschaften vorgelegt. Insbesondere wird das be­
reits jetzt durch die Gesetzgebung der Thatcher-Regierung äußerst eingeschränkte 
Streikrecht noch mehr beschnitten: Die Gewerkschaften sollen künftig Streiks eine 
Woche vor Beginn ankündigen. Urabstimmungen, die bereits jetzt geheim durchge­
führt werden müssen, sollen künftig nur noch per Briefwahl legal sein. Außerdem ist 
geplant, daß einzelne Bürger Schadensersatzklagen gegen Gewerkschaftsfunktio­
näre führen können, die Streiks im öffentlichen Dienst anleiten. Die von der Regie­
rung bestellten „Gewerkschaftsprüfer“, die bereits jetzt Zugriff auf die Finanzführung 
der Gewerkschaften haben, sollen noch weitere Eingriffsrechte erhalten. Bild: Pro­
test gegen die Gewerkschaftsgesetze der Thatcher-Regierung. — (uld)

Niederlande: Regierung will 
Versicherungsleistungen kürzen
Die Regierungskoalition aus Sozial- und 
Christdemokraten einigte sich in der 
Haushaltsplanung für 1992 auf weitge­
hende Streichungen bei den Sozialversi­
cherungen. Hauptziel sind durch den 
Arbeitsprozeß erkrankte und behinderte 
Lohnabhängige, die bisher unbefristet 
70 Prozent des letzten Lohnes erhielten. 
Künftig soll dies ein Jahr gezahlt wer­
den. Danach zahlt die WAO-Hilfe nur 
noch den Sozialhilfesatz, der zur Zeit 70 
Prozent des Mindestlohns von 1471 
Gulden beträgt. Außerdem sollen nur 
beschränkt Arbeitsunfähige verpflichtet 
werden, auch schlechter bezahlte Arbeit 
als vor ihrer Erkrankung anzunehmen. 
Der Gewerkschaftsbund FNV und der 
christliche Verband CNV haben um­
fangreiche Protestaktionen für den 
Herbst angekündigt. — (uld)

USA: Arbeitslose demonstrieren 
in Washington

Mehrere hundert Arbeitslose demon­
strierten am 25. Juli vor dem Arbeitsmi­
nisterium für eine Verlängerung der 
staatl ichen U nterstützungszahlungen, 
die jetzt nach 26 Wochen nichts mehr 
erhalten. Davon sind ca. 2,3 Millionen 
Lohnabhängige betroffen. Im Kongreß 
liegt eine Gesetzesinitiative der Demo­
kraten vor für die Verlängerung der 
Zahlungen auf ein Jahr. Der AFL/CIO 
unterstützte die Demonstration. Präsi­
dentensprecher Fitzwater kündigte an, 
daß der Präsident sein Veto gegen eine 
Verlängerung der Arbeitslosenhilfe ein­
legen werde. — (uld)

Nach Massaker an Oev-Sol- 
Verdächtigen viele Festnahmen 
Nach dem Massaker, bei dem türkische 
Polizei am 12. Juli zehn Personen
getötet hatte, die der Mitgliedschaft in 
der revolutionären Organisation Dev- 
Sol verdächtigt wurden, sind mindestens 
weitere 25 Personen verhaftet worden. 
Das hat der Staatsanwalt einer Rechtsan­
wältin mitgeteilt. Die Identität und der 
Verbleib dieser Verhafteten ist bis heute 
nicht bekannt. Außerdem sind 70 Men­
schen verschwunden, die aus der Stadt 
Bursa und aus Dörfern am Schwarzen 
Meer stammen und die telefonisch ihre 
Teilnahme an der Beerdigung der Er­
schossenen mitgeteilt hatten. Sie sind 
weder bei der Beerdigung angekommen 
noch sind sie in ihre Heimatorte zurück­
gekehrt. Ein Gespräch zwischen einer 
türkischen Rechtsanwältin und einer De­
legation aus der BRD, die angereist war, 
um die Vorfälle am 12. Juli zu untersu­
chen, wurde unter Androhung eines Po­
lizeieinsatzes beendet. Die Delegation 
hatte sich an der überfallenen Wohnung 
mit der Anwältin getroffen. Inzwischen 
wurden eindeutige Hinweise bekannt, 
daß die Polizei sich kein Feuergefecht 
mit den Erschossenen lieferte, wie sie 
zunächst behauptet hatte, sondern daß 
sie mit der Absicht, die zehn umzubrin­
gen, geschossen hat. Von den Getöteten 
war ein einziger polizeilich gesucht, er 
war im vorigen Jahr aus dem Gefängnis 
in Istanbul geflohen. Alle anderen hatten 
Arbeit und Wohnung in Istanbul. - (uld)

Polen: Wirtschaftslage 
immer prekärer

Das Traktorenwerk Ursus, eines der 
größten Landmaschinenwerke des frü­
heren RGW, steht vor dem Konkurs. 
Die Produktion ist fast vollständig zum 
Erliegen gekommen. Das Werk ist mit 
umgerechnet 150 Mio. $ verschuldet, 
jetzt droht das Elektrizitätswerk mit 
Stromabschaltung. Die 15000 Beschäf­
tigten haben für Juli noch keinen Lohn 
erhalten, für Juni nur einen Abschlag. 
Sie sind, ebenso wie Zehntausende Ar­
beiter in den Zulieferbetrieben, von Ar­
beitslosigkeit bedroht. Damit würde die 
Zahl von bisher schon offiziell 1,5 Mil­
lionen Arbeitslosen (8,4 %) noch einmal 
deutlich ansteigen. Hauptursache für 
den drohenden Konkurs des Traktoren­
werkes ist der Zusammenbruch der In­
landsnachfrage — Folge der tiefen Krise 
der polnischen Landwirtschaft, der Ver­
armung der bäuerlichen Produzenten. 
Aber nicht nur Ursus droht der Konkurs. 
Ein Drittel der 4000 Staatsunternehmen 
manövriert am Rande des Bankrotts. Die 
Industrieproduktion des Landes ist im 
ersten Halbjahr 1991 gegenüber dem 
zweiten Halbjahr 1990 um 15,1 % gefal­
len, Anzeichen einer Besserung sind nir­
gendwo zu erkennen. Viele Betriebe ha­
ben die Sozialleistungen gekürzt, die in 
den Zeiten des realen Sozialismus den 
bescheidenen Lebensstandard sicherten. 
Ersatz ist nicht vorgesehen. Auch der 
Staatshaushalt ist, vor allem aufgrund 
des Ausfalls der Steuern der notleiden­
den Betriebe, stark defizitär. Die Strei­
chung der Sozialleistungen trifft die 
Lohnabhängigen um so härter, als ihre 
Einkommen beständig sinken, seit An­
fang des Jahres real um 17 % bei einer 
Preissteigerungsrate von 39%. Die 
Regierung, zur Macht gekommen, weil 
die sie tragenden Kräfte die Unzufrie­
denheit der Arbeiter mit dem realen 
Sozialismus auszunutzen verstanden,
rüstet jetzt gegen befürchtete „soziale 
Unruhen“. — (scc)

USA. Daryl Gates, seit 13 Jahren berüchtigter Polizeichef von Los Angeles, hat sei­
nen Rücktritt angekündigt, erklärte sich aber gleichzeitig bereit, im Amt zu bleiben, 
falls kein Nachfolger gefunden würde. Zuletzt hatten große Protestdemonstrationen 
gegen Gates und die Polizei von Los Angeles stattgefunden, weil die Polizei den 
schwarzen Lastwagenfahrer Rodney King geschlagen und mißhandelt hatte. Das 
Bild zeigt eine Protestdemonstration 1989, die die zahllosen Erschießungen Unschul­
diger anprangerte. In diesem Jahr waren die Protestdemonstrationen erstmals 
gemeinsam von Bürgerrechtsorganisationen der schwarzen und der spanischspre­
chenden Gruppen in der Stadt organisiert worden. Der Stadtrat war gezwungen, eine 
Untersuchungskommission einzusetzen. — (uld)

Südafrika/Azania: Gefangene 
im Hungerstreik

Seit dem 1. Mai bei mden sich Dutzende 
politischer Gefangener in verschiedenen 
Gefängnissen, u.a. auf der berüchtigten 
Insel Robben Island, im Hungerstreik. 
Sie protestieren gegen die Weigerung 
der Regierung sie, wie in Verhandlun­
gen mit dem ANC vereinbart und im 
„Pretoria-Protokoll“ festgehalten, bis 
zum 31. April 1991 freizulassen. Bis 
zum 15. Mai war die Zahl der Hunger­
streikenden auf über 190 angestiegen. 
Die größte Gruppe befindet sich im 
Hochsicherheitsgefängnis von Polls­
moor, darunter die Robben-Island-Ge- 
fangenen, die am 14. und 15. Mai dort­
hin verlegt wurden. Damit befinden sich 
zur Zeit keine Gefangenen mehr auf 
Robben Island. Gleich vom ersten Tag 
an versuchte die Gefängnisleitung, den 
Abbruch des Hungerstreiks zu erzwin­
gen. Die Gefangenen durften weder Be­
such von Anwälten noch von Verwand­
ten empfangen, Zellen wurden durch­
sucht, Zeitungen und Zeitschriften nicht 
ausgehändigt, sie mußten auf dem Be­
tonboden schlafen oder wurden in kälte­
re Zellen mit weniger Bettdecken ver­
legt, und das Wasser wurde ihnen abge­
stellt. Bei einigen verschlechterte sich 
der gesundheitliche Zustand derart, daß 
sie ins Krankenhaus verlegt werden 
mußten. Dort wurden sie ans Bett geket­
tet. In mehreren Gefängnissen weigerten 
sich die Ärzte, die Hungerstreikenden 
zu behandeln, bis sie den Hungerstreik 
beendeten. In Barberton sperrte man sie 
in die Leichenhalle und drohte, sie zu 
Tode frieren zu lassen, diejenigen, die 
den Streik abbrachen, wurden des 
Selbstmordes beschuldigt und auf Hun­
gerrationen gesetzt. Die noch im Hun­
gerstreik befindlichen Gefangenen er­
klärten darauf, daß sie sich eher selbst zu 
Tode fasten, bevor sie sich von der Ge- 
längnisleitung verhungern ließen. Ende 
Juli waren nach Meldungen von Amne­
sty International immer noch einige Ge­
fangene im Hungerstreik. Die Regie­
rung leugnet, daß es überhaupt noch po­
litische Gefangene in Südafrika gebe, sie 
behauptet, alle wären freigelassen. Die 
Menschenrechts-Kommission, eine li­
berale Organisation in Südafrika, prä­
sentierte jedoch Mitte Juni auf einer ge­
meinsamen Pressekonferenz mit ANC, 
PAC und einigen Rechtsanwälten eine 
Liste mit den Namen von 972 Frauen 
und Männern, die immer noch aus politi­
schen Gründen inhaftiert sind. — (uld)

Türk-Is konnte Lohnerhöhungen 
von 112 Prozent erreichen

Für etwa 600000 Beschäftigte aus 23 
Sektoren hat die Gewerkschaft Türk-Is 
am 24. Juli neue Tarifverträge mit der 
Regierung abgeschlossen, darunter für 
die Eisenbahn und die Schiffahrt. Die 
Verträge sehen eine einmalige Zahlung 
von 120 Mark und eine durchschnitt­
liche Lohnerhöhung von 112,2 Prozent 
vor. Diese Erhöhung gleicht die Infla­
tion nicht aus. Die Regierung erklärte 
sich aber erst zu Verhandlungen bereit, 
nachdem die Lohnabhängigen ihre 
Streikbereitschaft demonstriert hatten.
Am 22. Juli waren 600000 Beschäftigte 
nicht zur Arbeit erschienen, weil sie sich 
— so die Gewerkschaft — entschieden 
hätten, an diesem Tag zum Arzt zu ge­
hen, um ihre Krankheiten zu kurieren.
Außerdem hatte Türk-Is einen landes­
weiten Streik angedroht. — (uld)

Privatisierung des Staatssektors
Argentinische Regierung entläßt Zehntausende

Die argentinische Regierung führt in 
Zusammenwirken mit der Weltbank ein 
großes Rationalisierungsprogramm für 
den gesamten öffentlichen Bereich 
durch. Im folgenden ein Bericht über die 
bisher geplanten Schritte. — (uld)

Bereits zum Jahresende 1990 wurde 
die Privatisierung wichtiger argentini­
scher Unternehmenszweige abgeschlos­
sen. Betroffen sind Großbetriebe wie die 
(ehemals) staatliche Telefongesellschaft 
Entel, die Luftlinie Areolineas Argenti- 
nas und vier große Unternehmen aus der 
Petrochemie. Darüber hinaus wurden 
private Lizenzen an drei Rundfunk- und 
Fernsehstationen erteilt. Von Präsident 
Menems Privatisierungscoup betroffen 
sind auch Teile der staatlichen Ölgesell­
schaft und wichtige Bereiche des Stra­
ßen- und Eisenbahnsystems.

Im April 1991 unterzeichnete die ar­
gentinische Regierung einen Vertrag zur 
Privatisierung der Eisenbahnlinie zwi­
schen der Stadt Rosario und dem Hafen 
Bahia Bianca und einer weiteren Linie 
zwischen Huinca Renano und Ingeniero 
White, insgesamt eine Strecke von fast 
5 800 Kilometern. An der neuen Gesell­
schaft beteiligt ist mit 80 Prozent eine 
private Unternehmergruppe, 16 Prozent 
verbleiben im Besitz des bisherigen Mo­
nopoleigners, der staatlichen Eisen­
bahngesellschaft Ferrocarriles Argenti­
nos. Vier Prozent der Anteile erhalten 
die Beschäftigten (wer immer das sein 

Streik bei Bayer Peru
Arbeiter protestieren gegen Entlassungen

rende Funktionär der Chemiefeser- 
Dachgewerkschaft Fentifqap, Jesus Ca- 
bana Vargas.

Cabana hatte 1988 als damaliger Ge­
neralsekretär der Betriesgewerkschaft 
von Bayer Industrial die Bundesrepublik 
besucht und u.a. auf der Aktionärs­
hauptversammlung von der Konzern­
spitze gefördert, für gerechte Löhne bei 
ihrer Tochterfirma in Lima zu sorgen.

Den Antrag beim Arbeitsministerium 
begründet die Firma mit notwendigen 
Rationalisierungsmaßnahmen und einer 
schlechten wirtschaftlichen Lage des 
Unternehmens. Die Betriebsgewerk­
schaft hält dem entgegen, im Geschäfts­
jahr 1990 hätten die Lohnzahlungen nur 
0,85 Prozent der Gesamtkosten von 
Bayer Industrial ausgemacht.

Aufgrund der insgesamt äußerst kapi­
talistenfreundlichen Haltung der derzei­
tigen peruanischen Regierung ist zu er­
warten, daß das Arbeitsministerium dem 
Antrag auf Entlassungen zustimmen 
wird. Dann will die Betriebsgewerk­
schaft auf jeden Fall zum Streik 
aufrufen.
Quelle: Presseinfonnaüonen der Coondinanon 
gegen Bayer-Gefahren vom 17. und 25. Job 
1991 - (uld)

Ungarn: Zurück an die Kirche
Gesetzentwurf zur Rückgabe kirchlicher Besitztümer

Die Arbeiter und Angestellten der Bayer 
Industrial S.A. in Lima, Peru, haben 
von Samstag, dem 22. Juli, bis zum spä­
ten Dienstagabend aus Protest gegen die 
angekündigten Massenentlassungen die 
Arbeit niedergelegt. Nach Angaben 
eines Gewerkschaftsfunktionärs betei­
ligten sich fast 100 % der Arbeiter und 
Arbeiterinnen an dem Streik. Bei Redak­
tionsschluß beriet die Betriebsgewerk­
schaft noch einen möglichen Aufruf zu 
einem unbefristeten Streik ab Montag, 
dem 29. Juli.

Am 3. Juli hatte die Unternehmenslei­
tung 66 der insgesamt etwa 430 Arbei­
terinnen und Arbeiter in den Zwangs­
urlaub geschickt und beim Arbeitsmini­
sterium ihre sofortige Entlassung be­
antragt. Vom 4. bis 11. Juli sperrte die 
Tochterfirma des bundesdeutschen 
Bayer-Konzerns sämtliche Arbeiterin­
nen aus dem Werk aus, nachdem es zu 
Protesten und Warnstreiks gegen die 
Entlassungen gekommen war. Das 
peruanische Arbeitsministerium er­
klärte die Aussperrung unterdessen für 
illegal.

Unter den 65 Betroffenen befinden 
sich auch drei amtierende Funktionäre 
der Betriebsgewerkschaft und der amtie­

Das ungarische Parlament berät derzeit 
über ein Gesetz, um die „Wiedergutma­
chung“ an der Kirche zu regeln, das 
heißt: Rückgabe ihrer Besitztümer.

Durch den „Hl.“ Stephan, dem 
Staatsgründer, wurde der Katholizismus 
Staatsreligion. Der Klerus besaß laut 
Verfassungsdoktrin feudale Rechte. So 
war der ungarische Kardinal mit staats­
rechtlichen Kompetenzen ausgestattet. 
Der Klerus hatte sich bis zur Enteignung 
1948 immense Reichtümer angeeignet. 
Die katholische Kirche war der größte 
Grundherr Ungarns. Auf ihre 'Latifun­
dien will sie jetzt großzügigerweise ver­
zichten; nicht jedoch auf soziale und kul­
turelle Einrichtungen, Ordenshäuser, 
Konfessionsschulen, Kindergärten u.ä.

Die Auseinandersetzung um den Ge­
setzentwurf wird heftig und hitzig ge­
führt. Es gibt in Ungarn offenbar noch 
genügend Menschen, die die nach I945 
vollzogene Trennung von Staat und Kir­
che als Segen betrachten. Sie befürch­
ten, daß mit dieser „Wiedergutmach­
ung“ eine historisch überholte ideologi­
sche Vormachtstellung der Kirche ge­
fördert wird. Diese Gefahr besteht vor 
allem im schulischen Bereich, denn bis 
1948 waren 61 % der Elementarschulen. 
54 % der Gymnasien und mehr als 75 % 
der Lehrerbildungsanstalten konfessio­

nell gebunden. Würde dieser Zustand 
wiederhergestellt, gäbe es für viele laizi­
stisch orientierte Leute an manchen 
Orten keine weltliche Alternative mehr. 
Solche Überlegungen gelten als „kom­
munistisches Gedankengut“.

Die Übergabe der kirchlichen Liegen­
schaften soll durch paritätisch mit Wr 
tretern der Regierung, der Kommunen 
und der Konfessionen besetzte Kommis­
sionen erfolgen. Die Opposition he 
fürchtet, daß die Kommunen dabei 
durch Kabinett und Kirche übervorteil« 
werden.

Die ungarische Regierung hat ande 
rerseits auch die kostenlose kirchliche 
Arbeitskraft im Auge. In der Präambel 
der Gesetzesvorlage stehl: „Die Kirchen 
vollbrachten im Lauf der ungarischer 
Geschichte bedeutende Leistungen nr 
Schaffung. Währung und Überliefern*, 
von Kulturgütern Über die konfew 
nellen Belange hinaus übernahmen ac 
wichtige Aufgaben in der Gesundhefe 
pflege, im sozialen und kulturellen Bc 
reich, erfüllten eine relevante gesdi 
schaftliche Rolle.“ Jetzt beißt es. zu la* 
ge habe man in den Kliniken mit staodt- 
gern Personalmangel den opferfreudiger 
Einsatz der Barmherzigen Schweden 
am Krankenbett vermissen musser 
Quelle: Budapester Rundschau. 3.6.91 - &

mag). Die neue Betreibergesellsch^ 
will in den kommenden fünf Jahre» U2 
Mio. Dollar investieren. Für die Über­
nahme zahlt sie an das Finanzamt mög­
lich ganze 51 276 Dollar, für Maschine» 
und Anlage bezahlt die Betreibergesril- 
schaft immerhin einmalig 100000 Dol­
lars.

Weil zur „Gesundung“ der Win 
schäft auch ein gesunder Arbeitsplatzab- 
bau gehört, wird die Privatisierung der 
argentinischen Bahn rund 29000 der 
88000 bisher Beschäftigten den Arbeit 
platz kosten. Nicht weniger hart von der 
„Gesundung“ betroffen sind die Arbei­
terinnen und Arbeiter der staatlichen 
Ölgesellschaft YPF: Von knapp 40000 
Lohnabhängigen werden 20000 entlas­
sen. Die Elektrizitätsgesellschaft 
SEGBA wird rund 5000 und die argenti­
nische Post- und Telegrafengesellschati 
Encotel fast 10000 Beschäftigte auf die 
Straße setzen. Die Kosten dieses mit der 
Weltbank abgestimmten Rauswurfpro­
gramms werden auf 880 Mio. Dollar ge­
schätzt. Die Weltbank übernimmt davon 
300 Mio. Dollar, der Rest wird bei der 
Arbeitslosenhilfe eingespart. Diese Kur 
zungen werden zum Teil wieder ausge­
glichen, weil die Argentinier durch die 
kommenden Streckenstillegungen weni­
ger Geld für Eisenbahnfahrten ausgeben 
können.

Übernommen aus: ila, Nr. 147/Juli 1991. Zei­
tung der Informationsstelle Lateinamerika
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Seil dem 1. Juni, also nun seit zwei Mo­
cken, sind in Mexiko über 300 politi­
sche Gefangene im unbefristeten Hun­
gerstreik. Laut mexikanischen Men- 
Jchenrechtsoiganisationen und einer 
Mtnscbenrechtsdelegation aus Frank­
reich. welche sich im Juni zwei Wochen 
fa Mexiko aufhielt, sind in sieben Teil- 
ctisten Mexikos in Veracruz, Oaxaca, 
Chüpas usw. Gefangene im Hunger­
streik. Mit diesem Hungerstreik prote­
stieren die politischen Gefangenen ge­
gen:
-dieallesbehenschende Korruption im 
gznzen mexikanischen Knastsystem 
—die unmenschlichen Haftbedingungen 
aller Gefangener und gegen die Ernied­
rigungen, welchen die Gefangenen und 
ihre Besucherinnen permanent ausge­
setzt sind
- die juristischen Unregelmäßigkeiten, 
vrelche in allen Strafverfahren existie­
ren, so gibt es Gefangene, welche schon 
sieben, acht Jahre in Untersuchungshaft 
sitzen ohne irgendeinen Prozeß.

Die Forderungen der politischen Ge­
fangenen sind:
- sofortige und bedingungslose Freilas­
sung von Dr. Felipe Martinez Soriano
- totale und bedingungslose Amnestie 
der 10000 politischen Gehangenen, wel­
che es im ganzen Land gibt
- uneingeschränkter Respekt der Men­
schenrechte aller Gefangenen in Mexiko 
(87650 in 450 Gefängnissen).

Dieser Kampf der politischen Gefan­
genen wird auch draußen unterstützt, 
vor allem durch die Familienangehöri­
gen und von den Organisationen, aus 
denen die Gefangenen herkommen. So 
gibt es im ganzen Land Sitzstreiks seit 
des Beginns des Hungerstreikes vor 
Regierungsgebäuden oder zentralen 
Plätzen und vereinzelt kleinere Demon­
strationen. Der mexikanische Staat 
reagiert wie immer mit Repression, Ein­
schüchterung der Protestierenden durch 
die Polizei. Gleichzeitig versucht die 
Regierung aber auch dem Kampf der 
politischen Gefangenen die Unterstüt­
zung abzugraben: So hat sie, als die 
oben genannte französische Menschen­
rechtsdelegation im Land weilte, als 
„Geste des guten Willens“ 634 politi­
sche Gefangenen freigelassen, jedoch 
außer drei alle von Organisationen, wel­
che heute im Kampf nicht mehr aktiv 
sind oder nicht mehr existieren. Daß es 
für die mexikanische Regierung aber im 
allgemeinen ja sowieso keine politischen 
Gefangenen gibt, sei hier nur kurz 
erwähnt.

Trotz allem ist die Freilassung der 634 
Ende Juni ein erster Erfolg des Hunger­
streiks, und weiter konnte auch durchge­

Über 300 politische Gefangene in Mexiko 
seit zwei Monaten im Hungerstreik

Sie verlangen die sofortige Amnestie für über 10000 Gefangene

setzt werden, daß bei einigen Gefange­
nen, welche in der Zwischenzeit gesund­
heitlich schon ziemlich angeschlagen 
sind, ein Arzt oder eine Ärztin rein­
konnte.

In Mexiko — den Estados Unidos Me- 
xicanos, wie das eigentlich heißt — wird 
von der seit 70 Jahren an den politischen 
Schalthebeln sitzenden Regierungspar­
tei, der PRI (die Partei der institutionali­
sierten Revolution), systematisch ver­
sucht, die linke Opposition einzuschüch- 
tem. Die PRI, entstanden kurz nach der 
mexikanischen Revolution, hatte es ver­
standen, jahrzehntelang die Opposition 
kleinzuhalten, entweder durch Beste­
chung der Führungen der Oppositions­
organisationen oder dann wurde die un­
abhängig auftretende Opposition brutal 
verfolgt. Wenn z. B. auf dem Lande pro­
testierende Bauern / Bäuerinnen-Indige- 
nas nicht gleich durch die lokalen ländli­
chen Feudalherren und Großgrundbesit­
zer mittels gekaufter Pistoleros zum 
Schweigen gebracht wurden, dann eben 
gleich mit der Armee und der Policia Ju- 
dicial.

In dem fest 2 Mio. qkm großen Land 
(48mal so groß wie die Schweiz), in dem 
multinationale Gesellschaften wie Ford, 
VW, Nestle usw. die Wirtschaft domi­
nieren, in dem 50% der nationalen 
Reichtümer von 300 Familien verwaltet 
werden, in dem über 80 Millionen Men­
schen leben, davon 40 Millionen in ex­
tremer Armut; in einem Land, wo mehr 
als 20 indigene Völker leben, wo viele 
Regionen, Dörfer nur nach tagelangen 
Busfehrten und Fußmärschen erreicht 
werden können — in einem so riesigen, 
komplexen, vielschichtigen und unüber­
blickbaren Gebiet war es für die Regie­
renden immer ein Leichtes, die linke 
Opposition von anderen Oppositions­
kräften zu isolieren und kleinzuhalten. 
Viele der Kampfe für den eigenen Bo­
den, gerechte Preise für die Produkte, 
gegen die Korruption usw. auf dem Lan­
de wurden und werden so ohne größere 
Öffentlichkeit richtiggehend kaputtge­
macht. Die Liste der Toten der verschie­
denen Oiganizaciones Campesinas ist 
endlos lang — ermordet meist durch die 
lokalen Feudalherren, gedeckt durch die 
lokale, regionale Regierungsstelle.

Hunderte ermordete Oppositionelle in 
den letzten zwei Jahrzehnten, bis zum 
heutigen Tag 820 Verschwundene und 
aktuell mehr als 10000 politische Gefan­
gene sind die Zahlen, welche Menschen­
rechtsorganisationen zur Repression in 
Mexiko angeben. Das wohlgemerkt 
immer alles Zahlen von bekannten Fäl­
len, und viele Angehörige von Opfern 
staatlicher oder staatlich gedeckter Re­
pression wagen es nicht, Anzeige zu er­
statten. Sie werden bedroht oder stehen 
in einem so extremen Abhängigkeitsver­
hältnis zu den Arbeitgebern, Groß­
grundbesitzern, daß viele Greuel taten 
nie bekanntwerden.

Gerade in den letzten Jahren hat sich 
nun aber die linke Opposition in ganz 
Mexiko verstärkter zu organisieren be­
gonnen. Auf parlamentarischer Ebene 
vor allem mit dem nationalistischen 
links-liberalen Bündnis PRD und dann 
in den verschiedenen Massenbewegun­
gen, wie die der Lehrerinnen, in den 
Stadtteilen, den Bauer/Bäuerinnen-In- 
digena-Organisationen, Gewerkschaf­
ten. Die parlamentarische wie auch die 
unabhängige, außerparlamentarische 
Linke bricht immer mehr die früher all­
umfassende Dominanz der PRI und 
durchbricht vermehrt die weitverbrei­
tete Ohnmacht, die der Regierungsterror 
Ende der 60er und in den 70er Jahren 
verbreitet hatte. Damals wurden z.B. 
1968 in der Hauptstadt Hunderte von 
Studentinnen, Arbeiterinnen einfach 
niedergeknallt. Und in den 70er Jahren 
wurden die damals entstandenen Gueril­
laorganisationen eine nach der anderen 
in den einzelnen Teilstaaten richtigge­
hend militärisch aufgerieben. Die Re­
gierung zog dazu einfach die Armee aus 
großen Teilen Mexikos in einem Teil­
staat zusammen, und Zehntausende Sol­
daten durchkämmten so z. B. Guerrero, 
wo die stärksten Guerillas, die ACNR 
von Enrique Vasquez und die PDLP von 
Lucio Cabanas, kaputtgemacht wurden.

Mit dem Wiedererstarken der linken 
Opposition seit Mitte der 80er Jahre 
nahm auch die Repression in den letzten 
Jahren sprunghaft zu, und die Gefäng­
nisse füllten sich. Die Mehrheit der poli­
tischen Gefangenen kommen aus Bau­
ern / Bäuerinnen-Indigena-Organisatio- 

nen. Die Bedingungen in den Gefängnis­
sen sind wie überall in Lateinamerika 
geprägt durch Folter, überfüllte Zellen, 
fest keine sanitären Einrichtungen, das 
Essen muß wenn möglich von draußen 
von den Angehörigen reingebracht wer­
den. Viele der politischen Gefangenen 
gerade auf dem Lande sitzen schon Jahre 
ohne Prozesse, und falls es zu Prozessen 
kommt, sind diese unter Ausschluß jeg­
licher Öffentlichkeit und dauern oft kei­
ne 15 Minuten. Auf diese Art wird dann 
der Bauer soundso, der eigentlich dafür 
gekämpft hatte, den ihm und seiner Ge­
meinde rechtmäßig zustehenden Boden 
endlich von diesem oder jenem Groß­
grundbesitzer zu bekommen, verurteilt 
wegen Landraub und Diebstahl etc. Und 
da es bei diesen Konflikten um den Bo­
den nach jahrzehntelangem Warten, An­
trägen an irgendwelche Regierungsstel­
len oft dazu kommt, daß Bauern/Bäue­
rinnen den ihnen zustehenden Boden 
selbst nehmen und die Groß- und Mittel­
grundbesitzer dann bewaffnet einfahren, 
und wenn es dann zu Verletzten und 
Toten kommt, wird der angeklagte 
Bauer gleich noch wegen Mord, Körper­
verletzung angeklagt. Tausende wan­
dern so für Jahre in den Knast.

Der nun laufende Hungerstreik von 
über 300 politischen Gefangenen wurde 
initiiert von der im Dezember ’90 ge­
gründeten Nationalen Koordination der 
politischen Gefangenen in Mexiko — 
der CNPPM. Diese Koordination der 
politischen Gefangenen, die erste, wel­
che es in dieser Form in Mexiko je gege­
ben hat, umfaßt Aktivistinnen aller lin­
ken Parteien und Organisationen: viele 
Frauen und Männer aus dem parlamen­
tarischen Bündnis PRD, der unabhängi­
gen Lehrerinnengewerkschaft, Stadt­
teilorganisationen, vier Gefangene aus 
der heute noch bestehenden Guerilla 
PROCUP-PDLP und auch hier die 
Mehrheit aus Bauern/Bäuerinnen-Indi- 
gena-Organisationen, z.B. von der 
OCEZ (Organizacion Campesina Emi- 
liano Zapata), der FDOMEZ, UCEZ 
usw. Bis im April waren dieser Gefange- 
nenorganisation 86 politische Gefange­
ne beigetreten, zwischenzeitlich wird 
die Zahl um einiges höher sein.

Zum Schluß noch einige Auszüge aus 

der Erklärung dieser Koordination, wel­
che sie noch kurz vor dem Beginn des 
jetzigen Hungerstreikes herausgaben 
und die in den großen Tageszeitungen 
Uno mas Uno und der unabhängigen 
Jomada als Inserat abgedruckt wurde.

„Seit vielen Jahren und in den ver­
schiedensten Formen haben wir, die 
Proletarier und das mexikanische Volk 
dafür gekämpft, die für unser Land not­
wendigen strukturellen Veränderungen 
und sozialen Verbesserungen zu errei­
chen. Dies immer mit dem Ziel, die Aus­
beutung des Menschen durch den Men­
schen zu beseitigen.

Im Prozeß des Kampfes haben wir, die 
verschiedensten Sektoren dieser Gesell­
schaft, uns gegen die staatliche Repres­
sion gestellt ... Alle, die wir als Teil 
des mexikanischen Volkes gekämpft ha­
ben, haben wir die Repression direkt er­
fahren. Eine Repression, die dokumen­
tiert ist in der Existenz von mehr als 800 
Verschwundenen, von mehr als 100 er­
mordeten Lehrerinnen alleine im Teil­
staat Oaxaca; der Existenz von 10000 
politischen Gefangenen in allen Knästen 
des Landes; der Existenz von politisch 
Verfolgten und Exilierten; und dem 
Fehlen von politischer Freiheit, welches 
sich in den fortwährenden Wahlbetrugen 
manifestiert ...

Kürzlich hat sich der Tag gejährt, an 
dem im April ’90 die Justizpolizei eine 
besondere Repressionsepisode durch­
führte: Aus politischen Gründen wur­
den damals mehr als 300 Menschen ent­
führt, auf die Polizeiwachen geschleppt, 
gefoltert, die ganzen Wohnungseinrich­
tungen zertrümmert usw. Eine davon am 
stärksten betroffene Organisation war 
die Frente Nacional Democratico Popu­
lär (FNDP) und die Familie ihres Vorsit­
zenden Dr. Felipe Martinez Soriano. 
Die nachfolgenden Proteste auf der 
Straße haben dann die Behörden dazu 
veranlaßt, die Mehrheit der Gefangenen 
wieder freizulassen ...

Wir rufen alle revolutionären, demo­
kratischen, progressiven Organisatio­
nen auf, dafür zu kämpfen, die immer 
noch vorhandenen Aspekte des Sektie­
rertums innerhalb der mexikanischen 
Linken zu beseitigen und mit gemeinsa­
mer Kraft gegen die Repression zu 
kämpfen, welche alle Sektoren der 
Volksbewegung betrifft ...
Freiheit für Dr. Felipe Martinez 
Soriano ’
Freiheit für alle politischen Gefangenen 
in Mexiko!
Stopp der Repression!

— (Koordination der politischen Gefangenen in 
Mexiko - CNPPM)

EG und Nato unterstützen Türkei
Proteste und Hungerstreiks gegen Massaker in Kurdistan

Die Türkei hat für ihren Staatsterror und 
die Massaker gegen die Kurden und den 
kurdischen Befreiungskampf die Unter­
stützung der Nato- und EG-Staaten er­
halten. Dies bestätigten sie auf dem 
Wdtwirtschaftsgipfel und durch den Be­
such des US-Präsidenten Bush in Anka­
ra. Die Erklärungen über die Bedeutung 
der Türkei für die Neuordnung im 
Nahen Osten gipfelten in der Forderung 
von Bush, daß die Türkei als Beispiel der 
Demokratie in die EG gehöre.

Die Waffenlieferungen an die Türkei 
werden ausgedehnt, die „Schnelle Ein­
greiftruppe“ wird unter Beteiligung von 
türkischen Truppenteilen in Botan sta­
tioniert. Diese internationale Truppe be­
steht neben Kampfflugzeugen für den 
Bodenkampf aus Hubschrauber- und In- 
ümtrieeinheiten. Das Kommando führen 
ein US- und ein türkischer General. Zur 
Finanzierung der Waffenkäufe erhält die 
Türkei als Entlastung eine Milliarde 
Dollar in Öllieferungen aus Saudi-Ara­
bien. In Syrien verhandelten US-Anti- 
terrorspezialisten mit der syrischen 
Regierung über die Einschränkung der 
Bewegungsfreiheit der PKK.

Die bisherige Bilanz des Massakers, 
das die türkischen Truppen während der 
Beerdigung des ermordeten HEP-Vor- 
silzenden Vedat Aydin in Diyarbakir 
begangen haben: Dutzende getöteter 
Menschen (die genaue Zahl ist immer 
noch nicht bekannt), über 1000 Verletz­
te, Hunderte verhaftet oder vermißt.

In Europa haben seit dem 14. Juli in 
über 50 Städten Protestaktionen und So- 
jidaritätshungerstreiks stattgeftmden. 
Bis zu 10000 Menschen beteiligten sich 
daran. Ziel zahlreicher Proteste waren 
türkische Botschaften und Konsulate.

„... Durch die Verhängung des Aus- 
uihmcznstands und das Vorenthalten al­

ler demokratischen Rechte und Freihei­
ten befindet sich Kurdistan zur Zeit in 
einem Zustand, in dem die Sicherheit 
des Lebens nicht mehr gewährleistet ist.

Das ,Anti-Terror-Gesetz*, das den Si­
cherheitskräften des türkischen Staates 
unbeschränkte Rechte einräumt und dem 
Volk dagegen alle Rechte aberkennt und 
jeden zum potentiellen Schuldigen 
macht, wird in brutalster Form ange­
wendet. Die durch dieses Gesetz be­
stärkten türkischen Sicherheitskräfte er­
schießen bei Razzien Menschen, ohne 
sie vorher auch nur verhört zu haben. Sie 
verbieten jede Art von Organisierung 
und Meinungsfreiheit und setzen den 
Staatsterror des Regimes auf brutalste 
Weise um. Auch die Konterguerilla hat 
gestärkt durch dieses Gesetz ihre Aktio­
nen ausgeweitet ... Drohungen gegen 
demokratische Vereine und die Presse 
haben zugenommen. Besonders Men­
schenrechtsvereine, die HEP (Partei der 
Arbeit des Volkes) und verschiedene le­
gale Zeitschriften- und Zeitungsbüros 
sind die ersten Ziele dieser Bombardie­
rungen. So wie in Südamerika verbrei­
ten Todesschwadronen heute in Kurdi­
stan Terror. Wer wann und wie getötet 
wird, weiß niemand.

Der türkische Staat versucht nach au­
ßen hin den Eindruck zu erwecken, daß 
er Demokratie und Menschenrechte re­
spektiert ... Während einerseits die 
kurdische Sprache erlaubt sein soll, wer­
den andererseits kurdische Kassetten 
überall eingesammelt und die Herausge­
ber, Hörer und Verkäufer dieser Kasset­
ten festgenommen und gefoltert. Erst 
vor einigen Tagen sind zwei Kurden von 
einem Kommisar an die Wand gestellt 
und erschossen worden, weil sie kur­
disch gesprochen haben. Die Zusam­
menführung der kurdischen Farben 

grün-gelb-rot ist in jeglicher Zusam­
mensetzung durch das türkische Regime 
verboten worden! ...

Das kurdische Volk erklärt, daß es 
sich weder dem türkischen Staat noch in­
ternationalen Komplotten beugen wird, 
mit denen der nationale Befreiungs­
kampf zerschlagen werden soll. Mit den 
... Parolen ,Es lebe die PKK‘, ,Es lebe 
Kurdistan*, die auch von Hunderttau­
senden in Diyarbakir gerufen wurden, 
bekennt sich das Volk von Kurdistan zu 
seiner Führung und dem Kampf für sein 
Selbstbestimmungsrecht bis zum Sieg. 
Das kurdische Volk ruft die Weltöffent­
lichkeit auf, dieses ihm zustehende 
Recht zu respektieren.

Das auf der Welt allen Völkern zuste­
hende Selbstbestimmungsrecht kann 
und darf auch dem kurdischen Volk 
nicht abgesprochen werden. Die inter­
nationalen Truppen, die heute unter dem 

Köln: Hungerstreikaktion Anfang Juli gegen Staatsterror und Massaker in Kurdistan. (Bild: af/mz)

Namen der »Schnellen Eingreiftruppe* 
in Kurdistan stationiert werden sollen, 
dienen dem Schutz des türkischen Staa­
tes und den imperialistischen Interessen 
... Die Menschen auf dieser Welt dür­
fen das nicht zulassen, die Völker dürfen 
den in ihrem Namen begangenen Ver­
brechen nicht schweigend zu­
schauen ...

Wir rufen alle fortschrittlichen, demo­
kratischen und internationalen Instituti­
onen und die Staaten dazu auf, die wirt­
schaftliche und militärische Hilfe an die 
Türkische Republik zu stoppen, Delega­
tionen zu bilden, die die Lage, angefan­
gen in Diyarbakir, in Kurdistan vor Ort 
untersuchen, die Ergebnisse dieser Un­
tersuchungen in Berichten zusammenzu­
fassen, auf Veranstaltungen und Sitzun­
gen zur Sprache zu bringen und der Un- 
terdrückungs- und Vemichtungspolitik 
des türkischen Staates am kurdischen 
Volk Einhalt zu gebieten.“ (aus einer 
Erklärung der ERNK vom 19.7.)

Vom 18. bis 22.7. besuchte eine Dele­
gation von Menschenrechtsorganisatio- 
nen und Bundestagsabgeordnete Diyar­
bakir. Uta Zapf, Abgeordnete der SPD, 

erklärt: „Alles was wir gehört und ge­
sehen haben, belegt, daß es systemati­
sche Repression, Folter und Mord an der 
kurdischen Bevölkerung durch türkische 
Pölizeikräfte gibt. Hier passieren ekla­
tante Menschenrechtsverletzungen bis 
hin zu Entführung und Mord, die ange­
prangert und sanktioniert werden müs­
sen.“ Sie fordert die Bildung einer inter­
nationalen Untersuchungskommission 
zur Aufklärung des Mordes an Vedat 
Aydin und die Streichung der besonde­
ren Militärhilfe an die Türkei. Vom Eu­
roparat fordert sie den Ausschluß der 
Türkei bei weiteren Menschenrechtsver­
letzungen und Nato und EG sollen die 
Einhaltung der Menschenrechtskonven­
tion und der KSZE-Akte durchsetzen. 
Für die PDS/Linke Liste stellen Ulla 
Jelpke und Andrea Lederer den Antrag 
im Bundestag: Wiederaufnahme der 
1984 eingestellten Berichterstattung der 
Bundesregierung über die Entwicklung 
in der Türkei und in Kurdistan sowie die 
Unterrichtung des Bundestages über den 
Mord an Vedat Aydin.

Quelle: Kurdistan-Rundbrief 16/91 — (rub)
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Siemens-Konzern rüstet um für weitere 
weltweite Produktionsschlachten

„In einer der expansivsten Phasen der Unternehmensgeschichte“

Karlsruhe. Seit Oktober 1988 wird der Konzern umstruk­
turiert, angefangen von den Zentralbereichen bis zur Neu­
aufteilung der Unternehmensbereiche und des Vertriebs. 
Die Konzernetagen verlangten nach „flexiblerer Organisa­
tionsstruktur“, Aufbau kleiner „qualifizierter Stäbe bei 
weitgehender Trennung von Stabsaufgaben und Dienst­
leistungsfunktionen“, „schlagkräftigen geschäftsführen-

den Einheiten“ und „Schnelligkeit in allen Wertschöp­
fungsstufen“. Aus sieben Unternehmensbereichen wurden 
fünfzehn, mittlerweile sind es noch dreizehn, die an der 
„kurzen Leine des Vorstandes“ weltweit operieren. Es gibt 
kaum einen Bereich im Konzern, in dem die Umstrukturie­
rung nicht zu spürbaren Änderungen und Belastungen für 
weite Teile der Belegschaften geführt hat. — (map)

Eine der ersten Maßnahmen der Unter­
nehmensstraffung in Karlsruhe war die 
Zerteilung des Werkes in ein Elektro­
nik- und ein Gerätewerk. Erst in mühe­
vollen Auseinandersetzungen konnte 
erreicht werden, daß für beide Werke 
sowie Vertrieb und Service weiterhin 
ein Betriebsrat zuständig ist. Teile des 
Produktspektrums wurden anderen 
U nternehmensbereichen zugeschlagen 
und ausgelagert. Abfindungsaktionen 
begannen, um die „Effizienz“ der Be­
legschaft zu erhöhen. Siemens legte Pro­
gramme auf, um die Wirkung der Vor­
ruhestandsregelung weiterhin aufrecht­
zuerhalten, das Durchschnittsalter der 
Belegschaft systematisch zu senken.

Zur Steigerung der Produktivität und 
Kostensenkung wurden enorme Investi­
tionen getätigt: die nach Angaben von 
Siemens „modernste Leiterplattenferti­
gung Europas“, ein automatisches Be­
stückungssystem, das die Durchlaufzei­
ten in der Flachbaugruppenmontage von 
zwei Wochen auf zwei Tage drückt, fle­
xible NC-Fräszentren und NC-Stanz- 
zentren. An diesen Anlagen wird nicht 
nur rund um die Uhr gearbeitet, die 
neuen Stanzzentren z.B. laufen bereits 
auch sonntags — gegenwärtig noch im 
sogenannten bedienungsfreien Betrieb. 
Der Versuch, Sonntagsarbeit einzufüh­
ren, um einen weitgehend störungs­
freien Betrieb der Anlagen zu erreichen, 
wird nicht lange auf sich warten lassen. 
Siemens ist hartnäckig damit beschäf­
tigt, das arbeitsfreie Wochenende voll­
ends auszuhöhlen und die Sonntags-

Kaske: Der Umgang mit Konzerndienstleistungen
„Wachstumsquelle der Zukunft bleibt die Produktion“

42000 Unterschriften wurden Ende April bei einer Demonstration in München dem 
Siemens-Vorstand übergeben, um die Schließung des Werkes in Gladbeck zu ver­
hindern. Siemens bot den Beschäftigten in Gladbeck an, sich zur „Erfüllung der Auf­
tragsverpflichtungen“ des Konzerns in das 55 Kilometer entfernte Werk Bocholt ver­
setzen zu lassen. Das Werk in Gladbeck wird zum Jahresende 1991 geschlossen. 
Bild: Kundgebung von Siemens-Beschäftigten gegen die Werksschließung.

Im Frühjahr hielt der Vorstandsvorsit­
zende der Siemens AG, Kaske, eine 
Rede, in der er die Vorstellung angriff, 
die Gesellschaft befinde sich auf dem 
Wege in das „postindustrielle Zeital­
ter“. Dem Dienstleistungssektor kom­
me innerhalb der Volkswirtschaft zwar 
eine immer größere Bedeutung zu, aber 
die „Produktion bleibe der eigentliche 
Garant des Wohlstands“. Im Unter­
schied z.B. zu den USA sei ein nicht 
unbedeutender Teil des Dienstleistungs­
sektors der BRD direkt dem produzie­
renden Gewerbe zugeordnet. Das müsse 
anders werden. Ein gigantisches Ratio- 
nalisierungs- und Dequalifizierungspro- 
gramm im Angestelltenbereich läuft an, 
gleichzeitig werden die Risiken der 
Expansion auf Zulieferer des Konzerns 
und die dort Beschäftigten abgeschoben.

Kaske: „Während bei uns nur knapp 
sieben Prozent aller Beschäftigten im 
produktionsorientierten Dienstlei­
stungsbereich arbeiten, also in Firmen, 

arbeit aus Gründen der Wirtschaftlich­
keit durchzusetzen.

In München-Neuperlach, wo 650 Be­
schäftigte der 4-Mega-Chip-Fertigung 
entlassen werden sollen, — die Produk­
tion wird nach Regensburg verlagert — 
hat der Konzern vorgeschlagen, 200 
Beschäftigte ins Werk Baianstraße zu 
übernehmen, sofern sie einer Arbeits­
woche von Dienstag bis Samstag im 
vollkontinuierlichen Betrieb zustimmen 
— also einer Arbeitswoche bis ein­
schließlich Sonntagfrüh (siehe auch 
Seite 8).

Der Konjunkturrückgang und die 
immense Ausdehnung der Kapazitäten 
in den Karlsruher Werken — dort wird 
für die Automatisierungstechnik produ­
ziert, ein Bereich, in dem Konjunktur­
schwankungen der Investitionsgüter­
industrie gleich spürbar werden — 
haben dazu geführt, daß in manchen Ab­
teilungen zeitweise bis zu 60 % der Be­
legschaft in andere Abteilungen verlie­
hen sind. Beschäftigte wurden ins Werk 
Bruchsal oder nach Frankfurt versetzt. 
Beschäftigten, die aus dem Elsaß und 
aus Rheinland-Pfalz nach Karlsruhe 
pendeln, wurden Arbeitsplätze in 
Hagenue (Frankreich) bzw. Speyer 
„angeboten“. Die tariflichen Bedingun­
gen in beiden Werken sind schlechter, 
ein Ausgleich z.B. für Lohnverluste 
wurde abgelehnt. Für viele verkürzt sich 
nicht einmal die tägliche Anfahrtzeit von 
mehr als einer Stunde zur Arbeit. Die in 
etlichen Werken des Konzerns durch­
gezogenen Maßnahmen, Beschäftigte 

deren Dienstleistungen als Input in die 
Produktion eingehen, beträgt der Anteil 
in den USA zwölf Prozent. In anderen 
wichtigen Industrieländern liegt er zwi­
schen neun und zehn Prozent. BM uns 
werden also viel mehr Dienstleistungen 
,hausgemacht1 als anderswo.

Ist diese ,Do-it-yourself-Einstellung‘ 
noch zeitgemäß? Ich meine nein! Wir 
können uns bei dem ständig wachsenden 
Wettbewerbsdruck zu teure hausge­
machte4 Dienstleistungen nicht länger 
leisten. Diese scheinen mir in Groß­
unternehmen besonders zahlreich zu 
sein. Sie konnten schon immer der Ver­
suchung einer dienstleistungsspezifi- 
schen Überorganisation schwer wider­
stehen. So schrieb Schmalenbach bereits 
vor fünfzig Jahren in seiner Abhandlung 
über die »Dienststellengliederung im 
Großbetrieb4: ,Am deutlichsten sind 
diejenigen Erscheinungen, die mit 
wachsender Betriebsgröße Zusammen­
hängen und die sich kundtun in einer 

innerbetrieblich, von Werk zu Werk, 
vom Konzern zur Tochtergesellschaft 
usw. zu versetzen, untergräbt die Ver­
suche der Gewerkschaft und der 
Betriebsräte, den Rationalisierungsvor­
haben und Entlassungswellen des Kon­
zerns in den jeweiligen Bereichen ent­
gegenzutreten. Erst nach heftigen Aus­
einandersetzungen konnten Siemens- 
Beschäftigte in München erreichen, daß 
sie nicht zur Mannesmann-Tally bzw. zu 
Siemens-Nixdorf (SNI) wechseln 
mußten.

Eine McKinsey-Studie, die für die 
Karlsruher Werke einen zu hohen 
Gemeinkostenwertanteil feststellte, 
führte vor allem im Bereich der Zeit­
löhner dazu, neue Methoden der Flexi­
bilisierung einzuführen, um die „Ge­
meinkosten“ zu senken. Zunächst 
wurde in den Instandhaltungsabteilun­
gen damit begonnen, Personal an Pro­
duktionswerkstätten zu verleihen. Die 
Leerläufe, die im Arbeitsanfall bei War­
tung und Reparatur unvermeidlich ent­
stehen, werden so weiter eingedämmt, 
die Arbeitsleistung der dort Beschäftig­
ten in die Höhe getrieben. Der Schlos­
ser, der bisher in der Instandhaltung 
beschäftigt war, bei Störungen, Repara­
turen und Wartungen an die Anlagen 
und Maschinen gerufen wurde, ist jetzt 
Produktionsabteilungen zugeordnet, 
arbeitet dort z.B. an der NC-Maschine 
und ist bei Störungen oder Reparaturen 
in der Abteilung sofort zur Stelle. Offen­
sichtlich soll dies Konzept in großem 
Umfang eingeführt werden.

nicht nur absoluten, sondern auch relati­
ven Vergrößerung des Schreib- und 
Rechenwerkes, der Kontrolleinrichtun­
gen, der Zurückdrängung des Unterneh­
mersinnes zugunsten des Beamten­
sinnes, das Nachlassen der Sparsamkeit, 
das stärkere Hervortreten repräsentati­
ver Bedürfnisse usw.4 Wollen wir wett­
bewerbsfähig bleiben, müssen wir die 
Wertschöpfungstiefe auf das Niveau 
unserer Konkurrenten aus USA und 
Japan reduzieren. Was im Fertigungs­
bereich eine Selbstverständlichkeit ist, 
fortwährend nach den kostengünstigsten 
Abläufen zu suchen, ist in den Service­
abteilungen eher die Ausnahme. Ich 
gebe zu, daß bei ihnen die Kosten-Nut- 
zen-Analyse wesentlich schwieriger ist.

Trotzdem wird uns nichts anderes 
übrigbleiben, als die Verlagerung 
selbsterbrachter Dienstleistungen auf 
externe Anbieter voranzutreiben. Eine 
Möglichkeit besteht in der Ausgliede­
rung von Diensten in Tochtergesell­
schaften . . . Eine andere Möglichkeit 
liegt im Erwerb von Kapitalbeteiligun­
gen an bestehenden Dienstleistungsfir­
men. Man kann natürlich auch Dienst­
leistungsfunktionen ganz aufgeben und 
zum vollständigen Fremdbezug über­
gehen. Für welchen Weg man sich ent­
scheiden mag, ich halte die Verringe­
rung der Wertschöpfungstiefe bei den 
internen Diensten für dringend geboten. 
Rein statistisch gesehen wird sich da­
durch das Gewicht des Dienstleistungs­
sektors vergrößern, das des Produk­
tionssektors verringern. Ich hoffe, daß 
dieses Phänomen dann nicht erneut 
falsch interpretiert wird als ein weiterer 
Schritt in die postindustrielle Gesell­
schaft.

Der Dienstleistungssektor kann nun 
einmal keine autonome bzw. eigenstän­
dige Rolle spielen. Er ist ohne den Pro­
duktionsbereich nicht lebensfähig. 
Wachstumsquelle der Zukunft bleibt die 
Produktion “

Quellenhinweis: Siemens-Mitteilungen 4/91, Rede 
von Kaske auf dem „Goslarschen Pancket" zum 
Thema „Die Vision von der Dienstleistungsge­
sellschaft — ein gefährlicher Irrtum“.

Leiterplattenmontage bei Siemens. Im Werk Kamp-Lintfort versuchte der Konzern 
1989 Nachtarbeit für Frauen durchzusetzen. Anlaß: ein Großauftrag über 3000G 
Autotelefone. Das Gewerbeaufsichtsamt genehmigte 40 Nachtschichten. Or 
Widerstand der Arbeiterinnen zwang den Konzern, das Projekt aufzugeben.

Möglichkeiten der Gegenwehr?
IMB beschäftigt sich mit dem Treiben des Konzern

Vom 6. bis 9. Mai fand in München eine 
Tagung des Internationalen Metallge­
werkschaftsbundes (IMB) mit Siemens- 
Betriebsräten aus 16 Ländern statt, um 
erstmalig „gemeinsame Probleme und 
eine globale Gewerkschaftsstrategie“ 
für den Umgang mit dem Siemens-Kon­
zern zu erörtern. „Außerhalb der Bun­
desrepublik Deutschland beschäftigt 
Siemens 163500 Arbeitnehmer, d.h. 
44 % aller Arbeitskräfte des Konzerns, 
und der größte Beschäftigungszuwachs, 
der hauptsächlich durch Übernahmen 
erzielt wurde, fand außerhalb der Bun­
desrepublik statt.“ Gleichzeitig stellte 
der 1MB eine „dramatische Verände­
rung in den Beschäftigungsstrukturen 
des Konzerns44 fest, „die die Gewerk­
schaften beunruhigt“

Ziel der Konferenz sollte es sein, daß 
die Gewerkschaften „bei Siemens eine 
Politik über Arbeitsorganisation und 
Anhebung des Qualifikationsniveaus, 
insbesondere für weibliche Beschäftig­
te, entwickeln“ sowie daß angesichts 
der „Internationalisierung der Firmen­
strukturen von Siemens“ „Arbeitneh­
mern und ihren Gewerkschaften Rechte 
auflnformation und Mitbestimmung auf 
multinationaler Basis gewährt werden“. 
Der für die Konferenz erstellte Bericht 
über den Konzern enthält nur wenige 
Hinweise, wie sich der gewerkschaftli­
che Widerstand gegen das weltweite 
Treiben des Konzerns er folg verspre­
chend formieren könnte. Kritik an der 
Arbeitsorganisation und gewerkschaftli­
che Bemühungen um eine Veränderung 
der Arbeitsbedingungen im Konzern 
müßten zumindest auch die Kritik an der 
Siemens-Arbeitsbewertung (SAB) wei­
terführen. Um dieses Thema ist es aber 
in letzter Zeit in der gewerkschaftlichen 
Diskussion verdächtig ruhig geworden. 
Im folgenden einige Auszüge aus dem 
Bericht des Internationalen Metallge­
werkschaftsbundes für die Tagung.

„Bezüglich der Internationalisierung 
und Weltmarktorientierung haben sich 
schon lange vor dem EG-Binnenmarkt 
die Aktivitäten von Siemens beschleu­
nigt. Im Unterschied zu den Pionierzei­
ten geht es dabei insbesondere um den 
Aufbau bzw. Erwerb von Produktions­
standorten im Ausland. Dies ging einher 
mit der Forcierung der Unternehmens­
konzentration. Siemens hat gerade in 
jüngster Zeit erhebliche Mittel für den 
Zukauf von Unternehmen ausgegeben. 
Doch auch hier gibt es einen Unter­
schied zu früher. Siemens ist in der La­
ge, diese Aufkäufe aus der eigenen Kas­
se zu bezahlen — die Verbindung zu den 
Banken hat sich gewandelt . . .

Siemens hat in den achtziger Jahren 
die Produktbereiche und funktionalen 
Einheiten des Unternehmens in grundle­
gender Weise neu strukturiert . . . Die 
hinter dieser umfassenden Organisati­
onsreform stehende Philosophie und 

Zielsetzung wurde von Unternehmen' 
beratern wie folgt eingeschätzt: Mit dk 
ser Reform soll dein Unternehmen Sie­
mens die flexible und auf Profilinaxi 
mierung getrimmte Organisationsstruk­
tur amerikanischer Unternehmen gege 
ben werden, ohne die deutschen Vorzü­
ge von Qualität, Forschung und Ent­
wicklung und langfristige Marktorien­
tierung aufzugeben. Hintergrund für die 
Notwendigkeit dieser Reform war der 
Druck, der von spezifischen produkti­
onsseitigen und marktlichen Entwick­
lungen der Elektro- und Elektronikindu­
strie ausging. Damit sind gemeint: For­
cierte Internationalisierung und Globali­
sierung; Druck auf die Deregulierung, 
herausragendes Beispiel ist der Tek- 
kommunikationsmarkl; Notwendigkeit 
engerer Kundenorientierung: Tatbe­
stand kürzerer Produktzyklen: starker 
Anstieg der Forschungs- und Entwick 
lungsaufwendungen. Um diesen verän 
derten Anforderungen gerecht zu wer 
den. war offensichtlich die alte Orgam 
sationsstruktur zu behäbig und bürokra 
tisch. Es kann hier nicht darauf einge 
gangen werden, in welcher Weise sich 
diese Organisationsrefbrm auch bereit 
auf die Arbeitsbedingungen der Be 
schäftigten niedergeschlagen hat Al­
lenthalben hört man jedoch davon, daß 
mit der neuen Unternehmensstruktur 
auch ein neuer Kostendruck auf die Be 
schäftigten ausgehe . . .

Es ist bezeichnend für die Ertragskratt 
und die Liquiditätsstärke des Siemens 
Konzerns, daß er sämtliche investiven 
Aktivitäten aus der eigenen Kasse be 
zahlt. Großunternehmen wie Siemerh 
sind schon seit einiger Zeit in der Lage 
hohe finanzielle Transaktionen ohne (fee 
Kreditierung durch Banken bewältige 
zu können. Siemens ist nicht nureio Pro 
duktionsunternehmen, sondern es erfühl 
gewissermaßen zugleich die Funkuo 
einer Bank. Die Finanzabteilung hat es 
mit einer Liquiditätsmasse von deruei 
rund 20 Mrd DM zu tun. und sie ist eine 
der profitabelsten Sparten des Eldon' 
konzerns, wenn man die erwirtschafte 
ten Fremdzinsen betrachtet. 1990 w 
den Zins- und Beteiligungsertrage v» 
1,9 Mrd DM erwirtschaftet — dies m- 
ren zwei Drittel des gesamten erwHV 
schäfteten Bruttogewinns. .Die Grotav 
dustrie braucht uns Banken doch unmr 
wemgev. Em Unternehmen w Sterne” 
z.B. hat über 20 Mrd DM in der Kasse 
Siemens und die anderen sind auf uaser 
Geld nicht angewiesen* — so der otmx 
dete ehemalige Chef der Deutscher 
Bank. Hemhausen. im März 1989. D* 
Problem der Finanzabieilung ist atoc 
weniger, die Sie mens-Aufkäufe und Ge 
schäfte zu möglichst günstigen Ztrne. 
aus Fremdmitteln zu finanzieren, s» 
dem vielmehr, für die liquiden Mük 
möglichst günstige Anlagen zu hox 
und die Ertblgsrechnung durch dx . 
wirtschafteten Zinsen anzureKbern
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Protest verhindert Kommerz Nach zehn Jahren: Freispruch 
von Strauß-Beleidigung

ZAST Karlsruhe: Rechtswidrig­
keiten der Ausländerpolizei

Protest gegen Skinhead-Überfall 
von Gewerkschaften unterstützt

Kein Supermarkt auf dem Gelände des ehemaligen KZ

Berlin. Auf der eiligst einberufenen Sit- 
-uüg (fest) aller Beteiligten an dem 
Skandal um die Bebauung des Geländes 
des ehemaligen Frauenkonzentral ions- 
iifijer Ravensbrück bei Fürstenburg 
wurde am Montag, dem 22. Juli ent­
schieden: der Supermarkt von Kaiser's 
wini nicht eröffnet.

kn Herbst 1990 gab der Fürstenberger 
Gemeinderat einstimmig seinen Segen.

Gelände in der unmittelbaren Nähe 
der Gedenkstätte Ravensbrück als Ge­
werbegelände nutzbar zu machen. Keine 
Rolle spielte dabei der Gedanke daran, 
daß dieser Teil des Geländes ehemals 
/um Konzentrationslager dazugehörte.

Dieses Gebiet war, wie der Bezirks- 
nurgermeister Wolfgang Engler den 
Beschluß verteidigte, ,,die einzige Flä­
che, über die die Stadt verfügen konnte“ 
(Herv. d.V.). Die Genehmigung zur 
Bebauung holte man sich schnell auch 
vom Bundesvermögensamt und der 
Treuhand ein, die ebenfalls keinen 
Widerspruch zu dem Vorhaben hatten.

Die Gedenkstättenleitung legte Pro­
test gegen die Bauvorhaben ein. Doch 
die politisch Verantwortlichen zeigten 
nur umgekehrte Reaktionen: Die Stadt 
dürfe sich nicht durch die Gedenkstätte 
..erdrücken“ lassen, das frühere Ba­
rackenlager wäre ein ideales Gewerbe­
gebiet aufgrund des Gleisanschlusses 

. . In ungebrochener Tradition antwor­
tete der Bürgermeister auf Nachfragen 
nach ersten Protestbriefen aus Frank­
reich und den Niederlanden, er habe sie 
nicht übersetzen lassen, weil ^Amts­
sprache ist deutsch“.

Erst auf Initiative einiger antifaschi­
stischer Organisationen, darunter die 
Liga für Menschenrechte, der Bund der 
Antifaschisten und die Berliner Frauen­
gruppe gegen Antisemitismus, wurden 
die Pläne des Fürstenberger Gemeinde­
rats, auf dem ehemaligen KZ-Gelände in 
Ravensbrück einen Supermarkt, ein 
Autohaus, ein Cafe und eine Finanzver­
waltung zu erstellen, einem internatio­
nalen Publikum bekannt. Viele Organi­
sationen ehemaliger Verfolgter des 
Nazi-Regimes protestierten daraufhin 
bei der brandenburgischen Landesregie­
rung. Es gab Protestkundgebungen und 
Mahnwachen vor dem inzwischen ferti­
gen Bau und an der Mahn- und Gedenk­
stätte. In der Nacht vom 16. auf den 17. 
Juli verübten die „Revolutionären Zel­
len“ je einen Brandanschlag auf den 
Kaiser’s Rohbau in Ravensbrück und auf 
eine Filiale am Prenzlauer Berg, einem 
Stadtteil in Ostberlin.

Von der Frauengruppe gegen Anti­
semitismus und dem Neuen Deutschland 
zu einer Stellungnahme aufgefordert, 
hatte Renault bereits in der ersten Juli­
woche erklärt, den Bau sofort zu stop­
pen. Angeblich keine Ahnung, „wie be­
lastet der Standort sei“, will auch der 
Vorstand der Tengelmann-Gruppe. zu

der der Supermarktkonzem Kaiser's 
gehört, laut Willi Schellen, Vorstands­
mitglied. gehabt haben. Sie haben sich 
erst jetzt, nach massivem internationa­
len Protest, gegen eine Nutzung des 
Gebäudes ausgesprochen. Dem Konzern 
wird nach Aussagen des brandenburgi­
schen Ministerpräsidenten Stolpe ein 
Alternativstandort angeboten.

Zu handgreiflichen Auseinanderset­
zungen kam es bei der vom Unabhängi­
gen Frauenverband und dem Netzwerk 
Arche organisierten Mahnwache am 
Wochenende (19. / 20.7.). Aufgebrach­
te Fürstenberger Bürgerinnen formier­
ten sich vor den ehemaligen Häftlingen, 
die u. a. in den Schneidereien der SS auf 
dem KZ-Gelände, wo jetzt der Super­
marktrohbau steht, unter unmenschlich­
sten Bedingungen Uniformen für SS und 
Wehrmacht nähen mußten. Äußerungen 
wie „Fremdabeiter habe es auch in Für­
stenberg selbst gegeben, dann dürfe ja 
nirgends gebaut werden“ machten unter 
den protestierenden Fürstenbergerinnen 
die Runde. Auch sie wollen endlich in 
den ..Genuß der Marktwirtschaft“ kom­
men. In der Nacht zum Dienstag, nach 
der entscheidenden Sitzung bei Mini­
sterpräsident Stolpe, haben einige hun­
dert Fürstenbergerinnen stundenlang 
die Bundesstraße, die durch Fürstenberg 
führt, blockiert. Und dies, obwohl ihrer 
Forderung nach Versorgung durch einen 
Alternativstandort für Kaiser’s entspro­
chen worden ist. Kaufen wichtiger als 
Erinnern ... da geht man auch schon 
mal gegen ehemalige Häftlinge vor. 
Oder ist es mehr als das?

Schon zu Beginn des Monats aufge­
tauchte Pressemeldungen, nach denen 
sich im ehemaligen Konzentrationslager 
Sachsenhausen bei Oranienburg in der 
Nähe von Berlin ein ähnlicher Skandal 
abzeichnet, haben inzwischen neue Nah­
rung bekommen. Standort eines zukünf­
tigen Finanzamtes soll die ehemalige SS- 
Hauptverwaltung der Konzentrations­
lager werden. In früheren Pressemel­
dungen wurde auch schon erwähnt, daß 
mit den Bauarbeiten begonnen wurde. 
Bislang gibt es noch keine offiziellen 
Stellungnahmen, außer der Ankündi­
gung, eine Arbeitsgruppe einzurichten, 
die die „Umgebungsbebauung4< ehema­
liger Konzentrationslager koordinieren, 
und dabei den Charakter der Gedenk­
stätten wahren soll.

Wahrscheinlich wäre es an der Zeit, 
daß sich verschiedenste antifaschistische 
Organisationen und Organisationen ehe­
maliger Verfolgter und deren Angehöri­
ge zusammensetzen und eine unabhängi­
ge Arbeitsgruppe zum Schutz der Ge­
denkstätten gründen. In dem demo­
kratisch legitimierten Gewerbegebiets­
gründungswahn der einzelnen Gemein­
den eine Stütze im antifaschistischen 
Kampf zu sehen, ist wohl vergebliches 
Hoffen. - (saf/VF)

Stuttgart. Die Betroffenen erklären: 
,,Im Juni 1981 hielten wir, Susanne 
Eichhorn (heute Cokgüngör) und Brigit­
te Renkl, dem Herrn Strauß, damals 
bayerischer Ministerpräsident, anläß­
lich eines Besuchs in Regensburg ein 
Transparent entgegen mit der Auf­
schrift: ,Strauß deckt Faschisten*. Wir 
erhielten schließlich Strafbefehle. Zehn 
Jahre dauerte es, bis wir ,Recht4 beka­
men. Franz Josef Strauß und sein Advo­
kat Ossmann, schleiften uns durch alle 
gerichtlichen Instanzen, die dieses Land 
aufzubieten hat. Gegen diese Urteile leg­
ten wir im Januar 1986 Verfassungsbe­
schwerde beim Bundesverfassungsge­
richt ein. Am 19. April 1990 erging Ur­
teil: Wir haben den Prozeß gewonnen. 
Und es ist eine unbestreitbare Freude, 
die Strauß so dienstfertige bayerische 
Justiz im Gewand des Verfassungsfeinds 
zu sehen.“ — (alk)

„Graswurzelrevolution“ wegen 
Blockadeaufruf durchsucht

Heidelberg. Staatsanwaltschaft und 
Polizei haben die Redaktion der Zeit­
schrift „Graswurzelrevolution“ sowie 
eine Privatwohnung durchsucht und 
Flugblätter und Druckvorlagen be­
schlagnahmt. Anlaß war ein im März er­
schienenes Flugblatt „Die Waffen nie­
der“, in dem zur Blockade von Zügen 
anläßlich des Rekruteneinzuges aufge­
rufen wurde. Stgt. Zeitung, 18.7. — (evc)

32 Monate Gefängnis wegen 
TKP/ML-Spendensammlung

Mannheim. Mit den Worten: „Ein Zei­
chen soll gesetzt werden“ verurteilte das 
Landgericht Mannheim am 28.6. einen 
Sympathisanten der TKP/ML zu zwei 
Jahren acht Monaten Gefängnis wegen 
angeblicher „einfacher Erpressung“. 
Der Angeklagte hatte im Herbst letzten 
Jahres an einer Spendenaktion der Sym­
pathisanten der TKP/ML teilgenom­
men. Ende Dezember 1991 war er mit 
einer weiteren Person unter dem Vor­
wurf der räuberischen Erpressung in 
Haft genommen. Reaktionäre türkische 
Kreise hatten behauptet, es sei Druck 
und Zwang auf den jeweiligen Spender 
ausgeübt worden. Die polizeilichen Er­
mittlungen stützten sich ausschließlich 
auf diese Aussagen. Das handschriftli­
che Vemehmungsprotokoll trägt die Un­
terschrift von 24 Zeugen, bei deren Ver­
nehmung kein Dolmetscher anwesend 
war. Vor Gericht zeigte sich, daß sich 
nur drei Zeugen deutsch ausdrücken 
konnten. Aufgrund krasser Widersprü­
che in den Aussagen konnte der Vorwurf 
der räuberischen Erpressung nicht auf­
recht erhalten werden. Ohne weitere 
Beweisführung erkannte das Gericht auf 
einfache Erpressung. Inzwischen hat der 
Anwalt des Verurteilten erfolgreich 
Revision beantragt sowie die Aufhebung 
der vom Landgericht Mannheim ver­
hängten Fortsetzung der U-Haft. — (tht)

Karlsruhe. In einer Pressekonferenz hat 
der Flüchtlingsrat Karlsruhe am 18.7. 
die Öffentlichkeit über Rechtswidrigkei­
ten informiert, die die Ausländerpolizei 
in der Zentralen Anlaufstelle für Asylbe­
werber (ZAST) zunehmend praktiziert. 
In einem „Karlsruher Appell“ verlangt 
der Flüchtlingsrat von Innenminister 
Schlee, diese Praktiken zu beenden. Der 
Appell wird bereits von über 30 Flücht­
lingsorganisationen in Baden-Württem­
berg, dem DGB-Kreis Karlsruhe, der IG 
Metall Karlsruhe und der Landtagsfrak­
tion der Grünen unterstützt. Die Rechts­
widrigkeiten der Ausländerpolizei sind 
in einer 60seitigen Dokumentation be­
legt (Bezugsadresse: D. v. Loeper, Kie­
fernweg 13, 75 KA, Tel. 0721/706755) 
Aufgrund von schriftlichen Zeugenaus­
sagen ist an rechtswidrigem Handeln 
u.a. folgendes bekannt: Die Ausländer­
polizei hindert Flüchtlinge, Asylanträge 
zu stellen, indem sie ihnen entweder den 
Zugang zum Lager verweigert, indem 
sie sie über Wochen hinweg nicht zur 
Antragstellung in die Ausländerbehörde 
hineinläßt oder ihnen die richtigen An­
tragsformulare nicht aushändigt. Zum 
Teil werden Flüchtlinge einem „Schein­
verfahren“ unterworfen. Sie bekommen 
nur eine „Notaufnahme“ in der ZAST, 
d.h.: sie werden nicht registriert und 
existieren offiziell somit gar nicht. Sie 
werden dann von der Polizei und z.T. 
auch vom Bundesamt angehört, ohne 
daß ein Aktenzeichen angelegt wird. 
Anschließend werden sie abgeschoben. 
Einen Rechtsweg gibt es nicht. Flücht­
linge werden u.a. ohne Dolmetscher an­
gehört, z.T. müssen sie am Ende der 
Anhörung Blankounterschriften unter 
leere Anhörungsprotokollformulare ab­
geben. — (bab)

Stuttgart. Ab Sonntag, dem 14. Juli 1991, befanden sich in Stuttgart 28 Kurdinnen 
und Kurden in einem einwöchigen Hungerstreik gegen die Massaker an der kurdi­
schen Bevölkerung. Täglich mehrere Stunden lang gab es auf dem Schloßplatz, wo 
ein Zelt aufgestellt wurde, Informationen und Diskussionen zur aktuellen Entwicklung 
sowie kulturelle Beiträge. — (alk/Bild: rac)

Stuttgart. Am 20.7.1991 protestierten 
rund 300 Menschen mit einer Kund­
gebung in Kemnat gegen den Überfall 
von Skinheads auf ein Grillfest, bei dem 
sie mehrere Türken schwer verletzt und 
einen Deutschen durch Messerstiche fast 
umgebracht haben. Aufgerufen hatten 
u.a. gewerkschaftliche und Betriebsrats­
gremien. Eine Gruppe junger Faschisten 
versuchte mit Reichsfahne, Hitlergruß 
und Naziparolen die Kundgebung zu 
sprengen. Pfarrer Baumgarten vom AK 
Äsyl forderte verstärkte Jugendhilfe­
maßnahmen; Werner Pfennig, Landes­
bezirksvorsitzender der IG Medien, 
sprach sich gegen das Ausländergesetz 
aus und forderte das kommunale Wahl­
recht für Ausländer und Ausländerin­
nen; U. Eid von den Grünen forderte die 
Anerkennung Deutschlands als Einwan­
derungsland. — (ulk)

1700 demonstrierten gegen 
Mordversuch an Ercan

Hamburg. Trotz kurzfristiger Mobili­
sierung demonstrierten am 25.7. 1700 
Menschen im Hamburger Außenbezirk 
Bergedorf gegen den Skinhead-Terror, 
der dem 23jährigen Ercan fast das Leben 
gekostet hätte. Dieser hatte mit zwei tür­
kischen Freunden am 20.7. eine Disko 
auf einem Kneipenschiff besuchen wol­
len, war dort sofort von einer Bande Na- 
ziskins angegriffen und lebensgefährlich 
verletzt worden. Die Täter wurden spä­
ter von der Polizei gefaßt, drei von ihnen 
sind in Untersuchungshaft. Viele hof­
fen, daß die Demonstration dazu bei­
trägt, eine kontinuierliche antifaschisti­
sche Arbeit in Bergedorf, einer Hoch­
burg faschistischer Schlägerbanden, zu 
entwickeln. — (scc)

Weiterhin keine Entschädigung der „Ostarbeiter?“ Wieder ein „Einzeltäter“?
Nach 2+4 Vertrag ist das Verweigerungsargument der BRD vom Tisch Unteroffizier schießt auf türkische Jugendliche

Mannheim. Mitte Juni fand in Mannheim eine von der 
VVN Mannheim, WN Ludwigshafen und der Volksfront 
getragene Veranstaltung zur bis heute offenen Entschädi­
gung der unter dem NS-Regime ausgebeuteten Zwangsar­

beiter statt. Es ging dabei um den Musterprozeß, den die 
ehemalige Zwangsarbeiterin Waltraud Blass gegen die Sie­
mens AG angestrengt hatte und die Chancen einer Entschä­
digung der sogen. Ostarbeiter nach dem 2+4-Vertrag.

Der Vertreter der Interessengemein­
schaft ehemaliger Zwangsarbeiter, Al­
fred Hausser. selbst vormals Zwangsar­
beiter bei Bosch, wies auf den wichtigen 
Sachverhalt hin, daß der nach dem 
DDR-Anschluß abgeschlossene 2+4- 
Vertrag von der Bundesregierung aus­
drücklich als Friedensvertrag anerkannt 
worden ist. Dies ist insofern interessant, 
als bisher die Ansprüche ausländischer, 
vor allem osteuropäischer Zwangsarbei­
ter mit dem Argument abgewiesen wur­
den, sie seinen zu früh gestellt. Derartige 
Wiedergutmachungen bzw. „Reparatio­
nen“. als was es die BRD begriff, seien 
laut Festlegung des Londoner Schulden­
abkommens von 1953 erst nach Ab- 
<hluß eines Friedensvertrags fällig.

Nun gibt es einen „Friedensvertrag“, 
ued trotzdem wird offenbar von den 7 
bis 800000 noch lebenden polnischen 
X^angsarbe item/innen keine/r eine
Entschädigung erhalten. Im Vertrag mit 

wurde dieses Thema ausgespart. 
Die BRD setzt skrupellos auf ihre wirt- 
•naftliche Überlegenheit und nutzt die 

\odage Polens schamlos aus.
Andererseits, so wandte Stanislas 

-‘epien (Autor von „Der alteingeses­

sene Fremde“, Dissertation über die 
Zwangsarbeiter in Westdeutschland 
nach dem Zweiten Weltkrieg, Frankfurt 
1989) ein, entwickle die jüngere Gene­
ration der polnischen Politiker kein 
großes Interesse mehr, sich für ihre 
faschismusgeschädigten Landsleute ein­
zusetzen.

So scheint die Rechnung der Bundes­
regierung aufzugehen, daß sich die noch 
ausstehende Wiedergutmachung an den 
„Ostarbeitem“ (mit den westeuropäi­
schen Ländern gab es diesbezüglich 
Globalabkommen) selbst nach Abschluß 
eines Friedensvertrags biologisch, näm­
lich durch den Tod der Opfer lösen wird.

Was die Entschädigung der deutschen 
Zwangsarbeiter betrifft, können die 
Bundesregierung und die Konzerne au­
genscheinlich beruhigt auf die hiesigen 
Gerichte setzen. Diesen Opfern wurde 
und wird weiterhin erklärt, sie hätten ih­
re Anträge zu spät gestellt. Die Ansprü­
che von Frau Blass wurden jetzt in der 
Berufungsverhandlung vor dem OLG 
München wegen Verjährung zurückge­
wiesen. Diese Begründung ist perfide. 
Frau Blass konnte ihre Ansprüche nicht 
früher geltend machen, da erst jetzt Do­

kumente vorliegen, mit denen bewiesen 
werden kann, daß die Konzerne um die 
Zwangsarbeiter nachgesucht haben. 
Frühere Urteile des Bundesverwaltungs­
gerichts gegen eine Entschädigung gin­
gen fälschlicherweise davon aus, daß 
das NS-Regime die Unternehmen zum 
Einsatz von Zwangsarbeitern verpflich­
tet habe.

Alfred Hausser bedauerte, daß auch 
die IG Metall — Steinkühler sitzt bei Sie­
mens im Aufsichtsrat — kaum Interesse 
zeige, sich für eine Zwangsarbeiterent­
schädigung einzusetzen.

Auf der Veranstaltung gab Stepien 
auch einen kurzen Rückblick über die Si­
tuation in Mannheim in und nach dem 
Zweiten Weltkrieg. 1944 war in Mann­
heim jede vierte Arbeitskraft zwangs­
rekrutiert. Es gab 16000 Zwangsarbei­
ter; dies entsprach 12 % der Bevölke­
rung. Jeder zehnte von ihnen verübte 
Selbstmord, ein deutlicher Hinweis auf 
ihre Lebenssituation. Manch Mannhei­
mer Bürger erstand nach 1945 auf dem 
Schwarzmarkt einen „Persilschein“, 
daß auch er „seinen Juden“ oder einen 
Verfolgten im Keller versteckt gehalten 
habe. — (frr)

München. Am Montag, den 15.7.91, 
fand im Münchner Stadtteil Neuperlach 
eine Kundgebung mit anschließender 
Demonstration statt. Aufgerufen hatten 
dazu Münchner Jugendverbände und 
örtliche Initiativen. Anlaß waren die 
Schüsse, die eine Woche vorher von 
einem Unteroffizier der Bundeswehr auf 
zwei türkische Jugendliche abgegeben 
wurden. Opfer waren der 20jährige 
Levent, der durch einen Beinschuß ver­
letzt wurde, und der 19jährige Cüneyt, 
der am Kopf und am Oberkörper lebens­
gefährlich verletzt wurde.

Die bürgerliche Presse berichtete, 
wenn sie dem Täter überhaupt Auslän­
derfeindlichkeit attestieren, als handele 
es sich um einen verwirrten Einzeltäter. 
Es sollte nicht vergessen werden, daß es 
sich bei dem „Einzeltäter“ um einen 
Dienstgrad der Bundeswehr handelt. 
Bekannt ist auch, daß innerhalb der Bun­
deswehr fortschrittliche Anschauungen 
nicht gerade gefordert werden, im Ge­
genteil, die Bundeswehr ist Brutstätte 
von Rassismus und Ausländerhaß. Dort 
wird den Soldaten eben auch beige­
bracht, auf „Ausländer“ zu schießen. 
Genauso bereitet die Regierung mit ihrer 
ausländerfeindlichen Politik den Nähr­
boden für Rassismus und Ausländer­
feindlichkeit. So wird mit den Gesetzen 
von Innenminister Schäuble der Rassis­
mus auch staatlich verordnet. Der aus­

ländische Arbeiter wird entrechtet und 
der Willkür von Behörden ausgesetzt. 
Und seit dem 1.7. wird bundesweit ge­
mäß bayerischen Beispiel verstärkt ab­
geschoben, was für viele Verfolgung, 
Folter und Tod bedeutet. Ebenso scheint 
sich die Regierung nicht daran zu stören, 
daß in der einverleibten Ex-DDR Skin­
heads auf offener Straße faschistische 
Parolen grölen und die Bevölkerung ter­
rorisieren. Und wenn in München auf 
offener Straße mit dem Gewehr in der 
Hand Jagd auf ausländische Jugendliche 
gemacht wird, dann hat die Polizei 
nichts besseres zu tun, als die Eltern der 
Opfer mit Fragen zu belästigen, die dar­
auf hinauslaufen, daß Rechtfertigungen 
für den Täter gesucht werden, weil er 
sich provoziert gefühlt haben könnte.

Gegen diese Zustände richtete sich die 
Demonstration, an der sich etwa 250 
Menschen beteiligten. Der Demo-Zug, 
der zum größten Teil aus Jugendlichen 
bestand, endete an dem Ort, wo die 
Schüsse fielen. Im Anschluß fand eine 
Mahnwache auf dem Odeonsplatz statt. 
Die vor dem Innenministerium angemel­
dete Mahnwache sollte aufzeigen, von 
wo die Entrechtung und Diskriminie­
rung unserer ausländischen Freunde und 
Kollegen ausgeht. Doch die Behörden 
verlegten sie. In München darf eben der 
Name der Schuldigen nicht so laut 
gesprochen werden. — (mah)
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Entlassung beim Mega-Chip
DKP Betriebsgruppe Siemens: Halle 95 wird „abgewickelt“

Blaupunkt entläßt ein Drittel der Belegschaft
Fertigung in „Billiglohnländer“ / Bosch polemisiert massiv gegen die Tarifpolitik der IG Metall

München. Am 11.3. kam die Botschaft: 
Zum Geschäftsjahresende (30. Septem­
ber 1991) soll die Halle 95 in Perlach 
geschlossen und „besenrein“ übergeben 
werden. Dort wurden seit 1985 Mega- 
Chips entwickelt und später auch gefer­
tigt. Seit 1988 geschah dies rund um die 
Uhr an allen Tagen der Woche. Damals 
war die Mega-Chip-Fertigung so wich­
tig, daß Siemens trotz öffentlicher Prote­
ste die Samstags- und Sonntagsarbeit 
durchpaukte. Auch der Steuerzahler 
wurde kräftig zur Kasse gebeten. Nun 
soll alles — zumindest fiir eine der bei­
den Perlacher Mega-Hallen — vorbei 
sein.

Vor dem Schließungsbeschluß hatte 
Siemens angesichts der Verluste im 
Bereich HL (Halbleiter) die sattsam 
bekannte Firma McKinsey beauftragt, 
diesen Bereich zu untersuchen. Ergeb­
nis: Pro Jahr sollen 200 Mio. DM ge­
spart werden. Die Schließung der Halle 
95 ist eine der Maßnahmen. Wie sieht 
wohl die Zukunft von HL aus? ...

Zwar bietet Siemens rund 200 Betrof­
fenen die Versetzung in Halle 84 (die 
zweite Perlacher Mega-Halle) und wei­
teren 200 die Versetzung in die Balan- 
straße an — die Sache hat aber einen 
Haken: In der Baianstraße sollen die 
neuen Arbeitsplätze nur entstehen, wenn 
es ein neues Schichtmodell von Dienstag 
bis Samstag gibt, also erstmals in der 

Baianstraße regelmäßige Samstags­
arbeit! Zwar gab es zuvor noch 130 offe­
ne Stellen von Montag bis Freitag, diese 
waren aber urplötzlich verschwunden. 
Die Betriebsräte nennen diese Methode 
Erpressung.

In der Perlacher Betriebsversamm­
lung fragte eine Kollegin, „seit wann 
hier die Menschen wie Ping-Pong-Bälle 
behandelt werden“ — in der Baianstraße 
von einem Flur zum anderen, nach Per­
lach in die Kontischicht, dann wieder in 
die Balanstraße in die Samstagsarbeit.

Inzwischen gibt es Betriebs verein- 
barungen: In der Balanstraße gelang es 
zumindest, die Zahl der regelmäßig am 
Samstag arbeitenden und damit den 
Schaden zu begrenzen.

In Perlach war die Firma allenfalls zu 
einer vagen Zusage bereit, daß „aus 
heutiger Sicht“ betriebliche Kündigun­
gen „nicht beabsichtigt“ seien. Bei dem 
Maßnahmenkatalog werden dann aber 
als eine der Möglichkeiten auch Auf­
hebungsverträge ausdrücklich genannt. 
Hierfür war Siemens bereit, bei den 
Abfindungen etwas tiefer in die Tasche 
zu greifen. Das aber dürfte der Firma 
nicht sonderlich weh tun, erhält man 
dafür doch die Möglichkeit, die Halle 95 
ohne betriebsbedingte Kündigungen mit 
entsprechendem öffentlichen Aufsehen 
„abzuwickeln“. — (dil)
Quelle: DKP-Betriebsccho Siemens Juli 1991

Hildesheim. In Konzernbetrieben mit hohen Anteilen un­
gelernter Tätigkeiten, in denen meist Frauen unterbezahlt 
arbeiten, hat Bosch schon in den achtziger Jahren immer 
mehr Produktionsbereiche ausgelagert; trotz der für den

Konzern günstigen Lohnkostenentwicklung. Bosch-Chtf- 
manager Bierich zynisch angesichts der 2000 Entlassung 
bei Blaupunkt: „Die Lohnpolitik der IG Metall vernichtet 
Arbeitsplätze ... Wir warnen vor ihrer Fortsetzung.“

Was soll man von dem halten, was 
Bosch- und Blaupunkt-Geschäftsführun­
gen sagen, wenn es um Entlassungen, 
Produktionsverlagerungen und Schlie­
ßungen von Standorten geht? Noch An­
fang Juli hieß es, daß der Blaupunkt- 
Standort Herne mit 500 Beschäftigten 
nicht dicht gemacht wird. Bei Blaupunkt 
in Hildesheim und Herne stünden maxi­
mal 1 100 Entlassungen an. Durch die 
Fusion mit Varta auf dem Gebiet Starter­
batterien wären bei Bosch in Hildesheim 
keine Arbeitsplätze gefährdet. Bei 
genauerem Studium der Wirtschaftsteile 
in den Tageszeitungen der zweiten Juli­
hälfte stellt sich heraus, daß der Bosch- 
Konzern massiv die Belegschaften bei 
Blaupunkt und Bosch dezimieren wird: 
1 700 Entlassungen mindestens bei Blau­
punkt in Hildesheim, Herne wird bis 
Ende 1992 geschlossen. Damit stehen 
500 weitere Entlassungen fest. Derzeit 
arbeiten bei Blaupunkt noch 6500 
Leute. Und Bosch wird die Batterien nun 
doch bei Varta in Hannover produzieren 
lassen, da dort die Löhne 500 DM unter 
dem Bosch-Niveau liegen. 300 der 3000 
Beschäftigten sind in Hildesheim davon 
betroffen. (2) Dem voraus ging die Dar­

sachsen den Metallabschluß. (3) Dem­
gegenüber hat Blaupunkt im Wirt­
schaftsjahr 1990/91 einen Nettogewinn 
von 1,1 Millionen DM an Bosch über 
weisen können, während noch im Vor 
jahr der Konzern 19,5 Millionen DM 
Verluste ausgleichen mußte.

Trotzdem kann Blaupunkt z.B. die 
Verteuerung der Vorprodukte nicht an 
die Verkaufspreise weiteigeben. Tat 
sächlich existiert bei Autoradios em 
Preisverfall auf dem Markt. Der diesjäh­
rige Tarifabschiuß wird die Produkti­
onskosten steigern. Andererseits brau­
chen die Beschäftigten auch im nächsten 
Jahr eine inflationsausgleichende Tarif­
erhöhung inkl. Mindestkomponente.

Dafür wird die IG Metall kämpfen 
müssen, aber auch um die Arbeitsmarkt­
entspannung. Zu diesen Kommunalwah­
len kandidiert in Hildesheim noch nie­
mand, der eine eigenständige Kommu­
nalpolitik gegen den beherrschenden 
Einfluß von Bosch/Blaupunkt fördert 
oder z.B. dem auch ein existenzsichem- 
des Arbeitslosengeld entgegensetzt. 
Qucllenhinweis: (!) Handelsblatt. 5./6.7 1991;
(2) Hildesheimer Allgemeine, 5. bis 22.7.91.
(3) Niedersächsische Wirtschaft. 7/91 — (mal)

stellung des Vorsitzenden der Bosch- 
Geschäftsführung, Marcus Bierich, daß 
die Tarifpolitik der IG Metall verant­
wortlich für Entlassungen und Verlage­
rung ganzer Produktionszweige in Bil­
liglohnländer sei. Die Tarifpolitik der 
Gewerkschaft „vernichtet Arbeitsplätze 
in Deutschland und liegt deshalb nicht 
im Interesse unserer Mitarbeiter.“ (1)

Der 1. Bevollmächtigte der IG Metall 
in Hildesheim, Karl-Heinz Meyer, er­
klärte, dem Betriebsrat bei Blaupunkt sei 
ein Papier der Geschäftsführung vom 
Oktober 1990 bekannt, in dem schon vor 
dem Tarifabschluß feststand, daß allein 
in Hildesheim bis Ende 1992 über 1 700 
Entlassungen vorgesehen seien. Damit 
entbehrten alle Behauptungen der Ar­
beitgeber, die deutliche Lohnerhöhung 
vom Mai habe die Entlassungszahlen 
beeinflußt, jeglicher Grundlage. (2)

„Unsere Betriebe können es sich im 
internationalen Wettbewerb nicht lei­
sten, Löhne in den unteren Leistungs­
gruppen zu zahlen, die langsam an Fach­
arbeiterlöhne herangehen. In dieser Ent­
wicklung trifft die Gewerkschaften die 
volle Verantwortung für die Konsequen­
zen“, kommentiert die IHK-Nieder­

Bosch /Varia-Fusion: 
Haltlose Versprechungen

Hildesheim. Eine Betriebsratsdelega­
tion von Bosch war in Brüssel und erfuhr 
dort, daß die Versprechungen des 
Bosch-Konzerns, in Hildesheim gingen 
durch die Fusion mit Varta keine Ar­
beitsplätze verloren, schlichtweg falsch 
waren. Der EG-Sozialreferent der Bun­
desrepublik teilte den Betriebsräten mit, 
daß die Batterieproduktion von Hildes­
heim ins Varta-Werk Hannover verla­
gert würde. Davon sind bei Bosch 300 
Beschäftigte betroffen, die angeblich 
von Varta übernommen würden — zu 
den bedeutend schlechteren Tarifen im 
Werk Hannover. Für Facharbeiter be­
tragen die Einkommensverluste monat­
lich 500 DM. Der Betriebsrat hätte eine 
viermonatige Frist, während der eine 
öffentliche Anhörung zur Fusion von 
Bosch und Varta möglich war, unge­
nutzt verstreichen lassen. — (mal)

IG Chemie bereitet sich auf 
Manteltarifverhandlungen vor

Mannheim. Auf einer tarifpolitischen 
Funktionärskonferenz der IG Chemie 
Baden-Württemberg herrschte allgemei­
ne Zufriedenheit über die Höhe (6,7 %), 
nicht jedoch über die Geschwindigkeit 
des Abschlusses. Für 1992 kündigte 
HV-Mitglied Terbrak wieder zentrale 
Entgelt Verhandlungen an, da es gleich­
zeitig um Mantel-Fragen gehe (der Man- 
tel-TV wird zum 31.12.91 gekündigt): 
Arbeitszeitverkürzung, Ausstiegsmög­
lichkeiten für Vollkontileute vor der 
Rente, „neue Arbeitszeitmodelle“ mit 
„etwas mehr Flexibilität“ bei der Um­
setzung der Arbeitszeitverkürzung — er 
wolle nicht die Metall-Situation mit 
15 % der Belegschaft auf nach wie vor 
40 Stunden. — (sam)

Düsseldorf. Mit einer spektakulären Aktion setzten sich am 19. Juli zahlreiche Promi­
nente (u.a. Wallraff, Giordano, Niedecken,) für ein Bleiberecht der Roma ein: Im An­
schluß an eine Pressekonferenz im Roma-Zeltlager vor dem Landtag zogen sie mit 
Latten und Brettern vor die Staatskanzlei und zimmerten vor deren Türen ein symboli­
sches Haus für die Roma zusammen. Weil Ministerpräsident Rau „ausgeflogen“ war, 
konnte eine Resolution nur abgegeben werden. - (mz — Bild: af/mz)

Personalkostenplanung 
mit PAISY

Hamburg. Das Personalabrechnungs­
und Informationssystem PAISY, ein 
sehr variables EDV-System für die Per­
sonalabteilungen von großen und mittle­
ren Industrieunternehmen, ist seit zwan­
zig Jahren auf dem Markt. PAISY zeich­
net sich dadurch aus, daß es, vom Her­
steller immer auf den neuesten Stand 
steuerlicher bzw. sozialversicherungs­
rechtlicher Anforderungen für die Lohn- 
und Gehaltsabrechnung gebracht, zu­
sätzlich in der Lage ist, durch sogenann­
te „Info-Läufe“ Auswertungen über den 
jeweils aktuellen Datenbestand einer Be­
legschaft zu fahren. Fehlzeiten- oder 
Verdienstgradstatistiken von Akkord­
löhnern sind z.B. beliebte Auswertun­
gen — wenn denn die Betriebsräte mit­
spielen und solche Auswertungen ge­
nehmigen —, die sich Geschäftsführun­
gen und Vorstände vorlegen lassen, um 
daraus Schlüsse zu ziehen. „Steuerungs­
instrumente eines Unternehmens“ ist 
der derzeitige Fachausdruck dafür, daß 
die Kapitalisten EDV einsetzen, um die 
letzte Luft aus Arbeitsabläufen heraus­
zudrücken.

Um der Firma SAP, dem derzeit 
schärfsten Konkurrenten von PAISY, 
etwas entgegensetzen zu können, bietet 
PAISY jetzt ein EDV-Modul für die Per­
sonalkostenplanung an. Bei der Jung­
heinrich A.G. soll eine Pilotinstallation 
voigenommen werden. Wenn dieses 
Modul zum Einsatz käme, könnte im 
Dialog am Bildschirm mit den Orginal- 
daten der Belegschaft jede denkbare sta­
tistische Anfrage gestartet und EDV­
mäßig abgebildet werden. Die Betriebs­
räte verlangen die Vorlage aller ge­
wünschten Abfragen und daß diese nur 
nach ihrer Genehmigung gestartet wer­
den dürfen. — (hei)

Viele Überlastungsanzeigen, 
aber Klinikverwaltung ungerührt 
Karlsruhe. 69 „Überlastungsanzeigen“ 
haben Pflegekräfte dieses Jahr an die 
Pflegedienstleitung (PDL) gerichtet, in 
denen sie auf die Personal not hinweisen 
und die Verantwortung für Folgen an die 
PDL abgeben. 45 der Anzeigen kamen 
von Intensivstationen (4,5 Stellen nicht 
besetzt). In einem Brief an den Personal­
rat erklärt die PDL alle Anzeigen für be­
rechtigt. Schuld aber sei erstens der PR, 
weil er der Einstellung unqualifizierter 
Kräfte nicht immer zustimme (Schlosser 
als OP-Pfleger z.B.). Zweitens die Ärz­
te, die nicht genügend Patienten abwie­
sen. Man müsse die Patientenzahl ans 
Personal „anpassen“. Viele teilen diese 
Auffassung. Der Plan des PR, die Tiefe 
der Kritik an der Gesundheitspolitik 
durch eine breite Bewegung zu ersetzen, 
droht so die Argumente der Reaktion zu 
stärken: mehr Personalhierarchie nach 
unten und Patientenselektion. — (wjw)

Nur jeder dritte junge 
Ausländer in Berufsbildung

Hildesheim. Der Ausländerbeirat der 
Stadt Hildesheim hat das Arbeitsamt be­
sucht, um herauszufinden, wie die Situa­
tion der jungen Ausländer hinsichtlich 
der Berufsbildung verbessert werden 
kann. Nach Angaben des Ausländerbe­
auftragten der Berufsberatung des Ar­
beitsamtes Hildesheim erhält noch im­
mer nur etwas mehr als ein Drittel der 
jungen Ausländer im Alter bis zu 20 Jah­
ren eine volle berufliche Ausbildung 
oder besucht die weiterführenden all­
gemeinbildenden Schulen. Noch immer 
bleiben also fast zwei Drittel der Fünf­
zehn- bis Zwanzigjährigen ohne abge­
schlossene berufliche Qualifikation. Auf 
die Frage nach den Chancen für jugend­
liche Ausländer, nach der Ausbildung 
auch im erlernten Beruf arbeiten und 
Geld verdienen zu können, erklärte der 
Arbeitsamts-Ausländerbeauftragte, das 
sei am ehesten in den Berufen zu erwar­
ten, in denen derzeit Nachwuchsmangel 
herrsche. Quelle: Unser Hildesheim 6/91: 
Niedersächsische Wirtschaft 7/91 — (rab)

VW-Betriebsversammlung: 
„Rasenmähermethode“

Hannover. In der letzten Betriebsver 
Sammlung bei VW in Wolfsburg ging 
der Betriebsratvorsitzende Volkert be­
sonders auf die Themen Standortsiche­
rung der westdeutschen Werke und die 
Managementmaßnahmen zur Verbesse­
rung der Strukturen ein. Für das Werk 
Wolfsburg forderte er eine „volle Flexi­
bilität für zwei unterschiedliche Fahr­
zeugtypen“. Volkert kritisierte einen 
vom Vorstand vorgelegten Plan, der 
u.a. die Steigerung der Produktivität in 
der Produktion durch Reduzierung des 
Personals im Angestellten- und Zeit­
lohnbereich um 50000 in der VW AG 
vorsieht. Er lehnte das als „altbekannte, 
phantasielose Rasenmähermethode“ ab. 
Quelle: Wferksztg. Autogramm 7/8-91 — (gka)

Grüne zur Kinderbetreuung
Gesetz der Grünen im Landtag Baden-Württemberg

Stuttgart. Dem Gesetzentwurf der 
Landtagsfraktion der Grünen für ein 
Kinderbetreuungsgesetz merkt man an. 
daß er nicht auf breiter Diskussion von 
Betroffenen, Gewerkschaften und wei­
teren Parteien entstanden ist. Wie schon 
vor einem Jahr die SPD mit einem sol­
chen Gesetzentwurf gescheitert ist, wird 
auch dieser Entwurf an der Mehrheit 
von CDU und FDP nicht vorbeikom- 
men. Die Lage in diesem Bereich ist 
nicht so, daß es reicht, Gesetzentwürfe 
einzubringen und sich somit etwas 
ändert.

Zu verfolgen ist dies insbesondere in 
Fragen der Qualität. In Baden-Württem­
berg gibt es immer wieder neue und 
schlechte Einrichtungsarten (Kemzeiten 
an der Grundschule, Horte an den Schu­
len, Halbtagskindergärten), die aber 
kaum kritisiert werden, da „sie eben 
besser sind als gar nichts“, und einem 
kleinen Teil von Eltern eben auch aus­
reichen und entgegenkommen.

Auch im Gesetzentwurf treten diese 
Spaltungslinien deutlich hervor:

Hauptmangel ist, daß nicht von einem 
einheitlichen Kinderbetreuungskonzept 
die Rede ist, sondern verschiedene Be­
treuungsarten wie Regelkindergarten, 
Halbtagskindergarten und Tagheim 
noch erweitert werden sollen. Die Ta­
gesmütterbetreuung soll für unter drei­
jährige Kinder weiter ausgebaut wer­
den, ja sogar gleichwertige Stellung im 
Betreuungskonzept erhalten. Dies ent­
spricht nun gar nicht der fortschrittli­
chen Diskussion, wendet sie sich doch 
gerade dagegen, die Kleinsten schon in 
Einrichtungen entsprechend der Lebens­
lage ihrer Eltern zu sortieren. Jedes 
Kind hat das gleiche Bedürfnis nach Er­
fahrung außerhalb der Familie, des­
wegen müssen diese Bedürfnisse in einer 
Einrichtung erfüllt werden, und in die­
ser Einrichtung haben dann Kinder und 
Eltern die Möglichkeit, zu entscheiden, 
in welchem Umfang sie die Betreuung in 
Anspruch nehmen wollen.

Dagegen, daß Tagesmütter tariflich 
abgesichert werden sollen, wie im Ge­
setzentwurf gefordert, und Rechte auf 
Weiterbildung und Ansprache haben, ist 
nichts einzuwenden. Allerdings tun sich 
hier andere Probleme auf. Bis zu vier 
Kinder unter drei Jahren sollen Tages­
mütter betreuen dürfen und können. Sic 
sollen nach Kinderpflegerintarif ein­
gruppiert werden. Verschiedene Schlüs­
se können gezogen werden.
— Zur Erziehung von unter dreijähri­
gen Kindern werden keine Fachkräfte 
benötigt, hier genügt die familienähn­
liche Situation.
— Um als ausgebildete Kinderpflegerin 
eingruppiert zu werden, reicht es, Mut­
ter zu sein.
— Als Bestandteil des Kinderbetreu­
ungsgesetzes gelten Tagesmütter ais 
gleichwertige Betreuungseinrichtung.

Ist dies der Fall, dann müßte wenig­
stens eine pädagogische Ausbildung 
Voraussetzung sein, sonst könnte auch 
in den Kinderkrippen „Mutter“ ais Qua­
lifikation reichen. Dies ist besonders 
wichtig, wenn die Tagesmüttcr bei 
Kommunen und üblichen Trägem für 
Kinderbetreuungseinrichtungen ange­
stellt sind, wie es der Entwurf vorsieht.

Sieht man einmal von der ideologi­
schen Ausrichtung, daß kleine Kinder in 
die Familie gehören, ab. dann wurde das 
Tagesmüttermodell eingerichtet, um die 
Löcher der fehlenden Einrichtungen zu 
stopfen und das Ganze enorm billiger zu 
gestalten. Bei Tagesmüttem feilen 
weder Miet-, Ausstattungs- noch Perso­
nalkosten an, und dem Wunsch nach 
Bereitstellung von weiblicher Arbeits­
kraft ist nachgekommen. Die großen 
Probleme, z.B. im Krankheitsfall und 
Urlaub der Tagesmutter und im rechtli­
chen Verhältnis zueinander, die hier 
immer wieder anfallen, bleiben den Be­
troffenen allein überlassen und müssen 
irgendwie individuell gelöst werden. 
Solche Notlösungen ais Alternative an­
zubieten, ist recht problematisch.

„Jedes Kind hat das Recht auf einen 
bedarfsgerechten Platz in einer Kinder­
betreuungseinrichtung oder bei einer 
Tagesmutter.“ Wieso hier von der For­
derung nach einem Recht auf einen Kin­
dertagheimplatz abgewichen wird, ist 
nicht nachzuvollziehen. Nur bei Durch­
setzung eines solchen Rechts kann ein 
einheitliches, flächendeckendes und 
wohnortnahes Angebot entstehen.

Gruppeng roße, personelle Besetzung, 
Vor- und Nachbereitungszeit, Fachbe­
ratung und Fortbildung, in diesen Be 
reichen sind die Forderungen wirklich 
ausreichend.

Null-Tarif? — Leider wurde auch die 
ser Forderung nicht Rechnung getragen. 
„Die Träger der Bet reu ungse inne htun- 
gen können die Eltembeiträge so bemes­
sen. daß der wirtschaftlichen Belastung 
durch den Besuch der Kinderhetreu- 
ungseinrichtung und der Zahl der Kinder 
in der Familie Rechnung getragen 
wird.“ Also offen für Beitragssiaffelung 
und Diskussionen, was noch an Bela­
stung für die Eltern möglich ist und w*s 
nicht mehr Kostenfreiheit, weil als Bil­
dungseinrichtung in heutiger Zeit abso­
lut nölig, auf diese Forderung sollte 
nicht verzichtet werden.

Insgesamt ist noch einmal festzuhai- 
ten. daß auch die Grünen an wirklich 
elementaren Forderungen wie dem em 
heit liehen und gebührenfreien Bildungs 
wesen und der Forderung nach dem 
Recht auf einen Kindertaghetmptafz 
festhaiten sollten Die Diskussion breit 
mit betroffenen Eltern und Beschäftigtes 
zu führen wäre für die Vferemberth 
chung in Forderungen, aber auch für die 
Durchsetzungskraft von entschodender 
Bedeutung - (uab'AGK)
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Meten. Zum Abschluß eines einwöchigen Solidaritätshungerstreiks mit Kurdistan 
.«am 20.7. eine Demonstration durchgeführt, an der sich etwa 150 Menschen 

3jE verschiedenen Organisationen und Nationalitäten beteiligten. Es sprachen Ver­
treter Hungerstreikenden, eine Vertreterin des bayerischen Flüchtlingsrates und 

Vertreter der Grünen. Ferner wurde eine Erklärung der ERNK verlesen. — (chl)

Aus Ländern und Gemeinden

Tätigkeitsmerkmale diskriminieren Frauen
Auswertung des niedersächsischen Lohngruppenverzeichnisses

Landeseltern für christliche 
Kultur an den Schulen

Karlsruhe. Oer baden-württembergi- 
<he Landeselternbeirat hat sich Anfang 
Juni offenbar einstimmig gegen die 
..Verleugnung der eigenen Kultur“ an 
Öen Schulen ausgesprochen. Die Gründ­
end Hauptschulen dürften als christliche 
Gemeinschaftsschulen die eigenen 
christlichen Traditionen nicht vernach­
lässigen. Der Landeseltembeirat erklär­
te seine „Betroffenheit“ darüber, daß an 
einzelnen Grund- und Hauptschulen mit 
Rücksicht auf ausländische Schüler so­
gar das Weihnachtsfest nicht mehr be­
gangen werde. Bisher hat allein die „In­
teressengemeinschaft Ausländische Mit­
bürger in Baden-Württemberg e.V.“ ge­
gen diesen Angriff protestiert, der mit 
der faschistoider Begründung einer an­
geblichen Herrschaft der Minderheit 
über die Mehrheit die völlige Entrech­
tung der Minderheit begründet. Die In­
teressengemeinschaft versucht, einen 
Interessenausgleich mit dem christli­
chen Vorherrschaftsanpruch herzustel- 
len: In vielen Schulen würden christli­
che und muslimische Feste gemeinsam 
gefeiert, ohne „daß deswegen der Un­
tergang des christlichen Abendlandes 
beschworen wird“. — (bab)

Postkartenaktion der VVN-BdA 
zur Kommunalwahl

Hannover. Die VVN-BdA Kreisverei­
nigung Niedersachsen plant eine öffent­
liche Aktion beim Landeswahlausschuß, 
wenn die Kandiatur der Parteien zur 
Kommunalwahl 1991 bekanntgegeben 
wird. Dazu hat die VVN-BdA Postkar­
ten verschickt mit der Aufforderung, 
diese zu unterschreiben und zur Samm­
lung zurückzusenden. Gleichzeitig wird 
aufgefordert, sich an der Aktion beim 
Landeswahlleiter zu beteiligen. Auf der 
Postkarte wird gefordert: „Keine Zulas­
sung neofaschistischer Parteien zu den 
niedersächsischen Kommunal wählen!“ 
und: „neofaschistischen Parteien und 
Organisationen wie Republikaner4, 
DVU, NPD, FAP im Falle ihrer Bewer­
bung die Zulassung zu den Kommunal- 
zahlen 1991 zu verweigern.“ — (bee)

Senat gegen Staatshaushalt 
CSU-Staat gegen Kommunen

München. Erstmals seit 41 Jahren hat 
der Bayerische Senat, die Zweite Kam­
mer des Freistaats, am 23. Juli 1991 den 
Staatshaushalt blockiert und den Kom­
munalen Finanzausgleich abgelehnt. 
Der 60köpfige Senat legte sich quer, 
weil er glaubt, daß die Kommunen, 
Landkreise und Bezirke vom Staat in 
diesem Jahr zu wenig Geld bekommen. 
Der Landtag, der den Etat 1991/92 kurz 
vor der Sommerpause trotz massiver 
Proteste der Opposition und der kommu­
nalen Spitzenverbände gebilligt hatte, 
kann die Einwände des Senats mit einfa­
cher Mehrheit zurückweisen und den 
Haushalt wieder in Kraft setzen. Dies 
fand am 29.7. statt. In einer gemeinsa­
men Presseerklärung der kommunalen 
Spitzenverbände Bayerns wird kriti­
siert, daß die Landesleistungen an die 
Kommunen 1991 nurmehr um 0,69 Pro­
zent steigen, während der Staatshaushalt 
um 6,7 Prozent zunehmen soll. Gleich­
seitig nehmen die Steuereinnahmen des 
Freistaats um 10,3 Prozent zu, während 
äse kommunalen Steuern nur um 6,3 
Prozent steigen. Die Plünderung kom­
munaler Finanzen stößt auf massive Kri­
tik — auch in der CSU. — (dil)

Kommunale Sozialleistungen 
sollen verschlechtert werden

Köln. Anfang Juli berichtete die örtliche 
Tagespresse über eine „brisante Streich­
liste“, die der Personaldezernent der 
Stadt erarbeitet haben soll. Die Liste 
sieht die Entlassung von 900 Putzfrauen 
vor, 36 Entlassungen bei den Jugendein­
richtungen, Entlassungen bei den Bür­
gerzentren, 50 Stellen weniger für die 
Pflege der Grünflächen, 31 Beschäftig­
ten für die Beratung bei der Sozialhilfe 
soll gekündigt werden, Schulschwimm­
bäder geschlossen werden, und das 
Frauenamt soll 2.5 Stellen abgeben. Die 
Empörung über das Papier war groß. 
Kaum bemerkt wurde aber, daß der Rat 
der Stadt Köln auf seiner letzten Sitzung 
mit Richtlinien zur „Haushaltskonsoli­
dierung“ die Vorschläge faktisch über­
nommen und noch weitergehende Kür­
zungen beschlossen hat. — (jöd)

Ein Taschenspielertrick: Anlaß­
anfrage anstatt Regelanfrage

München. Bayern hält an der generellen 
Überprüfung von Bewerbern für den 
öffentlichen Dienst fest. Zwar wird die 
Regelanfrage als Folge der Einverlei­
bung der DDR abgeschafft, da Bewerber 
aus der ehemaligen DDR damit nicht 
erfaßt werden könnon. Jetzt sollen 
Fragebögen eingeführt werden, bei dem 
die Bewerber u.a. auf einer vorgelegten 
Liste mit Namen verschiedener Organi­
sationen Auskunft über frühere Mit­
gliedschaften machen müssen. Das 
Ankreuzen bestimmter Parteien oder 
Organisationen könne dann zu einer 
„Anlaßanfrage“ beim Verfassungs­
schutz führen, heißt es. — (chl)

ÖTV: Demokratisierung 
der Krankenhäuser

Hamburg. Der Hamburger Landesbe­
trieb Krankenhäuser (LBK), das sind 
alle städtischen Krankenhäuser (über 
10000 Betten), soll „reformiert“ wer­
den. Im Grunde ist ein weiterer Schritt in 
Richtung Privatwirtschaft geplant. Um 
den „schwerfälligen“ Koloß flexibler zu 
machen, soll ein Aufsichtsrat (mit Ein­
beziehung von Gewerkschaftsvertre­
tern) gebildet werden. Die Hierarchie 
soll weiter abgestuft werden und „Ver­
antwortung“ auch an den Pflegebereich 
übergeben werden. Es ist z.B. geplant, 
den pflegerischen Abteilungsleitungen 
auch eigene Budgetverantwortung zu 
übergeben. Nun hat sich in der ÖTV 
eine Arbeitsgruppe gebildet, die versu­
chen soll, ein Positionspapier in Bezug 
auf die „Reform des Landesbetriebes 
Krankenhäuser“ zu erarbeiten und die­
ses dann als Antrag zur Bezirkskonfe­
renz der ÖTV einzubringen. Im Vorent­
wurf werden vor allem folgende Refor­
men gefordert: mehr Patientenorientie­
rung durch Stärkung der Patientenrechte 
und Bürgerinnenbeteiligung; mehr Bür- 
gemähe; Abschaffung der Funktions­
pflege; Demokratie im Krankenhaus; 
Offenlegung der Budgets; Rückgängig­
machung der Privatisierungen, keine 
private Rechtsförm; höhere soziale Lei­
stungen für die Beschäftigten; mehr 
Investitionen für die Krankenhäuser. 
Weiterhin soll ein „Forum Kranken­
haus“ errichtet werden, wo kontinuier­
lich Patienteninitiativen, Beschäftigte, 
Verbände und Organisationen, Kran­
kenkassen. Initiativen etc. mitarbeiten. 
Die auf gewerkschaftlichen Listen 
gewählten Kassenvertreter sollen sich 
mit der ÖTV abstimmen. — (mgh/AGG) 

Hannover. Rückwirkend zum 1. Okto­
ber 1990 ist der neue Lohnrahmentarif­
vertrag für die Gemeindearbeiterinnen 
und -arbeiter in Kraft getreten. Der 
Lohnrahmentarifvertrag bestimmt die 
Lohngruppen und legt Oberbegriffe 
fest, z.B. „einfachste Tätigkeiten“, 
„einfache Tätigkeiten“, „Arbeiter mit 
erfolgreich abgeschlossener Ausbildung 
. . .“ etc. In bezirklich zu vereinbaren­
den Lohngruppenverzeichnissen sind 
diese Oberbegriffe zu konkretisieren, 
also zu definieren, was „einfachste Tä­
tigkeiten“, „einfache Tätigkeiten“ etc. 
sind.

Die folgende Untersuchung bezieht 
sich auf das niedersächsische Lohngrup­
penverzeichnis, die Schaubilder rechts 
beruhen auf den Daten aus einem Durch­
schnittskrankenhaus der Regelversor­
gung.

Die oberen beiden Schaubilder zei­
gen, daß durch das neue Lohngruppen­
verzeichnis, der Anteil der niedrigsten 
Lohngruppe (Lohngruppe I) drastisch 
reduziert werden konnte. Hiervon haben 
in erster Linie Frauen profitiert. Sie zei­
gen aber auch, daß Frauen nach wie vor 
in die unteren Lohngruppen (Lohngrup­
pe 1 bis Lohngruppe 3a) eingruppiert 
sind.

Daß dies seinen Grund nicht darin hat, 
daß Männer in der Regel eine bessere 
Ausbildungsvoraussetzung haben, zei­
gen die beiden unteren Schaubilder. Sie 
stellen die prozentuale Verteilung aus­
schließlich der im Arbeiterbereich 
Beschäftigten ohne jegliche Ausbil­
dungsvoraussetzung dar, getrennt nach 
Männern und Frauen.

Durch den neuen Tarifvertrag konnte 
zwar in der Lohngruppe 1 eine Annähe­
rung von Männern und Frauen erreicht 
werden, aber keine Angleichung. Daß 
aber weiterhin eine Diskriminierung von 
Frauenarbeit vorliegt wird insbesondere 
dadurch deutlich, daß Frauen ohne Aus­
bildungsvoraussetzung überwiegend in 
Lohngruppe 1 und Lohngruppe 2/2a ein­
gruppiert sind, Männer ohne Ausbil­
dungsvoraussetzung aber in Lohngrup­
pe 2 und 3/3a. Während die Lohngruppe 
2 für Männer der Beginn der „Lauf­
bahn“ in Richtung Lohngruppe 3/3a ist, 
ist die Lohngruppe 2a für den ganz über­
wiegenden Teil der Frauen das Ende 
ihrer „Laufbahn“.

Der Grund dafür ist, daß ganz ziel­
bewußt „typische Frauentätigkeiten“ 
(hauswirtschaftliche Arbeiten, Zutragen 
von Speisen und Getränken, Reinigen in 
Gebäuden, Hilfsarbeiten in Wäsche­
reien) im niedersächisischen Lohngrup­
penverzeichnis als „einfachste/einfache 
Tätigkeiten“ klassifiziert werden, typi­
sche Männerarbeiten (z.B. Aschenzie­
her, Transportarbeiter, Straßenreiniger) 
aber als „Tätigkeiten, für die eine ein­
gehende fachliche Einarbeitung erfor­
derlich ist“.

Die alte Forderung nach Streichung 
der unteren Lohngruppen findet in die­
ser Untersuchung als zusätzliches Argu­
ment, daß nur so die mittelbare Frauen­
diskriminierung beseitigt werden kann. 
— (kar)

Frankfurt. Am 8. März 1991 wurden 
die unter Ausschluß der Öffentlichkeit 
zustandegekommenen Ergebnisse der 
Koalitionsverhandlungen zwischen SPD 
und Grünen unterzeichnet und fest­
gelegt. Für die Gesundheitspolitik sind 
die beiden Ministerien Jugend, Familie 
und Gesundheit mit Iris Biaul (Grüne) 
und Frauen, Arbeit und Sozialordnung 
mit Heide Pfarr (SPD) zuständig. Die 
Vereinbarungen zum Punkt Kranken­
häuser und Gesundheitspolitik finden 
sich im wesentlichen unter dem Kapitel 
Sozialpolitik. Bislang liegen uns noch 
keine Stellungnahmen der Verbände zu 
den Vereinbarungen vor.

Bei der Beurteilung ist der Aspekt von 
Bedeutung, daß das Hessische Kranken­
hausgesetz — 1989 noch unter Wall- 
manns CDU-Regierung verabschiedet 
— damals die Zustimmung derurünen 
fand. Entscheidender Bestandteil dieses 
Gesetzes war die besondere Betonung 
des Nachrangs der kommunalen und 
staatlichen Träger bei der Neuschaffung 
von Krankenhauseinrichtungen. Private 
und freigemeinnützige Träger sollten

Tarif gruppen
□ Frauen SS3 Männer

Eingruppierung alter Tarifvertrag
Lohngruppen I bis III in %

Eingruppierung neuer Tarifvertrag
Lohngruppen 1 bis 3a in 7.

Koaliationsvereinbarungen Hessen
Neue Ansätze in der Gesundheitspolitik?

vorrangig mit der Bedarfsdeckung in der 
Gesundheitspolitik betraut werden. Die 
Grünen hatten damals besonders die 
Psychiatriepolitik im Auge und meinten, 
auf diese Weise würde die Dezentralisie­
rung schneller vorwärtskommen. Die 
Koalitionsvereinbarungen (Pkt. 2.8.) 
lassen den Schluß zu, daß der Subsidiari­
tätsregelung jetzt nicht mehr in derart 
unbeschränktem Umfang stattgegeben 
werden soll.

Ein weiterer Hinweis auf die stärkere 
Einbindung der Kommunen in die Auf­
gaben der Gesundheitssicherung ist Ab­
satz 3.0.1., in dem die Landesregierung 
ankündigt, die kommunale Aufsicht und 
Koordination in gesetzlicher Form zu 
regeln. Wie ernst dies gemeint ist, wird 
sich daran zeigen, inwieweit die Landes­
regierung bereit ist, den Kommunen 
auch entsprechende finanzielle Mittel 
zuzuweisen.

Für den Pflegebereich bieten die Ver­
einbarungen Ansatzpunkte, die Arbeits­
bedingungen der Beschäftigten in der 
Pflege zu verbessern. So will die Lan­
desregierung die „Anhaltszahlen im 

stationären Pflegebereich im Vorgriff 
auf eine Neuregelung der Bundesregie­
rung“ erhöhen. Außerdem werden För­
dermittel für die „modellhafte Erpro­
bung neuer Pflegekonzepte und die Um­
setzung neuer Arbeitszeitmodelle . ..“ 
in der Kranken- und Altenpflege an­
geboten. Gegen die Diskriminierung 
ausländischer Schwestern durch die 
Ausländergesetzgebung vorzugehen, 
bietet der Absatz 3.0.10. Argumenta­
tionsgrundlagen: „Das Familiennach­
zugsverbot für ausländische Kranken­
schwestern wird einer Rechtsprüfung 
unterzogen und bei Zulässigkeit auf­
gehoben.“

Die z.T. recht konkreten Festlegun­
gen bieten Möglichkeiten, qualititative 
Verbesserungen in der Gesundheitsver­
sorgung und für die Beschäftigten zu er­
reichen. Zum Teil stehen dem jedoch 
gesetzliche Bestimmungen/Regelungen 
auf Bundesebene gegenüber. 
Koalitionsverenbarungen für die 13. Wahlperio­
de des Hess. Landtags zwischen SPD und Grü­
nen, März 1991. Die Grünen Hessen, Kaiser- 
Friedrich-Ring 29, Wiesbaden — (rag, cog)
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Die kapitalistische Arbeitsorganisation und Leistungsabforderung bringen Streß, körperliche und seelische Erschöpfung bei verschiedensten Tätigkeiten hervor. (Bilder aus; Frauen fotografieren Frauenarbeit. Halen Vertag K*

Frauenarbeit und Gesundheit
Beitrag einer Ärztin beim Frauenstammtisch der IG Metall Augsburg

In der öffentlichen Diskussion ist es ja 
so, daß allgemein die Behauptung auf­
gestellt wird, die Menschen seien in der 
Regel an ihren Erkrankungen selbst 
schuld. Meine Erfahrungen als Haus­
ärztin sind ganz anders, und eure, als im 
Beruf stehende Frauen, die versuchen 
müssen, die tagtägliche Überforderung 
durch Beruf und Hausarbeit einigerma­
ßen zu überstehe, sicher auch. Insbe­
sondere ältere berufstätige Frauen ma­
chen die Erfahrung, daß sie sich noch so 
anstrengen können, etwas für ihre Ge­
sundheit zu tun, und trotzdem leiden sie 
zunehmend unter chronischen Be­
schwerden. Kommen sie dann erkrankt 
in die Praxis, befinden sich in einem Zu­
stand vollkommener körperlicher und 
seelischer Erschöpfung. Sie brechen erst 
einmal in Tränen aus, weil sie einfach 
vollkommen kaputt sind. Dies gilt all­
gemein, seien es Arbeiterinnen oder 
aber Angestellte im Bürobereich, Ver­
kauf oder in den Pflegeberufen. Die ein­
hellige Klage ist: Die Arbeit, die von uns 
verlangt wird, können wir in der kurzen 
Zeit auf keinen Fall schaffen.

Die Anforderung des „Aufgehens im 
Beruf4, des Abarbeitens für den Ar­
beitsplatz, greift tief in die zwischen­
menschlichen Beziehungen ein, insbe­
sondere zwischen Mann und Frau. Vor 
allem die Männer sollen von frühmor­
gens bis spätabends „für die Firma“ da 
sein. Kommen sie nach Hause, sind sie 
oft nicht mehr in der Lage, noch irgend 
etwas zu unternehmen oder im Haushalt 
etwas zu tun. Verheiratete Frauen sind 
dadurch oft gezwungen, diese Überla­
stung aufzufangen, und eine Vollzeitar­
beit ist für zwei Eheleute fast unmög­
lich, spätestens dann, wenn Kinder da 
sind. Das sind ökonomische Mechanis­
men, die nach meiner Meinung nichts 
mit irgendwelchen biologischen Eigen­
arten von Mann und Frau zu tun haben 
— jeder kennt ja inzwischen auch Fälle, 
in denen die Frau beruflich mehr belastet 
ist als der Partner und eine entsprechend 
andere „Rollenverteilung“ zu Hause 
stattfindet.

Bezeichnet wird diese Antreiberei bei 
der Arbeit wissenschaftlich als „Streß“. 
Zwar wird behauptet, daß ein gewisser 
Streß für die Gesundheit notwendig sei, 
inzwischen aber ist die Intensität der Ar­
beit so hoch, daß eine Erholung des Or­
ganismus nicht mehr entsprechend kör­
pergerechter Rhythmen möglich ist. 
Diese Belastung wird wissenschaftlich 
als „Distreß“ bezeichnet. Sogar die Ar­
beitgeber müssen darauf reagieren und 
inzwischen auf Betriebskosten Streßbe­
wältigungsseminare anbieten.

Streßbelastung
Es erfolgt unter Streß eine Dauerbela­
stung des sogenannten „sympathischen 
Systems“. Die Pupillen werden weit, 
der Mund wird trocken, der Herzschlag 
wird schneller und kräftiger und der 
Blutdruck steigt, Magen und Darm sind 
wie gelähmt und können nicht verdauen, 
die Leber produziert keine Gallenflüs­
sigkeit, die Gallenblase bleibt zu, statt­
dessen wird in der Leber nur das in der 
Nacht zuvor aufgebaute und gespeicher­

te Glykogen als Energielieferant 
abtransportiert und in Blutzucker umge­
wandelt. Das energiereiche Brennmate­
rial im Blut wird erhöht, Zucker und 
Fettspiegel steigen, auch wenn die Ar­
beitenden noch so sehr auf cholesterinar­
me Ernährung achten. Der Verbrauch 
von Vitaminen und Mineral stoffen steigt 
und führt in Verbindung mit nicht er­
folgter ausreichender Zufuhr zu Man­
gelerscheinungen. Die Immunabwehr­
fähigkeit des Organismus wird geringer, 
weil das Verhältnis bestimmter weißer 
Blutkörperchen, der T4- und der T8- 
Lymphozyten, sich ungünstig ent­
wickelt.

Dies alles sind wissenschaftlich aner­
kannte Folgen ständiger Ausschüttung 
der Nebennierenhormone Adrenalin und 
Noradrenalin, nachzulesen unter ande­
rem in der Broschüre ,,Arbeit und 
Streß“ des bayerischen Staatsministe­
riums für Arbeit und Sozialordnung. 
Dort ist ebenfalls nachzulesen, daß der 
Cholesterinspiegel insbesondere bei 
Nacht- und Schichtarbeitern besonders 
hoch ist.

Es besteht ein enger Zusammenhang 
zwischen der Bildung von Cholesterin, 
Cortison und weiblichen Hormonen. 
Der Mechanismus der Bildung der Hor­
mone im menschlichen Körper ist aus­
gesprochen kompliziert und über eine 
Art Regelkreis gesteuert und natürlich 
nicht ganz so einfach zu erklären. Streß­
situationen werden jedenfalls in der 
Medizin inzwischen anerkannt als Stör­
faktoren bei der Hormonbildung. Viel­
leicht lassen sich dann eine ganze Reihe 
von gynäkologischen Erkrankungen 
oder Störungen über Beschwerden bei 
der Periode bis hin zu unerfülltem 
Kinderwunsch und später sogenannten 
„Wechseljahrbeschwerden“ hieraus 
erklären und nicht aus irgendwelchen 
ominösen, unerklärlichen Hormonstö­
rungen.

Nun kann der menschliche Organis­
mus sehr gut kompensieren, d.h., bis zu 
einem gewissen Grad überspielen. Der 
Zusammenbruch erfolgt nicht immer er­
kennbar sofort nach einer Anspannung 
oder dann, wenn eine Anspannung be­
sonders hoch ist, sondern erst in der 
Phase der Entspannung. Solange der 
Körper funktionieren muß, sei es in der 
Arbeit oder in der Familie, unterdrücken 
viele Frauen ihre Beschwerden. Statt­
dessen tritt dann z.B. die verbreitete 
Wochenendmigräne auf, so versteht 
man auch, weshalb so viele Menschen 
gerade im Urlaub oder am Ende eines 
Urlaubs erkranken, wenn sie meinen, 
sich gerade erholt zu haben.

Hinweisen möchte ich auf eine Unter­
suchung aus der Universitätsfrauenkli­
nik vom Februar 1991, in der ein Zu­
sammenhang zwischen Hormonstörun­
gen und Schadstoffbelastung festgestellt 
wird. Es wurden 90 Patientinnen mit 
Hormonstörungen untersucht, darunter 
Frauen mit Kinderwunsch, Schilddrü­
senerkrankungen und Zyklusbeschwer- 
den. Die Frauen wurden untersucht auf 
Belastung mit den Pestiziden Lindan und 
Pentachlorphenol, weithin bekannt 
unter dem Namen PCB. Beide Pestizide 
werden in der Landwirtschaft wie auch 
im häuslichen Bereich großzügig als

Holzschutzmittel angewandt. Bei 22 
Frauen fanden sich erhöhte PCB- oder 
Lindanwerte im Blut. Hierbei handelte 
es sich um sechs Frauen mit mindestens 
zwei Aborten, zwei Frauen mit primärer 
Sterilität, acht Frauen mit Zyklusstörun- 
gen und sechs Frauen mit klimakteri­
schen (Wechseljahres-)Beschwerden.
Bei 71 Prozent der Frauen wurde ein 
zellulärer Immundefekt nachgewiesen, 
d.h. eine spezifische Veränderung der 
Körperabwehr und Neigung zu chroni­
scher Infektanfälligkeit. Eine Patientin 
hatte eine Schilddrüsenüberfunktion, 
fünf hatten eine manifeste oder versteck­
te Schilddrüsenunterfunktion.

Bei allen Frauen, die ihre Wohnung 
sanierten, besserten sich die beschriebe­
nen Symptome und Erkrankungen. Von 
den Frauen mit Kinderwunsch hatten 
alle zwischenzeitlich eine Geburt. Bei 
den Frauen, die die Schadstoffquelle 
nicht entfernen konnten, besserte sich 
die Symptomatik nur in zwei Fällen.

Bildschirmarbeit
Bekanntlich sind Frauen vermehrt mit 
der Texteingabe beschäftigt und damit 
einer sehr spezifischen intensiven Aus­
einandersetzung mit dem Bildschirm 
ausgesetzt. Darüber ist schon viel ge­
forscht und auch geschrieben worden, 
insbesondere von der IG Medien. Die 
Diskussion um die Gefährdung der Bild­
schirmarbeit, insbesondere der Frage 
der Strahlenschädigung, scheint mir 
noch nicht abgeschlossen. Forderungen 
nach strahlenarmen Bildschirmen und 
ergonomischen Arbeitsplätzen sind auf 
jeden Fall unbedingt erforderlich, eben­
so nach täglicher zeitlicher Begrenzung 
der Arbeit am Bildschirm und nach Ge­
staltung der Programme so, daß sie eine 
vernünftige Pausenregelung ermög­
lichen.

Seit einiger Zeit wird auch in der bun­
desdeutschen Presse nun berichtet über 
eine neue Berufskrankheit bei am Bild­
schirm Tätigen, insbesondere im Be­
reich der Dateneingabe. Die Krankheit 
wird englisch bezeichnet als RSI. 
„Repetitive Strain Injury“ frei über­
setzt in etwa: Verletzung durch wieder­
holte (exzessive physische oder psychi­
sche) Belastung. Es handelt sich um eine 
chronische Schmerzkrankheit im Be­
reich der oberen Extremität, deren ge­
meinsame Ursache eine Überanstren­
gung durch häufige Wiederholung der­
selben Bewegungen liegt. Die RSI-Er- 
krankung macht im angelsächsischen 
Bereich bis zu 50 Prozent der Berufs­
krankheiten durch Bildschirmtätigkeit 
aus und ist insbesondere im Bereich der 
Dateneingabe und damit im Bereich von 
Tätigkeiten verbreitet, die insbesondere 
durch Frauen besetzt sind.

An der Universität Darmstadt hat sich 
jetzt eine Forschungsgruppe dieses 
Krankheitsbildes angenommen mit dem 
Ziel der Erforschung und Verhinderung 
einer weiteren Verbreitung. Die Patien­
tinnen leiden an chronischen Schmerz­
zuständen, die schließlich keine noch so 
einfache Handhabung wie das Heben 
einer Kaffeetasse oder das Führen eines 
Kraftfahrzeuges ohne Schmerzen erlau­

ben. Vermutlich liegt diesem Krank­
heitsbild zugrunde, daß durch eine zu 
schnelle Anschlagsfrequenz auf der 
Tastatur die Erholzeit, die die Muskel­
fasern von Hand und Arm nach jeder 
Anspannung brauchen, nicht mehr ge­
geben ist. Damit wird ein schleichender 
Verschleiß der einzelnen Muskelfasern 
erreicht, der mit üblichen Methoden 
nicht diagnostiziert werden kann, im 
Gegensatz z.B. zu Sehnenscheidenent­
zündungen oder den Beschwerden im 
Bereich des Ellenbogens, die medizi­
nisch bezeichnenderweise als „Tennis­
ellbogen“ bezeichnet werden, obwohl 
eine berufliche Überlastung sicherlich 
wesentlich häufiger ist. Ärztlicherseits 
werden diese Erkrankungen häufig als 
rheumatisch oder als Arthrose verkannt, 
ein Zusammenhang mit der Berufstätig­
keit damit ausgeblendet. Als Verursa­
chungsbedingung nennt die Darmstädter 
Forschungsgruppe a) hohe Informa­
tionsaufnahme und Konzentration am 
Bildschirm, b) psychomotorische 
Höchstleistungen und c) viele Berufs­
jahre mit Tastaturarbeit. Maßnahmen 
zur Verhütung sehen die Forscher vor 
allem neben den allgemeinen ergono­
misch notwendigen Maßnahmen in der 
programmtechnischen Gestaltung des 
Bildschirminhaltes nach dem Prinzip 
„So wenig Information wie möglich“ 
und gute Schulung des Bildschirmper­
sonals statt unaufgefordert eine Flut von 
unverlangten Informationsangeboten, 
die eine geistige Überanstrengung und 
damit die Tendenz zur Antreiberei för­
dern. Pauschale Vorschläge wie „Aus­
gleichsgymnastik“ oder ähnliches kön­
nen dagegen unter Umständen eher 
schaden.

Berufskrankheiten
Das RSI-Syndrom ist in der BRD nicht 
als Berufserkrankung anerkannt. Sicher­
lich wird es nach der deutschen Gesetz­
gebung auch noch eine ganze Weile dau­
ern, bis Schritte in dieser Richtung 
durchgesetzt sind. Dies liegt an der 
Berufskrankheitenverordnung, die den 
Betroffenen wenig Einflußmöglichkei­
ten gibt, eindeutig mit der beruflichen 
Tätigkeit in Zusammenhang stehende 
Beschwerden oder Erkrankungen als 
berufsbedingt durchzukämpfen. In den 
Gewerkschaften gibt es eine breite Dis­
kussion darüber, wie diese Situation ge­
ändert werden kann und nicht mehr nur 
hochgelehrte Wissenschaftler, die 
wenig praktische Erfahrung in der Orga­
nisierung des Berufslebens haben und 
vor allem selbst diesen Gefahren nicht 
ausgesetzt sind, darüber bestimmen, 
wann eine Erkrankung als berufsbedingt 
anerkannt wird. Die Gewerkschaft ÖTV 
hat in diesem Sinne eine Kampagne zur 
Anerkennung der Rückenerkrankungen 
als berufsbedingt in die Wege geleitet. 
Man sollte in diesem Zusammenhang 
auch die Hausärzte ermuntern, ihre Er­
fahrungen einzubringen, all die Dinge 
aufzuschreiben, die man tagtäglich er­
lebt und bei denen man sieht, wie die 
Menschen leiden unter unmenschlichen 
Arbeitsbedingungen .

Zum Schluß soll an einem Beispiel 

gezeigt werden, wie die Auseinander 
setzung mit den Arbeitgebern bzw. Ver­
sicherungsinstanzen konkret läuft, wenn 
Frauen Mitte bis Ende 50 merken, daß 
ihre Kräfte nicht mehr ausreichen, um 
die Belastungen in der Arbeit zu er­
tragen.

Eine Arbeiterin kommt weinend, voll­
kommen aufgelöst in die Sprechstunde 
Ich kenne die Patientin gut. Bei ihr ist ei­
ne Verengung der Herzkranzgefäße 
bekannt, sie ist erst vor kurzem aus einer 
Kur zurückgekommen. Sie sagt, die Kur 
hat ihr nicht gut getan, weil auf ihre 
Situation nicht cingegangen wurde. Sie 
hat hiermit sicherlich recht. Die Patien­
tin hat einen Blutdruck von über 
200/110. Herzschmerzen und ist damit 
aufgrund ihrer bekannten Herzerkran­
kung akut infarktgefahrdet. Was ist vor­
gefallen?

Der Patientin ging es schon den gan­
zen Tag in der Arbeit nicht so gut, die 
Lösungsmitteldämpfe (es handelt sich 
um einen Textilbetrieb) machen ihr zu 
schaffen. Sie hat sich deshalb einen 
Moment hingesetzt. Genau in diesem 
Moment kommt der Meister vorbei. Er 
ist etwa zehn Jahre jünger und als An­
treiber bekannt. Er fahrt die Patientin 
an. ausruhen könne sie auch zu Hause 
Die Patientin ist dadurch zutiefst ver­
letzt. Sie weiß aber, daß sie den kürzeren 
zieht, wenn sie etwas antwortet. Statt­
dessen bekommt sie Herzschmerzen. In 
der Sprechstunde erfolgen nichtmedika 
mentöse entspannende Maßnahmen 
Der Blutdruck normalisiert sich darauf 
hin. der Patientin geht es auch wieder 
besser. Die Patientin ist aber weiter gc 
fahrdet. also erfolgt erst einmal die Ver 
Ordnung einer Arbeitsunfähigkeit und 
die Vorbereitung einer Khnikeinwei 
sung. Dort soll eine Herzkatheterunter 
suchung und gleichzeitig eine Erweite 
rung der verengten Herzkranzgefiük 
stattfinden. Der Patientin wird esdantch 
sicherlich eine Weile besser gehen, dte 
Ursache, ihre berufliche und private 
Situation (sie war alleinerziehend), än­
dert sich nicht. Ob sie eine Rente erhai 
ten kann, ist fraglich, obwohl wir beide, 
sie und ich. der Meinung sind, daß ihr 
Gesundheitszustand ihr nicht mehr er 
lauben wird, über Jahfe hinweg ihre 
berufliche Tätigkeit auszuüben. Mögli 
cherwcise wird sie nicht einmal einen 
Schwerbehindertenausweis erhallen 
Nach herrschender Lehrmeinung ist sie 
ja nicht mehr schwer herzkrank, 
ihre Herzkranzgetaße mechanisch 
geweitet wurden, obwohl zu befurchten 
ist. daß die Verengung erneut auftntt 
- (elf)

Litemturhinweisr: RSI — Schmerzknafcäe- 
durch Tastaturarbeit am Bildschirm. Mai FW 
Prof Hargo Sorgatz. Technische HodnchBr 
Sleubenplalz 12. 6i Darmstadt. Tei OHS! 
165213; PCP- und Lindan-Belastung öes Fot 
mit endokrinen Storungen. I Gerhard xx. ’Jb- 
versitäts-Frauenklinik Heidelberg, er 1 üb- 
weitmedizin-Kongreß 1991. IrHemkixx: Är Ei 
tährungsheilkunde e.V.. Pf L50602. W «X» 
Berlin 15: Arbeit und Streß, hg. Borer Söat 
min. für Arbeit und Sozial ordnoMt 1989 Ar 
beitsbedingte Erkrankungen wo Frweo b jr 
Metallwirtschaft. Schriftenreihe Arbesösac^r 
heil der IG Metall. Franklun
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Stillegungen und Rationalisierung 
im Bergbau

Kapitalisten und Regierung wollen „Anpassungskonzept“ beschleunigen

Mehrere 10000 Bergarbeiter haben in den letzten Wochen 
eeten die von der Bundesregierung geplanten Subventions­
atzungen für den Steinkohlenbergbau demonstriert. Die 
Kapitalisten wollen nicht zuletzt im Hinblick auf den EG- 
B-'inenmarkl eine weitere Verbilligung der Energie. Starke 
Kräfte drängen auf eine Verschärfung des „Anpassungs- 
ioxweptes“ für den Bergbau, das 1987 in der Bonner Kohle- 
ruade ausgehandelt wurde Eine vorzeitige Verringerung 
der in diesem Konzept festgeschriebenen Fördermengen 
uad eine Beschleunigung der Stillegungs- und Rationalisie- 
iingspoiitik im Bergbau würde vermutlich auf Masseneht- 

> issungen hinausiaufen. Dies erklärt die Empörung, auf die 
w allem Bundeswirtschaftsminister Möllemann stößt. 
Daran hat sich auch durch die Ankündigung eines neuen

Energiekonzeptes der Bundesregierung für den Herbst 
nicht viel geändert. Die folgenden Artikel haben wir dem 
„Bergarbeiter-Info“ entnommen. Sie befassen sich u.a. mit 
den Ergebnissen der Mikat-Kommission und dem von den 
Bergwerksgesellschaften vor wenigen Monaten vorgelegten 
Optimierungskonzept. In der von der Bundesregierung ein­
gesetzten Mikat-Kommission saßen unter Leitung des ehe­
maligen NRW-Kultusministers Mikat (CDU) hochkarätige 
Vorstandsmitglieder von Energiekonzernen und vom Ver­
band der Energieabnehmer sowie Politiker aus FDP und 
SPD. Die Kommission konnte sich auf kein gemeinsames 
Konzept einigen. Das „Bergarbeiter-Info“ erscheint zwei­
mal im Jahr. Es kann bestellt werden über: Jens-Bünig, 
Johanniterstr. 14, 4100 Duisburg 1. — (wof)

Mikat, Horn und Möllemann — ein flotter Dreier gegen die Kumpels 
Oder: Was steckt hinter der neuen Kohlediskussion?

In der innergewerkschaftlichen Diskus­
sion schießt man sich seit einigen 
Mbchen heftig auf Wirtschaftsminister 
Möllemann ein. Der hats auch verdient 
— seine diversen Aussonderungen über 
den Bergbau strotzen vor Arroganz ge­
genüber den Bergleuten. Aber ist die 
Tatsache, daß Möllemann die weitest­
gehenden Kahlschiagspläne vertritt, 
Grund genug, sich von vornherein mit 
der Vernichtung von 30000 Arbeitsplät­
zen zufriedenzugeben, wie es das „Opti­
mierungsmodel 1“ vorschlägt?

Es sollte zu denken geben, daß die In­
halte sowohl des Optimierungsmodells 
als auch des Mikat-Gutachtens nie voll­
ständig veröffentlicht wurden. Das liegt 
vor allem daran, daß bei der Lektüre die­
ser Pläne deutlich w'ird, daß „Förder­
kosten“ und „Fördermenge“ gar nicht 
soviel miteinander zu tun haben, wie 
man auf den ersten Blick meint. Vor al­
lem soll verschleiert werden, daß völlig 
unabhängig von der künftigen Förder­
menge umfangreiche Angriffe auf die 
Lebenslage der Kumpels im Gang sind. 
Das belegen viele Aussagen sowohl von 
Mikat als auch dem Optimierungs­
modell.

Mikat fordert: „Deshalb wird die 
drängende Aufgabe der Bergbauunter­
nehmen in den kommenden Jahren darin 
liegen, ihre Betriebe kostenorientiert zu 
optimieren, für den Betrieb nicht erfor­
derliche Belastungen abzuwerfen und 
auf diesem Wege die zur Kostendeckung 
erforderlichen Preise signifikant (deut­
lich. die Red.) zu senken.“ (Mikat- 
Bericht. S. 165)

„Kostendeckung” war schon immer 
der vornehmere Begriff der Unterneh­
mer für die „optimale“ Ausbeutung der 
Arbeiter. Genauso wie jeder andere 
Konzern will auch die RAG ihren Profit 
durch Automation und Rationalisierung 
steigern. So wurde in den 80er Jahren 
die Förderleistung von 4,2 auf rd. 
5Tonnen pro Mann und Schicht gestei­
gert, mit der „Optimierung“ sollen es 
6,2Tonnen werden. Schon diese „nor 
male“ Ausplünderung wird für immer 
mehr Kumpels unerträglich: Ständige 
Wmngerung der Sollstärken in den Re­
vieren. verstärkte Antreiberei, Gefum­
mel an Lohngruppen und Leistungsprä­
mien. Jagd auf Kranke usw. ...

Nach den Plänen der Unternehmer 
soll die „optimale“ Ausplünderung der 
Kumpels bereits Mitte der 90er Jahre 
erreicht sein. Die ..Besonderheiten“ des 
Bergbaus werden „Alt — und Sonder­
lasten“ genannt, die mit 17.00 DM auf 
die Tonne schlagen. Von ihnen müsse 
der Bergbau befreit werden, fördert 
Mikat — und mit ihm die Kohlebarone.

Politische Berichte zum Abonnieren — zum Kenneniernen

Hiermit bestelle ich . . Stück pro o
Ausgabe der Politischen Berichte
(zutreffendes bitte ankreuzen)

o 6 Ausgaben für 10 Mark 
(beilegen) zum Kennenlernen.

o im Jahresabonnement 
(52.— DM bei Einzelabo).

o im Halbjahresabonnement 
(26.— DM bei Einzelabo).

o Zahle nach Rechnungserhalt.

Baetnden an: GNN. Zülpicher Str. 7, 5000 Köln 1 oder regionale Bestelladresse 15/91

Bei dem Wort „Altlasten“ denkt man 
gemeinhin an Umweltskandale — ver­
seuchte Böden, vergiftete Baustoffe 
usw. Das stimmt nur zum Teil: Mit 6,00 
DM/Tonne weist die RAG typische 
„Altlasten“ wie Wasserhaltung oder 
Umweltsanierung aus. Die übrigen 
11,00 DM/Tonne definiert Mikat wört­
lich so:

„Dies betrifft insbesondere die knapp- 
schaftliche Rentenversicherung ... Es 
ergeben sich durch eine höhere Beitrags­
bemessungsgrenze und einen gegenüber 
Unternehmen in anderen Branchen über 
60 % höheren Arbeitgeberanteil erhebli­
che kostenwirksame Mehrbelastungen

So engt der Primat (Vorrang, die 
Red.) einer sozial verträglichen und regi­
onal ausgewogenen Kapazitätsanpas­
sung die Handlungsspielräume ... ein.

Anpassungsgeld und Knappschafts­
ausgleichsleistungen sind dabei beglei­
tende soziale Maßnahmen . . . Unter Be­
rücksichtigung marktwirtschaftlicher 
Regeln kann der Bergbau seine soziale 
und regional wirtschaftliche Verantwor­
tung als Eigentümer grundsätzlich nur 
noch im Rahmen seiner wirtschaftlichen 
Möglichkeiten wahrnehmen. Anpas­
sung und Frühpensionierung . . . (müs­
sen) abgebaut werden . . .“ (S. 173 ff)

Hinter diesen gestelzten Worten ver­
birgt sich e«n Großangriff auf die soziale 
Lage der Kumpels: Gegen die Knapp­
schaft, auf die Löhne, die Bergarbeiter­
wohnungen — alles, was nicht unmittel­
bar profitabel ist. soll weg. Das bedeu­
tet: Vollkommen unabhängig davon, ob 
auch nur ein Krümel Kohle weniger ge­
fördert wird, will der RAG-Vorstand 
auf dem Rücken der Kumpels seine „Er­
gebnisse optimieren“. Es ist also nicht 
angebracht, ihn aus der Schußlinie zu 
nehmen und allein auf Bonn und Brüssel 
zu starren.

Allerdings ist die Frage berechtigt, 
was hinter den Möllemann-Plänen zur 
vorzeitigen Kappung des Jahrhundert­
vertrages steckt. Beim Kumpel soll ja 
der Eindruck erweckt werden, als ob er 
sich gegen fette Bürokraten und hirnlose 
Wirtschaftsminister wehren müßte. Das 
sind Ablenkungsmanöver.

Im Interesse und auf Betreiben der 
Großkonzeme wird der EG-Binnen­
markt zusammengezimmert, weil selbst 
die Größten nur noch mithalten können, 
wenn sie im internationalen Geschäft 
mitmischen können. Die Energiemärkte 
sind aber in allen EG-Ländern bisher 
nach außen abgeschottet, aber diese Be­
schränkung wird 1993 ebenfalls fällen. 
In weiser Voraussicht haben die deut­
schen Stromkonzeme bereits beim Ab­
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schluß des Jahrhundertvertrages 1978 
die Klausel eingebaut, daß ihre Abnah­
meverpflichtung hinfällig wird, wenn 
kein national geschlossener Energie­
markt mehr besteht. Nur hat das dem 
Kumpel bisher keiner (öffentlich) 
gesagt. Möllemann wurde vorgeschickt 
um das Platzen des Jahrhundertvertrages 
politisch vorzubereiten.

Für die Energiekonzeme besteht auch 
keine Veranlassung mehr, an diesem 
Vertrag festzuhalten. Sie können ohne 
Kohlepfennig auskommen, weil auf dem 
Weltmarkt ein Überangebot an Kohle 
besteht. Das geschieht nicht uneigennüt­
zig. Schließlich soll Bonn auch für 
AKWs in den neuen Bundesländern und 
Steuerbefreiungen der Konzerne jede 
Menge Milliarden lockermachen. Das 
Geld bleibt also quasi in der Familie.

Die RAG trifft das nicht unvorbereitet 
— schließlich ist ja auch die VEBA ihr 
Hauptaktionär. Dieses — nach eigenen 
Angaben — so notleidende Unterneh­
men hat in den 20 Jahren seiner Existenz 
so viele Unternehmen zugekauft, daß 
mittlerweile 30 % des Umsatzes im 
Nicht-Kohlebereich gemacht wird. Seit 
einiger Zeit werden immer neue Berei-

Rationalisierung bedroht die Zukunft
Vorneweg: Schon immer war das Be­
streben um eine höhere Mannschicht­
leistung treibendes Rad im Bergbau. Das 
Zechensterben der 60er Jahre wurde 
auch durch die Rationalisierung mitbe­
dingt. Bis jetzt gab es im Bergbau drei 
Phasen der Leistungssteigerung:
— In den 60er Jahren wurde der Koh­
lenhobel breit eingeführt. Dadurch stieg 
die Leistung von 2000 (1960) auf 3 850 
kg/MS (1970) (MS=Kilogramm pro 
Mann und Schicht).
— Die zweite Phase der Mechanisie­
rung war die Einführung von Schreitaus­
bau und Schrämmwalze. Bis 1982 stieg 
dadurch die Mannschichtleistung nur 
unwesentlich auf 3980 kg/MS. Aber es 
wurde der Durchbruch zu „Großbetrie­
ben“ erreicht — den heute üblichen 250 
oder 300 m breiten Streben. Bei der 
Ruhrkohle AG ging in dieser Zeit die 
Zahl der Abbaubetriebe von 360 auf 150 
zurück, die Tagesförderung eines Strebs 
stieg von 900 auf rund 1 500 Tonnen.
— Seit Anfang der 80er Jahre hält in der 
Grube die Automation Einzug: Automa­
tische Überwachungsanlagen, Bereichs­
warten, teilautomatischer Transport. 
Seitdem steigt die Leistung wieder steil 
an und liegt 1989 bei 4800 kg/MS, wird 
demnächst die 5000-kg-,,Schallmauer“ 
durchbrechen.

Nach dem Motto „wer rastet, der ro­
stet“ wird aber fieberhaft weiter an neu­
en Techniken gearbeitet: „Nach der er­
reichten Vollmechanisierung steuert der 
deutsche Steinkohlenbergbau eine 
schrittweise Automation an“, stellt der 
Kohletechnik-Report des Forschungs­
ministeriums fest. Ziel ist: „Das auto­
matisierte Bergwerk der nächsten Gene­
ration ist mit modernsten Fertigungsbe­
trieben vergleichbar . ..“

Was soll das bedeuten? Es geht dar­
um. daß die bisher unsystematisch 
durchgeführte Automation — z.B. auf 
der einen Seite automatische Bandsteu­
erung, auf der anderen automatisierte 
Grubenwarte — „integriert“ wird zu ei­
nem einheitlich gesteuerten, zentral 
überwachten System. Die Folgen kann 
man sich noch gar nicht richtig ausmalen.

Am weitesten fortgeschritten ist diese 

ehe aus dem Unternehmen ausgegliedert 
— z.B. Ruhrkohle Umwelt GmbH, auch 
die Werkstätten sollen eigenständig be­
trieben werden — so daß die RAG als 
Unternehmen auch bei weiteren Förder­
einschränkungen noch prächtig gedei­
hen wird.

Schaut man so hinter die Kulissen der 
Kohle-Diskussion, dann kommt man 
sich vor wie in Hollywood: Jede Menge 
Attrappen und nichts dahinter. Mit der 
„Optimierung“ wird ein Schauspiel ab­
gezogen, das keinen anderen Sinn hat, 
als dem Kumpel die Hände zu binden 
und ihn vom Kampf gegen die arbeiter­
feindlichen Konzepte des Vorstands und 
die volksfeindliche Energiepolitik 
abzuhalten.

Um so weniger ist es verständlich, wa­
rum es weiter offizielle IGBE-Politik 
bleibt, abzuwarten und lediglich über 
die Größe der Arbeitsplatzvernichtung 
zu verhandeln. Auf einen groben Klotz 
gehört ein grober Keil! Mit der Vorbe­
reitung des Kampfes um die Arbeitsplät­
ze muß jetzt begonnen werden — und er 
muß sowohl gegen Bonn als auch gegen 
die RAG ausgefochten werden.
(aus „Bergarbeiter-Info“ Nr. 11, Juni 1991)

Entwicklung beim Transport. Runde 
50 % aller Schichten werden in der Gru­
be mit Transportaufgaben verfahren. 
Das ist für die RAG-Herren natürlich in 
höchstem Maße „unwirtschaftlich“. 
Mit der Magnetbahn erhoffen sie sich 
die Lösung dieses „Problems“ . . .

Parallel dazu soll auch die Gewinnung 
automatisiert werden. Die „Ruhrkohle“ 
8/90 berichtete über den ersten erfolg­
reichen Einsatz einer automatischen 
Steuerung für den Schildausbau auf 
Osterfeld. Noch nicht betriebsreif, aber 
in der Erprobung, sind Sensoren für Ho­
bel und Walze, die sowohl den Über­
gang von der Kohle zum Gestein erfas­
sen als auch die Zugkräfte am Meißel.

Die RAG geht davon aus, daß diese 
Automatisierung es ermöglicht, aus ei­
nem Streb bis zu 9000 t täglich zu för­
dern. Das wäre eine viereinhalbfach hö­
here Produktivität als zur Zeit.

Richtig nutzen lassen sich diese Tech­
niken nur, wenn der ganze Verfahrens­
ablauf zentral gesteuert und ausgewertet 
wird. Dieses komplizierte Rechnerpro­
gramm heißt „Integriertes Steuer- und 
Überwachungssystem“ (ISU) und ist 
bereits, betriebsfertig. Sichtbar ist es 
schon heute an den Materialaufklebern 
„Regelmaterial“ erkennbar. Die Mate­
rialdisposition erledigt der Computer. 
Weitergehend soll dieses System sogar 
eine langfristige Planung für die gesamte 
Grube ermöglichen, also bis hin zu den 
nächsten und übernächsten Aus- und 
Vorrichtungsaufgaben (was ja auch heu­
te schon manche Betriebsführung über­
fordert).

In der künftigen Grube ist also „High 
Tech“ angesagt. Doch ist diese weltweit 
führende Rolle in der Bergtechnik für 
den Kumpel kein Grund zum Jubeln: 
Denn der Anteil der Arbeitsplätze, die 
dieser Rationalisierung zum Opfer fallen 
sollen, wird stark ansteigen. Anderer­
seits ist die Kenntnis dieser Vorgänge 
für den Kampf um den Erhalt der Ar­
beitsplätze wirchtig. Denn für die Rati­
onalisierung sind nicht die Brüsseler Bü­
rokraten oder die Bonner Regierung, 
sondern die Konzerne verantwortlich, 
(aus „Bergarbeiter-Info“ Nr. 10, Dez. 1990)
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„Platz des blutigen Massakers“
Buchbesprechung: Klaus Haag. Der tausendköpfige Drache. Herrschaftssystem und Protesttradition in der Geschichte Chinas & Das Massaker in Peking 198«

Die ,,Göttin der Demokratie“ auf dem ,,Platz des 
himmlischen Friedens“ — zwei sensationsreich 
vergangene Jahre, und schon abgeheftete 
Geschichte? Für die „Weltöffentlichkeit“, die 
westliche allemal, vergessen genug, um viel­
versprechende Geschäfte zu betreiben mit denen, 
die den Panzern zu rollen befahlen: über die 
„Göttin der Demokratie“, über die zu Klump 
geschossenen Mcnschenleiber. Die Toten sind 
begraben, die chinesische Demokratiebewegung 
tot? In keiner Sondersendung, auch in keiner 
anderen, ist, auch „expertlich“ nicht, darüber 
etwas zu erfahren. China? Demokratiebewegung? 
. . . Bevor hier ans Nachdenken gedacht werden 
konnte, war der Spot weg, der Polit-Clip im

Archiv. (Regie: „Mauerfall!“) Die darüber 
dennoch etwas erfahren wollen, werden mit dem 
im folgenden vorgestellten Buch nicht schlecht 
beraten sein, vielleicht sich anfangs etwas über­
fordert fühlen, denn hier gibt’s nichts schnellgegart 
und die Eingeweide rührend vorgekaut, doch 
durchaus wohl durchdacht, nicht selten sogar 
spannend:
Klaus Haag: Der tausendköpfige Drache. Herr­
schaftssystem und Protesttradition in der Ge­
schichte Chinas & Das Massaker in Peking 1989, 
Berlin (mink vertag) 1991, 349 Seiten, 39 DM 
(ISBN 3—923034—12—1). Mit ausführlichem Do­
kumentationsanhang, Fotos, Karten und 18 Seiten

Absicht und erklärter Anspruch 
von Kl. Haag ist es, „der interes­
sierten Öffentlichkeit eine diffe­
renzierte Wahrheit des vergan­
genen und gegenwärtigen 
Geschehens und der gesell­
schaftlich-politischen Lage in 
China darzulegcn.“ (S. 5)
Wesentlich geht es ihm dabei um 
ein deutliches Abheben von dem 
im Westen erzeugten Bild über 
die Inhalte und Zusammenset­
zung der 89er-Demokratiebewe­
gung, die er als eine inhomo­
gene, aber als eine chinesische, 
das heißt, als eine in ihren Forde­
rungen eben nicht westliche 
Demokraticmodcllc blind kopie­
ren wollende Bewegung verstan­
den wissen will. Dementspre­
chend konsequent erscheint nun 
die weitere Aussage, nämlich 
daß die 89er-Bewegung ohne 
ihre direkten und ferneren Tradi­
tionen nicht oder nur falsch zu 
verstehen ist. Zu erklären, worin 
diese Traditionen bestehen, ist 
ein breit angelegtes Anliegen des 
Buchs, weshalb Kl. Haag sehr 
weit, bis ins dritte Jahrhundert 
vor unserer Zeitrechnung, 
zurückgreift, um — dialektisch 
— die wesentlichen Konstanten 
bzw. geschichtsbildendcn
Grundzüge der chinesischen 
Historie zu entwickeln: so wird 
dem rigiden Zentralismus von 
„oben“, sei es dem selbstherrli­
cher Kaiser oder dem „roter 
Mandarine“ bzw. deren Macht­
säulen, Militär und Verwal­
tungsapparat, ein stets wieder­
au Hebendes Aufbegehren von 
„unten“ in die Geschichte 
gewoben.

Die „klassische“ chinesische 
Geschichte wird dabei, vom Au­
tor selbst so benannt, im „kurzen 
Abriß“ wiedergegeben. Der Pe­
riode des endgültigen Zerfalls 
des Kaisertums, vollstreckt zu 
Beginn dieses Jahrhunderts, 
wird wenig mehr Raum gegeben, 
um der Entwicklung der „4.- 
Mai-Bewegung“ von 1919, da­
nach der Etablierungsgeschichte 
der KPCh bis zur Erringung der 
Macht 1949 den nötigen Raum 
zu belassen. Anstrengungen und 
Fehlschläge der chinesischen 
KP, aber auch der von Anfang an 
vorherrschende „Wille zur 
Macht“ der Parteispitze und 
ihrer obersten Repräsentanten 
sowie die sich daraus entspin- 
nenden Intrigen und Fehden wer­
den als systemlogisch begriffen 
und zu erklären versucht bis hin 
zu der Feststellung: „Wer sich 
die Illusion macht, daß der chi­
nesische Sozialismus überhaupt 
reformfähig sei, der unterschätzt 
nicht nur die weltweit anzutref­
fende fatale Eigendynamik des 
existierenden Staatssozialismus, 
seine an sich humanitären und 
freiheitlichen Grundgedanken 
vorzeitig aufzugeben, der inter­
pretiert auch die systembeding­
ten Verkrustungen allzu optimi­
stisch.“ (S. 16) In direktem Zu­
sammenhang mit dieser These 
steht die Metapher von den 
„roten Mandarinen“, die das 
„neue Alte“ chinesischer Herr­
schaftsstruktur ausdrückt: stete 
Labilität von Herrschaft in 
China, Krisenbewältigung durch 
vorsorglich möglichst alldurch­
dringende Spitzelsysteme wie 
durch rigorose „Abschreckung 
des Volkes“ nicht nur bei er­
kannter Gefahr sowie Intrigen in 
den oberen Machträngen, in 
deren Folge die obersten Reprä-
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sentantlnnen zwar wechseln 
mochten, deren Nachfolgerin­
nen immer wieder Säuberungen 
nicht nur im Mittelbau betrieben, 
doch die Verwaltungsebene ins­
gesamt machtbestimmend blieb 
vom feudalistischen bis ins kom­
munistische China.

Um eben solche Konstanten 
auch für die Ereignisse von 1989 
zu verdeutlichen, werden an pas­
sender Stelle in die von jüngerer 
chinesischer Geschichte han­
delnden Kapitel Exkurse einge­
flochten. In ihnen werden gesell­
schaftspolitische Parallelen her­
ausgearbeitet, indem Gegenwart 
und Vergangenheit aufeinander 
bezogen und dadurch ähnliche 
Muster auf Gemeinsamkeiten 
miteinander verglichen werden. 
— Womit noch einiges zum Auf­
bau des Buchs zu sagen wäre, an 
dem dessen konzeptionelle 
Geschlossenheit auffällt. Der 
„Leseteil“ (d.h. ausschließlich 
des Anmerkungsapparats, der 
Literaturliste, der Karten von 
China und Peking) läßt sich 
mühelos in einen beschreibend/ 
analysierenden und in einen 
dokumentarischen Teil gliedern, 
wobei der Dokumententeil so an­
gelegt ist, daß er die zuvor her­
ausgearbeiteten Grundaussagen 
sowohl illustriert wie belegt.

Die darin präsentierten Reden, 
Gedichte und Dialoge, allesamt 
von Beteiligten bzw. Betroffenen 
vor und unmittelbar nach dem 
Massaker, verleihen dem Buch 
Farbe und Authentizität. So ist es 
beispielsweise überaus auf­
schlußreich, das Gespräch zwi­
schen einem Studenten und 
einem der aufmarschierten Sol­
daten, einem Obergefreiten der 
Volksbefreiungsarmee, zu ver­
folgen, vor allem hinsichtlich 
der Reaktionsweise des Solda­
ten. Eingetrichterte Zerrbilder 
reproduzierend hört er dem auf 
ihn einredenden „Feind“, dem 
„Rowdy“ und „Unruhestifter“ 
zu, scheint zeitweise verunsi­
chert, klammert sich aber immer 
wieder dann an die von den Vor­
gesetzten eingehämmerten 
Feindvorstellungen, wenn weite­
res Sich-Einlassen auf das 
Gegenüber zum Überdenken und 
gefährlichen Hinterfragen der 
eigenen Funktion führen müßte.

Der beschreibend/analysie- 
rende Teil seinerseits ist wie­
derum in zwei Großabschnitte 
unterteilbar: in einen das „Dra­
chenjahr“ 1989 behandelnden 
und — davor — in einen, in dem 
versucht wird, die Herrschafts­
und die Protesttradition Chinas 
zu entwickeln. In beiden Ab­
schnitten wird der Stoff wechsel­
weise zuerst „von oben“ und 
dann „von unten“ her aufberei­
tet, und zwar indem nicht strikt 
chronologisch, sondern alternie­
rend und ineinandergreifend aus 
beiden Perspektiven der Fort­
gang der chinesischen Geschich­
te entworfen wird. Somit ist es 
möglich, die rigide Herrschafts­
praxis sowohl in ihren unverän­
derten als auch in ihren verän­
derten Aspekten zu beleuchten, 
aber damit eben auch die Bewe­
gungen, die sich von der gesell­
schaftlichen Basis her dagegen 
entwickelten.

Folgende Beispiele sollen das 
veranschaulichen:

Erläutert wird etwa, wie sich 
während der Tang-Dynastie im 
7. bis 10. Jahrhundert die „Gen­
try“ herausbildete, eine Art Be­

amtenkaste, die in wesentlichen 
Zügen dem heutigen mittleren 
Partei- und Staatsapparat Chinas 
ähnelt: „Historisch gesehen gilt 
noch immer, was die alten Dyna­
stien zum Alltag erklärt hatten: 
Die Korruption ist in den chine­
sischen Staat eingebaut, Amts­
rechte sind stets auch Berciche- 
rungsrechte.“ (S. 30) — „Unter 
aktiver Mitwirkung der Gentry 
wurde eine Art .Blockwart- 
system* eingeführt, das eine . . . 
Institution zur Registrierung, 
Überwachung und Denunziation 
war.“ (S. 36) Unter weiteren 
wird auch folgende historische 
Parallele gezogen: Nach der 
Ende des 19. Jh. von den impe­
rialistischen Westmächten er­
zwungenen Öffnung Chinas war 
das Interesse an technischem 
Know-how nicht minder ausge­
prägt als in den letzten ca. 15 
Jahren. Beide Mal wurden durch 
im Ausland Studierende im 
Westen diskutierte Ideen nach 
China transportiert. So hielten in 
den ersten Jahrzehnten dieses 
Jahrhunderts anarchistische, 
sozialistische und kommunisti­
sche Modelle Einzug ins „Reich 
der Mitte“, in den 80ern ent­
wickelte sich eine an den Men­
schenrechten orientierte, zuneh­
mend schärfere Systemkritik.

Zu den weiteren Schwerpunk­
ten des Buchs gehört die Darstel­
lung der „Demokratiebewe­
gung“, deren Anfänge auf 1974 
datiert werden. Damals wurde 
die „Kantoner Wandzeitung“ 
veröffentlicht, deren gewaltiges 
Echo in der Bevölkerung Chinas 
in eine regelrechte „Wandzei­
tungsbewegung“ mündete. 
Deren zentrale Forderungen 
waren die nach freier Meinungs­
äußerung, dem Recht, eigene 
Standpunkte zu vertreten, nach 
Kontrolle der Regierung durch 
das Volk, was sich bis zur Forde­
rung nach rätedemokratischen 
Modellen erstreckte. In diesem 
Zusammenhang konkretisiert 
Kl. Haag die wesentlichen Un­
terschiede zum westlichen 
Demokratiebegriff, indem er 
sich ausdrücklich auf Veröffent­
lichungen des Aktivisten Wei 
Jingsheng und der Zeitschrift 
Tansuo (Untersuchungen)
bezieht (deren Positionen er frei­
lich zu den radikalsten innerhalb 
der uneinheitlichen Bewegung 
zählt): „Vor allem der politische 
Dezentralismus und die Beto­
nung des Individuums in gesell­
schaftlicher Gemeinsamkeit und 
Zusammenarbeit auf der Grund­
lage der Freiwilligkeit fallen ins 
Auge. „Demokratie“ ist . .. vor 
allem ein politisches, nur in 
zweiter Linie ein ökonomisches 
System. Die Aufgabe dieses 
Systems ist die Verwirklichung 
einer Lebensgrundlage für die 
Menschen, die ihnen ihre selbst­
gewählten Rechte garantiert, 
nicht aber diese von .oben1 vor­
definiert. Besonders aber die 
Forderung nach direkter und 
jederzeitiger Kontrolle der Man­
datsträger unterscheidet den chi­
nesischen Demokratiebegriff
qualitativ von dem der meisten 
westlichen demokratischen 
Systeme.“ (S. 107) Immer wie­
der verboten und verfolgt, somit 
hinter Gitter gebracht oder ins 
Exil oder in den Untergrund 
getrieben, konnte in stets wie­
derkehrenden „Tauwetterpha­
sen“ die Bewegung sich relativ 
schnell reorganisieren, was aber

Wandzeitungen während der Kulturrevolution in Beijing.

zumindest in den 80ern immer 
auch Ausdruck von Flügelkämp­
fen der obersten Machtebene 
war. So versuchten „Re form“ - 
kräfte im Widerstreit mit „Hard­
linern“ immer wieder, die auf­
brechenden Proteste für ihre 
Machtspiele zu instrumentalisie­
ren. um sie, fühlten sie sich 
sicher genug, augenblicklich mit 
aller Schärfe erst zu verurteilen, 
dann zu verfolgen.

Knapp die Hälfte des beschrei- 
bend/analysierenden Teils des 
Buchs behandelt die Wochen der 
Proteste, die Chronologie vor 
dem und des Massakers sowie 
die Monate nach der blutigen 
Niederschlagung der Demokra­
tiebewegung. Es ist der am mei­
sten „journalistische“ Teil der 
Arbeit, da in ihm das Beschrei­
bende in der Darstellung über­
wiegt, was in den Untertiteln 
„Die Chronik des Drachen­
jahrs“ auch angedeutet wird.

Unter anderem wird hier her­
ausgearbeitet, worin die 
„Gerontokraten“, die Clique der 
„greisen Herren“, die größte 
Bedrohung gesehen haben moch­
ten: die Organisierung des Pro­
tests außerhalb der Partei, die 
wachsende Annäherung und 
organisatorische Koordination 
der verschiedenen Strömungen 
innerhalb der Bewegung in 
Peking sowie die rasante Aus­
breitung der Proteste auf die Pro­
vinzen. Ebenso wie der „Auto­
nome Studentenverband“ grün­
dete sich die „Autonome Arbei­
tergewerkschaft“, beide stellten 
sich bewußt außerhalb der Par­
tei, fanden zunehmend massive­
ren Widerhall in der Bevölke­
rung. Daß Intelligenz und Arbei­

Repression der Demokratiebewegung in China 
was hier kaum zu erfahren ist

Am 4. Juni dieses Jahres jährt 
sich zum zweiten Mal das blutige 
Ereignis, das damals als „Mas­
saker in Peking“ per Presse, 
Funk und Fernsehen der Welt­
öffentlichkeit den Atem zu neh­
men schien. Die Welt war „live“ 
dabei, als die Panzer die Proteste 
der Studentinnen und Arbeite­
rinnen zu Menschenbrei walz­
ten. Heute aber ist selbst der 
Golfkrieg längst keine Medien­
wirklichkeit mehr, ist das Elend 
der Kurdinnen beinahe schon 
nicht mehr von Belang für diese 
Art von Sensationsgeschäft, das 
die Wahrnehmung punktuell 
totalisiert und damit die Erinne­
rungsfähigkeit nahezu zerstört. 
Denn ebenso vergessen scheint, 
daß und wie dreist der Apparat 
während des Kriegs der „Welt“ 
gegen den Irak sich vorführte, 
indem er sich als gigantische 

terinnen, vor allem auch die 
immer mehr werdenden Arbeits­
losen. immer mehr zusammen­
fanden, dabei ihre Kritik wie ihre 
Forderungen radikalisierten, 
mußte den mächtigen Greisen er­
lebte Geschichte vor Augen ge­
rufen haben. Denn genau dies 
erlebten sie in den Zeiten um die 
„4.-Mai-Bewegung“ von 1919 
schon einmal, selbstredend 
damals aus der emanzipatori­
schen Perspektive „von unten“. 
Genau auf diese Bewegung aber 
beriefen sich die Studentinnen 
und Arbeiterinnen auf dem 
„Platz des himmlischen Frie­
dens“, und genau deshalb fürch­
teten die jetzigen Herrscher 
nichts mehr als gerade dies.

Die Darstellung dieser Ereig­
nisse verläuft, obwohl das 
Medium Buch und die zwei Jahre 
Abstand die Gefahr reiner Sensa­
tionserzeugung abschwächen, 
auf einer Gratwanderung zwi­
schen gewollter Vergegenwärti­
gung mit der inbegriffenen Emo­
tionalisierung und einer Reihung 
von Fakten, die eine eher nüch­
tern unbeteiligte Betrachtung 
nahelegt — also zwischen 
„story“ und „history“. Soweit 
lösbar, scheint dies gelungen. 
Dennoch ist das Ganze nicht 
ohne Klippen, was an zwei Bei­
spielen verdeutlicht werden soll.

Da ist die Anstrengung des 
Autors, die Proteste als „frei­
heitlich“ bzw. als „basisdemo­
kratisch“ zu qualifizieren. An­
geführt wird dabei, daß dies von 
der Basis her erfolgte, daß nicht 
nur vereinzelte Gruppen und 
Grüppchen agierten und dabei 
ein breites Echo in der Bevölke­
rung fanden, schließlich daß die

Waffe der psychologischen 
Kriegsführung präsentierte. Im 
Schatten dieser Milliarden Hirne 
desinformierenden und desori­
entierenden „Live-High-tech- 
Horror-Picture-Show“ wurden, 
kaum bemerkt, zahlreiche Akti­
vistinnen der chinesischen Pro­
testbewegung abgeurteilt.

amnesty international spricht 
von mindestens 32 Urteilen mit 
Strafen zwischen 2 und 13 Jahren 
Haft (darunter jedoch auch 6 
Haftverschonungen) gegen pro­
minente und von Hunderten 
weniger prominenten Aktivistin­
nen. die nicht selten ohne Urteil 
seit 1989 in Haft sind (vgl. ASA 
17/20/91). Ein Artikel der 
Direkten Aktion (Nr. 36/April 
1991) nennt 6000 Verhaftungen 
laut Statistiken der chinesischen 
Regierung und 30000 Fälle nach 
inoffiziellen Quellen Die taz

„Diktatur des Proletariats“, also 
in der Realität der Führungsan­
spruch der Partei, infrage ge­
stellt. wenn nicht negiert wurde. 
Genau belegt werden die Inhalte 
solch weitgehender Kritik jedoch 
anhand von Kl. Haag selbst als 
„radikalst“ bezeichneter Zirkel 
(etwa um die Zeitschrift Idnsuo. 
vgl. S. 107. vgl. allerdings auch 
S. 244ff.: die Erklärung der Au­
tonomen Arbeitergewerkschaft 
Bejing). Ein weiteres ist das An­
liegen. ein Buch sowohl für den 
wissenschaftlichen als auch für 
den Bereich der „interessierten“ 
Leserinnen geschrieben zu 
haben. Während erstem mit An­
merkungsapparat, dem Umfang 
und der Nennung der bearbeite­
ten Quellen, kenntlich nachvoll­
ziehbaren Zitaten wie Thesen, 
vor allem aber wegen der durch­
dachten Sorgfalt der Darstellung 
voll entsprochen wird, wird letz­
teren bisweilen ein doch sehr 
großes Interesse aufgrund der 
komprimierten Informationsfül­
le unterstellt bzw. abverlangt.

Dennoch wären weitere Auf­
lagen und eine breite Leserin­
nenschaft diesem Buch zu 
wünschen: und mit ihnen eine 
Erweiterung des Buchs um einen 
tabellarischen Überblick über 
die wichtigsten Daten und Ereig­
nisse der behandelten Geschichte 
sowie ein ausführliches Namens­
und Stichwortregister. Denn 
gerade solche schnellen Nach­
schlagehilfen machten besonders 
interessierten, doch in chinesi­
scher Geschichte wenig bewan­
derten Menschen (ich sage das 
aus eigener „Betroffenheit“) 
den Umgang mit dem Buch um 
einiges leichter. — tpob

(28. Jan. 1991) berichtet voo 
unmittelbar nach dem Massaker 
durchgepeitschten SchneUpio* 
zessen. die zur Hinrichtung von 
..Dutzende(n) von Arbeitern. 
Bauern und Arbeitslosen“ führ­
ten: die Direkte Aktion konkret! 
siert. daß „alle der 40 festge- 
stellten Hinrichtungen an Arba- 
tern und WA F-Gewerkschaftern 
begangen wurden“ (WAE d.i 
die 1989 während der Proteste 
gegründete „Autonome Arbe.’- 
tergewerkschaft *).

Eines der Bilder, die damah 
um die WHt gingen, könnte vxi 
leicht im Gedächtnis vieler gr- 
blieben sein — das Bild eine> 
Mannes, der sich einsam einer 
Panzerkolonne in den Weg Mdh 
um sie. allein mit seinem Kör­
per. aufzuhalten. Auch dieser 
Mann. Wang Weiiin. isi hiaje 
richtet worden




